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Der NWO-Moloch "Europäische Union" (EU), Teil 2 
Das Nachrichtenmagazin "DER SPIEGEL" berichtete am 13. Dezember 2010: >>Herrliche 
Heimat 
Warum die Deutschen Europa brauchen  
... Deutschland braucht Europa, und Europa braucht Deutschland. Das gilt immer noch, aber 
aus anderen Gründen als früher. In den ersten Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg woll-
ten die Nachbarn die Bundesrepublik einbinden, um den deutschen Ungeist bändigen zu kön-
nen. Die Deutschen brauchten Europa, um international wieder eine Rolle zu spielen. Es ging 
schon damals um Interessen, aber auch um Gefühle, weil die Kriegsgegner den Deutschen 
sehr viel verzeihen mußten. Daß sie das geschafft haben, löste bei den politischen Generatio-
nen Adenauer, Brandt und Kohl, die eigene Kriegserlebnisse hatten, tiefe Dankbarkeit aus, 
also große Gefühle. Die EU ist das wohl größte Versöhnungswerk der Geschichte. ... 
Die Bundesrepublik ist eine späte Geburt des Westens. Vor 1949 wollten die Deutschen nicht 
mitmachen. Sie waren skeptisch bis feindlich gegenüber dem, was Heinrich August Winkler 
in seinem großen Buch "Geschichte des Westens" das "normative Projekt der beiden atlanti-
schen Revolutionen" nennt. Die Amerikaner hatten 1776 und die Franzosen 1789 für die De-
mokratie und deren Prinzipien gekämpft: Bekenntnis zur Volkssouveränität, Gewaltenteilung, 
Herrschaft des Rechts, Menschenrechte. Das alles haben die Westmächte den Westdeutschen 
nach dem Krieg aufgezwungen.  
Durch den Geschichtsbruch 1933 bis 1945 hat die Bundesrepublik keinen Gründungsmythos 
und keine historisch fundierte Identität wie Frankreich oder die USA, deren Völker sich die 
Demokratien vor Jahrhunderten selbst erkämpft haben. Erst die Ostdeutschen haben 1989 eine 
Revolution erfolgreich abgeschlossen, aber das reicht nicht für eine bundesrepublikanische 
Gesamtidentität.  
Die politische Identität der Bundesrepublik ist der Westen. Die Deutschen haben sich die Er-
rungenschaften anderer Völker einverleibt, sie haben die Revolutionen der Franzosen, Eng-
länder und Amerikaner in ihr Selbstbild eingebaut. Auf dem normativen Projekt der atlanti-
schen Revolutionen beruht das, was heute den gelungenen Staat Bundesrepublik ausmacht. Er 
war von Anfang an nicht als Nationalstaat gedacht. Er sollte Teil von etwas sein, Teil des 
transatlantischen Bündnisses Nato, Teil Europas, Teil des Westens. Wenn sich nun die Verei-
nigten Staaten allmählich aus diesem klassischen Westen verabschieden, bleibt Deutschland 
vor allem Europa als Heimat.  
Einen eigenen, nationalen Weg gibt es nicht. …<<  
Der SPD-Politiker Günter Verheugen (1999-2010 EU-Kommissar) erklärte im Jahre 2010 in 
der ZDF-Talkshow "Maybrit Illner" (x353/77): >>… Wir sollten bitte nicht vergessen - dieses 
ganze Projekt "Europäische Einheit" ist wegen Deutschland notwendig geworden. Es ging 
immer dabei (sic!), Deutschland einzubinden, damit es nicht zur Gefahr wird für andere. Das 
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dürfen wir in diesem Land nicht vergessen. Wenn Sie glauben, daß das 65 Jahre nach Kriegs-
ende keine Rolle mehr spielt, dann sind Sie vollkommen schief gewickelt. Ich kann Ihnen 
nach 10 Jahren Brüssel sagen: das spielt jeden Tag noch, jeden Tag noch eine Rolle.<< 
Der deutsche Journalist Bruno Bandulet berichtete im Mai 2011 über die EU (x869/...): 
>>Der Zahlmeister 
Warum die EU schon vor dem Euro ein teurer Spaß war 
Ein teurer Spaß: Professor Willeke rechnet vor, was die EU den Zahlmeister Deutschland bis-
lang gekostet hat. 
Im Mai war es ein Jahr her, daß der Deutsche Bundestag die Verfassung brach, die erste Grie-
chenland-Hilfe und das Euro-Rettungspaket billigte, dem Steuerzahler Lasten in unbekannter 
Höhe aufbürdete und damit die Umwandlung der Euro-Zone in eine Transferunion in Gang 
setzte. 
Damit ist gemeint, daß die Bundesregierung Kredite garantieren und Geld an andere Regie-
rungen überweisen wird, um das gescheiterte Euro-Experiment zu verlängern. Dies nicht etwa 
aus Haushaltsüberschüssen, die bekanntlich auch in Deutschland nicht existieren, sondern 
finanziert durch die Aufnahme neuer Schulden, die auf den schon bestehenden Schuldenberg 
getürmt werden. In der Euro-Zone verschulden sich die Schuldner, damit die noch schlimmer 
Verschuldeten nicht pleite gehen. Am Ende sind wir alle Griechen. Dabei wird verdrängt, daß 
die EU schon lange vor der Einführung der Einheitswährung als Transferunion funktionierte. 
Deutschland spielt seit Jahrzehnten den Big Spender! ... 
Im Prinzip handelt es sich bei der EU der aktuell 27 Mitglieder um eine Zweiklassengesell-
schaft: auf der einen Seite die Nettozahler, auf der anderen die Nettoempfänger. Es findet ein 
Wohlstandstransfer statt. Was die einen bekommen, fehlt den anderen. ... 
Auf diese Weise mußten die Deutschen im Zeitraum 1976 bis 2008 insgesamt 170 Milliarden 
Euro - in D-Mark fast das Doppelte - für eine angeblich gute Sache opfern, die von den Politi-
kern europäische Solidarität genannt wird. Da D-Mark und Euro im Laufe der Zeit arg infla-
tioniert wurden, weil es sich um ungedeckte Papierwährungen handelte, ist der Betrag natür-
lich erheblich höher, wenn man ihn kaufkraftbereinigt. Professor Willeke unterstellt eine In-
flationierung von 50 % und kommt so auf 255 Milliarden seit 1976 - in Preisen des Jahres 
2010. ... 
Interessant ist nun, was in den Jahren unmittelbar nach der Wiedervereinigung passierte. Ei-
gentlich wäre eine Entlastung Deutschlands zu erwarten gewesen, denn nach 1990 hatte die 
Bundesrepublik schließlich auch die riesigen Kosten der Einheit zu tragen. Es kam anders: 
ausgerechnet ab 1991 stiegen die deutschen Nettobeiträge permanent an. 
Von 1991 bis 1994 finanzierte Deutschland 73,7 % der gesamten Umverteilung innerhalb der 
EU! Das war das Dreifache dessen, was die drei anderen großen Mitgliedsländer zusammen 
netto aufbrachten. … 
Die Preisfrage: Was haben die PIGS-Staaten nur mit den vielen Milliarden gemacht? 
Mit den PIGS sind Portugal, Irland, Griechenland und Spanien gemeint - exakt die Staaten, 
die unter den Euro-Rettungsschirm flüchten mußten oder wie Spanien als Kandidaten gehan-
delt werden. Das böse Akronym PIGS wurde von den Zynikern an den Finanzplätzen London 
und New York erfunden. 
Pervers ist nun folgendes: Nachdem die PIGS von 1976 bis 2008 netto 287 Milliarden Euro 
geschenkt bekamen und damit in heutigen Preisen 430,5 Milliarden - mehr als die Hälfte da-
von aus Deutschland - und nachdem ihnen der Euro jahrelang beispiellos tiefe Zinsen bescher-
te und dadurch die Bedienung der alten Staatsschulden massiv verbilligte, hatten sie die ein-
malige Chance, ihre Finanzen zu sanieren. Sie haben davon keinen Gebrauch gemacht. Sie 
haben schlecht gewirtschaftet. Sie haben die staatliche oder die private Verschuldung oder 
beide hochgefahren. Mit dem Ergebnis, daß sie jetzt zusätzlich zu den regulären Haushaltshil-
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fen auch noch die Kredite des Rettungsschirms benötigen. Auf die Transferunion I folgte 2010 
die Transferunion II. 
Da stellt sich die Frage nach dem Sinn des Ganzen. Wo sind die Milliarden geblieben? Wo 
sind sie versickert? Niemand weiß das genau. Zumindest blieb davon der größte Schilderwald 
aller Zeiten. Schilder mit dem Sternenkranz auf blauem Grund, die irgendeine Baumaßnahme 
verkünden - immer mit dem Zusatz "kofinanziert durch die EU". … 
Profitiert hat die neureiche Klasse der EU-Absahner. Die Länder selbst hängen am Dauer-
tropf. 
Märchenstunde: Warum es nicht stimmt, daß die deutschen Exporterfolge dem Euro zu 
verdanken sind. 
... Sicherlich sind Frankreich, die Niederlande und Österreich, um nur einige zu nennen, über-
aus wichtige Handelspartner. Aber das war auch der Fall vor der Euro-Einführung. Es ergibt 
sich ganz selbstverständlich aus der Nachbarschaft. Selbst im Vergleich mit der Zeit vor 1914 
hat sich an der Struktur des deutschen Außenhandels nichts Wesentliches geändert. In Wahr-
heit ist der Unterschied ein ganz anderer: Vor 1999 kamen die Exportüberschüsse Deutsch-
land zugute, seit 1999 verschwinden sie im schwarzen Loch des Euro-Systems.<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 25 berichtete am 20. Juni 2011: >>Jean 
Monnet als Sondergesandter des amerikanischen Präsidenten Roosevelt 
Im ersten Teil unserer Darstellung zu Jean Monnet (Zeit-Fragen Nr. 38 vom 27.9.2010 unter 
dem Titel "Moloch EU und Strippenzieher Jean Monnet") haben wir gezeigt, wie Monnet, 
einer der sogenannten "Gründerväter Europas", sich als internationaler Kognakhändler und 
Bankier in den Jahren vor, während und nach dem Ersten Weltkrieg im angloamerikanischen 
Finanz- und Politikmilieu vernetzte. Im folgenden Teil werden wir Monnets diverse Aktivitä-
ten bis 1945 beschreiben.  
Durch diese Aktivitäten zieht sich wie ein roter Faden das Bemühen, die Souveränität der eu-
ropäischen Nationalstaaten anzutasten und aufzubrechen, mit dem Ziel der Herstellung eines 
großräumigen Marktes, sprich Absatzmarktes im Interesse der US-amerikanischen Wirtschaft. 
In diesem Zusammenhang muß man auch seine Aktivitäten im Kontext der französischen Po-
litik sehen.  
Im folgenden wird viel von Frankreich die Rede sein, dem ganz eindeutig - und das wird im 
dritten Teil unserer Untersuchung u.a. Thema sein - eine ganz bestimmte Rolle bei der Grün-
dung der "Vereinigten Staaten Europas von Amerikas Gnaden" zugedacht war.  
Eine wohl sehr treffende Beschreibung Monnets und der Art, wie er sich bewegte, gibt die 
Journalistin und erste Alterspräsidentin des Europäischen Parlaments Louise Weiss (1893-
1983), die Monnet recht gut kannte, in ihren Mémoires d’une Européenne: "Geniales Leuch-
ten in den dunkelbraunen Augen des kleinen Jean Monnet, wenn er geheimnisvoll, lebendig 
und charmant seine Einflußnetze knüpfte, die dem Völkerbund von Anfang an eine beträchtli-
che Macht sicherten.  
Seine Verhandlungen während des Kriegs hatten ihm alle Türen geöffnet und auch die Tresore 
der Finanzbastionen der City, der Wall Street, ja sogar der chinesischen Häfen. Die Eigentü-
mer der Zeitungen kannten ihn, aber er schlich und glitt wie eine Natter zwischen den Federn 
ihrer Redakteure einher. Öffentlichen Verhandlungen, die ihn gefangengenommen hätten, zog 
er die freien Suggestionen seiner speziellen Vorstellungen vor. Er hatte so seine Art. Er war 
ein Eingeweihter. Diese Art faszinierte bald die ganze Welt."  
Internationale Hochfinanz 
Sehr früh also war Monnet ein einflußreicher Mann geworden, der eine erstaunlich breite Kla-
viatur besaß, insbesondere für die damalige Zeit. Er ging bei den wichtigsten politischen Füh-
rern der Londoner und New Yorker Finanzelite und den hohen Beamten des amerikanischen 
Außenministeriums ein und aus. 1923 hatte er den Völkerbund verlassen. Seit er 1926 Vize-
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präsident der neu eröffneten Europa-Abteilung der sehr mächtigen amerikanischen Investment 
Bank Blair & Co. geworden war, nahm er auch an Finanzoperationen von sehr hohem Niveau 
teil. Er organisierte die Vergabe von amerikanischen Krediten zur Stabilisierung des Franc im 
Jahr 1926, der des Zloty, der polnischen Währung, und im Jahr 1928 der des Leu, der rumäni-
schen Währung.  
Kurz darauf übte er seine Tätigkeit als Finanzberater in China an der Seite von Chiang Kai-
shek aus, organisierte Anleihen für die chinesische Regierung und gründete auf Vermittlung 
von John Foster Dulles, dem späteren US-Außenminister, die Bank Monnet, Murnane & Co., 
um den Geldfluß nach China zu sichern. Diese Bank wird später auch einträgliche Geschäfte 
mit Hitler-Deutschland abschließen. Monnet fungierte als außerordentlich geschickter und 
erfolgreicher Verbindungsmann zwischen den Interessen der US-amerikanischen Finanz-, Ge-
schäfts- und Politikwelt einerseits und den entsprechenden Kreisen der restlichen Welt, insbe-
sondere Europas.  
Geschäfte und Souveränitäten 
So war es nicht überraschend, daß der damalige französische Premierminister Daladier (1884-
1970) ihn 1938, als England noch seine Appeasement-Politik betrieb, beauftragte, in größter 
Diskretion für die französische Armee Flugzeuge in Amerika zu besorgen, um die desolate 
Situation der französischen Luftwaffe zu verbessern. Bei der Ausführung dieses Auftrages 
lernte er durch Vermittlung von US-Botschafter W. Bullitt den amerikanischen Präsidenten 
(1933-1945) Roosevelt kennen.  
Die Schwierigkeiten bei diesem Projekt bestanden darin, daß Frankreich einerseits Probleme 
bei der Bezahlung hatte, der amerikanische Finanzminister (1934-1945) Henry Morgenthau 
aber die Finanzierung gesichert sehen wollte. Außerdem mußten Wege gefunden werden, das 
Neutralitätsgesetz zu umgehen oder außer Kraft zu setzen. Nachdem dieses im November 
1939 gelockert worden war, kamen der britische Regierungsberater in Industrieangelegenhei-
ten und Kabinettchef Chamberlains, Horace Wilson, der schon eine Schlüsselrolle in Cham-
berlains Appeasement-Politik gespielt hatte, und Monnet überein, die französischen und briti-
schen Waffenkäufe zu vereinen.  
Monnet, der sich schon während des Ersten Weltkriegs in London mit Waffenkäufen beschäf-
tigt hatte, fand nun die gleichen Bedingungen vor, wie er sie schon damals gekannt hatte und 
übernahm auch die gleichen Funktionen. Er hatte sehr schnell verstanden, daß die Amerikaner 
seit dem Ersten Weltkrieg eine größere Rolle in der Welt spielten und sich darauf eingestellt.  
Fusionierung der Souveränitäten 
Die Idee einer engen britisch-französischen Union kam aus dem Chatham House, das von 
1925 bis 1956 von dem Geschichtsphilosophen Arnold Toynbee geleitet wurde. Seit 1938 
hatte man in Verbindung mit dem "Zentrum für außenpolitische Studien in Paris die Idee einer 
Annäherung der beiden Staaten in vielen kleinen Zirkeln unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
diskutiert. Aber als Toynbee 1940 nach Paris fuhr, bekam das Projekt Publizität und Aktuali-
tät. Es wurde sozusagen lanciert: Bei seiner Rückkehr ließ Toynbee in London ein Memoran-
dum verfassen, den … Gründungsakt einer dauerhaften Vereinigung Frankreichs und Eng-
lands.  
Dieser Plan diente auf der einen Seite dazu, Frankreich durch militärische, wirtschaftliche und 
politische Kooperation mit England gegen einen Angriff Hitler-Deutschlands zu stützen. Auf 
der anderen Seite war damit die Absicht verbunden, eine Fusion der Souveränitäten beider 
Länder herbeizuführen. Monnet schlug in Zusammenarbeit mit seinem Freund Vansittart die-
ses Projekt einer totalen Fusion der Souveränitäten vor. Die Idee war nicht ganz neu. Monnets 
Freund Bullitt hatte schon 1936 von "these dingy little states" in Europa gesprochen, die es 
eigentlich nicht wert seien als Staaten bezeichnet zu werden. 
Das Projekt war jetzt also lanciert. In England redeten insbesondere die Minister davon. In 
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Frankreich führten es eher Intellektuelle und Pressekreise in die Diskussion ein. Bei seiner 
Realisierung spielte Jean Monnet eine Schlüsselrolle. 1939 begab er sich nach London und 
sandte parallel an den englischen Premierminister Churchill (1940 bis 1945 und 1951 bis 
1955) und an den französischen Ministerpräsidenten Reynaud (Mai 1940 bis Juni 1940) eine 
Note, in der er seiner Befürchtung Ausdruck verlieh, daß Hitler England und Frankreich aus-
einanderdividieren könnte. Deswegen müßten die Verbindungen unauflöslich gemacht wer-
den:  
Die Kräfte der beiden Staaten müßten wie eine einzige Kraft eingesetzt werden. Um seiner 
Argumentation noch weiteres Gewicht zu geben, fügte er - ein für ihn typisches Vorgehen - 
hinzu: Die fast unbegrenzte Produktionskraft der Amerikaner würde sich ihnen nur dann zur 
Verfügung stellen, wenn sie selbst eindeutig die Bereitschaft bekundeten, gemeinsam zu 
kämpfen. Ansonsten könne man die Hilfe der Amerikaner vergessen. Damit wurde Monnet im 
September 1939 ein "alliierter Funktionär" der britischen und französischen Regierung, der 
über den nationalen Interessen stand. 
Auf der falschen Seite? 
Als Frankreich dann in der "drole de guerre", dem "seltsamen Krieg", vom 10.5. bis 22.6.1940 
Hitler-Deutschland unterlag, stellte sich für die französischen Eliten die Frage der Kapitulati-
on und des Waffenstillstands oder des Weiterkämpfens von den französischen Kolonien aus. 
Durch eine gezielte Propaganda wurden die Namen von General Weygand und Marschall Pé-
tain, beide Sympathisanten Hitler-Deutschlands und fanatische Antikommunisten, als Retter 
Frankreichs verbreitet.  
Der aus dem Ersten Weltkrieg in gewissen Kreisen mit großem Ansehen verbundene Name 
des Marschall Pétain, dem sogenannten "Sieger von Verdun", verleitete viele Politiker dazu, 
ihm in den Waffenstillstand zu folgen. Pétain unterschrieb diesen als letzter Ministerpräsident 
der Dritten Republik, um danach Staatschef des neu geschaffenen Etat Français zu werden, 
der mit Hilfe eines Ermächtigungsgesetzes … die Republik abschaffte und ein mit Hitler kol-
laborierendes autoritäres Regime, das nach dem Regierungssitz benannte Vichy-Régime in-
stallierte.  
Charles de Gaulle, der in jungen Jahren als Berufssoldat auch ein Bewunderer Pétains gewe-
sen war, vollzog diesen Schritt nicht mit. Er verurteilte den Waffenstillstand mit Nazi-
Deutschland und begab sich mit einigen Mitstreitern nach London. Von dort aus forderte er 
mit der Erlaubnis Churchills am 18. Juni in seinem berühmten Appel du 18 Juin über die BBC 
das französische Volk auf, den Waffenstillstand nicht zu akzeptieren und den Kampf an der 
Seite Englands und Amerikas weiterzuführen.  
Nur einige wenige waren bei ihm, mit denen er dann eine Widerstandsorganisation, das Comi-
té National Français (CFN) aufbaute. Hier in London begegneten sich Jean Monnet und de 
Gaulle. 
Wie ist es nun zu erklären, daß Monnet, der offiziell ein erklärter Gegner Vichy-Frankreichs 
war, de Gaulle keineswegs unterstützte, als dieser 1940 in London begann, den Widerstand 
gegen die deutsche Besatzung Frankreichs zu organisieren? 
Monnet fuhr in die USA, um dort im Auftrag Churchills Waffen für England zu kaufen. Er 
blieb dort und wurde in den harten Kern des Beziehungsnetzes im engsten Kreis um Präsident 
Roosevelt integriert (Dean Acheson, Staatssekretär im Außenministerium; Felix Frankfurter, 
Richter am obersten amerikanischen Gerichtshof; Francis Biddle, Justizminister; Phil Gra-
ham, Medienzar).  
Während dieser Zeit verkehrte er auch in Exilkreisen, die gegen de Gaulle bei der amerikani-
schen Regierung intrigierten. Monnets diverse Argumente, de Gaulle sei ein Diktator, faschi-
stisch, psychotisch, sei Hitler ähnlich, habe keine Legitimation, die Franzosen zu vertreten 
usw. wurden beliebig benutzt, um ihn zu desavouieren und als Kopf einer Nachkriegsregie-
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rung unmöglich zu machen. 
De Gaulles Position paßte ihnen nicht, weil er mit all ihm zur Verfügung stehender Kraft die 
Souveränität Frankreichs wiederherstellen wollte. Über die Landung der US-amerikanischen 
Flotte in Algerien wurde de Gaulle in London weder informiert, geschweige denn darin einbe-
zogen.  
Die amerikanische Regierung glaubte, in General Giraud einen passenden Mann gefunden zu 
haben, den sie für ihre Zwecke benutzen konnte. Er wurde im Dezember 1942 zum Hoch-
kommissar für Französisch Nord- und Westafrika gemacht. Es mußte ihm nur noch schnell 
ein demokratisches Mäntelchen umgehängt werden, damit er für die Weltöffentlichkeit prä-
sentabel wurde. Diese Aufgabe übernahm Monnet in seiner Funktion als Sondergesandter des 
amerikanischen Präsidenten Roosevelt. Einen französischen Auftrag hatte er nicht. 
Die Tatsache, daß Giraud in Algerien die rassistischen bzw. faschistischen, an Hitler-
Deutschland angelehnten Vichy-Gesetze gegen Juden und Résistance-Kämpfer anwandte, 
wurde in diesem Zusammenhang von den Machthabern als quantité négligeable angesehen. 
Eine Tatsache, die um so schwerer wiegt, als ohne die aktive Unterstützung von etwa 400 Wi-
derstands-Kämpfern die Landung der alliierten Streitkräfte im November 1942 wesentlich 
schwieriger gewesen wäre, da die Vichy-Verwaltung erheblichen Widerstand leistete. 
Diese Tatsachen zeigen deutlich, daß de Gaulle nicht der "Mann Amerikas" war und die Vor-
würfe ihm gegenüber als Propagandalügen angesehen werden müssen.  
Aktiv im Dienste Roosevelts  
In Algier befolgte Monnet als direkter Sondergesandter Roosevelts dessen Aufträge. Dabei 
halfen ihm große Summen amerikanischer Gelder, ermöglicht durch den Lend-Lease-Act. 
Insgesamt erhielt Frankreich auf diesem Wege während des Krieges 4 Milliarden Dollar. 
Monnet organisierte damit u.a. die Versorgung der "Forces françaises libres". Dabei arbeitete 
er eng mit dem jungen Finanzberater Christian Valensi zusammen, der wie Monnet über ein 
bedeutendes Beziehungsnetz auf beiden Seiten des Atlantiks verfügte und auch nach Kriegs-
ende maßgeblich beteiligt war an der Beschaffung amerikanischer Kredite zusätzlich zu Gel-
dern aus dem Marshall-Plan. 
Gleichzeitig boykottierte Monnet das nationale Befreiungskomitee in London unter Führung 
de Gaulles, der von der Gesamtheit der französischen Résistance anerkannt und mit deren Lei-
tung beauftragt worden war. Als jedoch immer deutlicher wurde, daß es an de Gaulle kein 
Vorbeikommen gab, bezog man ihn mit ein, in der Hoffnung, ihn in einem großen Komitee 
"ertränken" zu können, d.h. kaltzustellen. 
Hier in Algier wurden die konkreten Pläne für den Wiederaufbau Frankreichs und Europas 
nach dem Krieg entworfen und die zukünftigen "Regierungsmannschaften" aufgestellt. Mon-
net wirkte dabei entscheidend mit. Er selbst war im provisorischen Kabinett oder "großen 
Komitee" als Minister für Waffenbeschaffung, Versorgung und Wiederaufbau vorgesehen. Er 
brachte seine in den USA entwickelten Vorstellungen vom wirtschaftlichen Aufbau Frank-
reichs und Europas ein und traf bei all den Männern, mit denen er seit den Zeiten im Völker-
bund Kontakte geknüpft hatte, auf offene Ohren.  
Gleichzeitig versuchten Eisenhower und Roosevelt über General Giraud direkt Einfluß auf die 
Politik des Komitees zu nehmen, indem sie die Einstellung der amerikanischen Waffenliefe-
rungen in Aussicht stellten für den Fall, daß Giraud seine Stellung in dem Komitee, die durch-
aus umstritten war bei den Franzosen, nicht behalten würde. 
Monnet hatte in seinen "amerikanischen Jahren" auf Grund seiner engen Beziehungen zur dor-
tigen Machtelite deren Vorstellungen vom Nachkriegseuropa aufgenommen. So war er eng 
mit dem späteren Außenminister John Foster Dulles befreundet, der 1941 in einem Artikel 
vorschlug, Europa nach dem Krieg zentralistisch zu reorganisieren, und behauptete, es sei ver-
rückt, den einzelnen europäischen Staaten wieder die volle Souveränität zuzugestehen. 
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Das amerikanische Magazin "Fortune" und der Journalist John Davenport, zu denen Monnet 
sehr enge Beziehungen unterhielt, war das Sprachrohr der Hochfinanz und der amerikanischen 
Kartelle.  
1943 wurde dort die Gründung einer europäischen Transportgemeinschaft vorgeschlagen, die 
über den Staaten stehen sollte, sowie eine europäische Währungsunion, die von einer europäi-
schen Bank dirigiert werden sollte. Europa sollte sich eng an Amerika und England anlehnen. 
Monnet nahm die amerikanische Botschaft auf: Schnell handeln, um Westeuropa zu einen und 
einen großen Markt schaffen mit oder ohne gemeinsame Behörde, schließlich Frankreich dazu 
anstiften, eine europäische Föderation zu schaffen, um Deutschland einzubinden.  
1943 entwirft er eine Denkschrift für das CFLN, in der er die Gründung einer Wirtschaftsge-
meinschaft vorschlägt, die von einer französischen Initiative ausgehen soll, "um eine demo-
kratische Ordnung in Europa zu schaffen. Europa kann zu einem Staat werden, der Frie-
den und Glück bringt", indem er sich über die nationalen Souveränitäten erhebt. 
Die Rolle Frankreichs ist damit festgelegt: Speerspitze der europäischen Einigung mit Monnet 
als treibender Kraft ohne jede parlamentarische Legitimation. 
Diese in den USA entwickelten Vorstellungen und Pläne für das Nachkriegs-Europa geben 
eine erste Antwort auf die Frage, warum die USA de Gaulle ausbooten wollten. Seine Psych-
iatrisierung und Abstemplung als Faschist waren Mittel zu dem Zweck, den Kopf der Bewe-
gung, die für die Souveränität Frankreichs eintrat, auszuschalten. Wenn man de Gaulle selbst 
liest und die Untersuchungen zu den Hintergründen der amerikanischen Außenpolitik des 20. 
Jahrhunderts, wie wir sie in unserem ersten Artikel angedeutet haben, einbezieht, so kommt 
man der Wahrheit ein weiteres Stück näher.  
De Gaulle und Roosevelt - Pläne für die Welt nach dem Krieg 
De Gaulle beschreibt in seinen Memoiren seine Unterhaltung mit Roosevelt im Juli 1944 in 
Washington. Im Laufe dieser Unterhaltung legte Roosevelt seine Strategieüberlegungen für 
die "Welt" nach dem Zweiten Weltkrieg dar. Roosevelts Vision erschien de Gaulle mehr als 
beunruhigend für Europa und insbesondere Frankreich. De Gaulle führt wörtlich aus: "(Roo-
sevelt) gedenkt nun ein internationales System zu schaffen, das auf ständige Intervention hi-
nausläuft. Er denkt an ein Viererdirektorium: Amerika, Sowjetrußland, China und Großbri-
tannien sollen die Weltprobleme regeln.  
Ein Parlament der Vereinten Nationen soll der Macht dieser "vier Großen" einen demokrati-
schen Anstrich geben. Aber wenn man (das heißt die USA) die Welt nicht auf Gnade und Un-
gnade den drei anderen ausliefern will, muß solch eine Organisation, meint Roosevelt, die 
Anlage amerikanischer Stützpunkte in allen Teilen der Erde und zum Teil auch auf französi-
schem Gebiet einschließen.  
Roosevelt glaubt, auf diese Weise die Sowjets in eine Gemeinschaft hineinbringen zu können, 
die ihre Ambitionen in Schach halten wird und in der Amerika seine Klientel um sich scharen 
kann. Von den "vier Großen" ist, wie er weis, das China Chiang Kai-schek von seiner Hilfe 
abhängig, während die Engländer, sofern sie nicht ihre Dominien verlieren wollen, sich seiner 
Politik beugen müssen. In bezug auf die mittleren und kleineren Länder wird er in der Lage 
sein, auf sie dank amerikanischer Hilfeleistungen einzuwirken.  
Schließlich werden das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die amerikanische Auslandshilfe, 
das Vorhandensein amerikanischer Stützpunkte in Afrika, Asien und Australien dem Entste-
hen neuer souveräner Staaten förderlich, die die Zahl derer vermehren werden, die den Verei-
nigten Staaten verpflichtet sind. In solcher Perspektive können die eigentlichen Probleme Eu-
ropas … nur von nebensächlicher Bedeutung sein". 
De Gaulle erkannte in dieser Konzeption einen ausgesprochenen "Willen zur Macht" und den 
Willen, Europa zu dominieren. Er wies darauf hin, daß dieser Plan den Westen in Gefahr 
bringen würde. "Werde man nicht, wenn man Westeuropa als zweitrangig behandele, gerade 
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der Sache schaden, der man zu dienen glaubt: der Sache der Zivilisation?" …  
"Der Westen ist es, sage ich zu Präsident Roosevelt, den man wieder aufbauen muß. Wenn 
das geschehen ist, wird ihn sich die übrige Welt wohl oder übel zum Vorbild nehmen. Wenn 
es nicht geschieht, wird es der Barbarei gelingen, alles hinwegzufegen. Westeuropa ist trotz 
seiner Zerrissenheit für den Westen von wesentlicher Bedeutung. Nichts kann den Wert, die 
Kraft, die Ausstrahlung der alten Völker ersetzen." 
Roosevelt sprach dann von seiner großen Enttäuschung über das französische Volk, das sich 
einfach so von den Nazis hatte überrennen lassen. De Gaulle, der sehr höflich war, entgegnete 
ihm nichts. Aber er dachte: Wenn Amerika Frankreich sowohl nach dem Ersten Weltkrieg 
geholfen hätte, wie auch zu Beginn des Zweiten, oder wenn man ihn, General de Gaulle, un-
terstützt hätte anstelle des Vichy-Regimes, dann wäre es vielleicht anders gekommen.  
Es wird damit deutlich, daß de Gaulle die angebliche Enttäuschung Roosevelts als unehrlich 
empfand. Er verließ Roosevelt mit der Überzeugung, daß in den Beziehungen der Staaten un-
tereinander die Logik und das Gefühl nicht schwer wögen im Vergleich zu den Realitäten der 
Macht. Allein was man sich nehme und was man zu halten wisse habe Bedeutung. Frankreich 
könne nur auf sich selber zählen, wenn es wieder seinen Platz unter den Nationen erlangen 
wolle.<< 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Juni 2011 über die 
Europäische Union (x878/...): >>Europa und das deutsche "nationale Interesse" 
Eine Anekdote vorab. Bei meinem ersten Besuch als Berufsanfänger 1972 in Brüssel klärte 
mich ein freundlicher italienischer Kollege beim Mittagessen über die Funktionsweise der 
europäischen Einigung auf: die Franzosen erfinden es, die Deutschen bezahlen es und die Ita-
liener finden Wege, wie sie am besten davon profitieren. 
Viel scheint sich seither nicht geändert zu haben. Bestanden damals die Europäischen Ge-
meinschaften mit Frankreich, Italien, der Bundesrepublik Deutschland, den Niederlanden, 
Belgien und Luxemburg aus 6 Mitgliedstaaten, so ist die Europäische Union heute, 2011, auf 
27 Staaten angewachsen. … 
Europaweite Probleme 
... Die Union schiebt Entscheidungen vor sich her und wird durch ihre Unfähigkeit, Probleme 
zu lösen, selbst Teil des Problems. … 
Das Schicksal der Sowjetunion, der Habsburger Monarchie aber auch Jugoslawiens sollte zu 
denken geben. ... 
III. Deutsche Probleme 
... Europas Gründung auf Trümmern Deutschlands 
Zur Erklärung ist ein kurzer Rückblick auf die Geschichte notwendig. Der Beginn der euro-
päischen Integration in den 50er Jahren des letzten Jahrhunderts fand auf den Trümmern des 
besiegten Deutschland statt, das 1945 bedingungslos kapituliert hatte. Nur ein deutscher Teil-
staat, die Bundesrepublik nahm an den ersten Schritten des Integrationsprozeß teil. Teilsouve-
ränität erlangte die Bundesrepublik nur, indem sie sich in die europäische Einigung und die 
NATO einklinkte. 
Diese Selbstbindung galt für die Bundesrepublik bis zur Wiedervereinigung 1990. Sie wurde 
nicht hinterfragt, denn sie garantierte den Wiederaufstieg und die wirtschaftliche Wohlfahrt 
der Westdeutschen, deren Interessen sie entsprach. Die Kehrseite war eine deutsche politische 
Bescheidenheit und Zurückhaltung, die den Führungsanspruch in den europäischen Institutio-
nen weitgehend Frankreich überließ; ökonomisch übernahm die Bundesrepublik die Rolle des 
Zahlmeisters. Freiwillig überließ man u.a. erst dem Französischen, dann dem Englischen die 
sprachliche Dominanz in den europäischen Institutionen. 
Der Euro und die Wiedervereinigung 
Die Wiedervereinigung stellte die Nachkriegsordnung und damit die bisher bestehenden 
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Grundlagen der europäischen Einigung in Frage. Der Präsident Frankreichs, Mitterrand, 
machte seine Zustimmung zur deutschen Einheit von der Aufgabe deutscher Souveränität in 
Gestalt der D-Mark und der Einbindung Deutschlands in einen europäischen Währungsver-
bund abhängig. - Die USA bestanden auf einem Verbleib Gesamtdeutschlands in der NATO, 
was auch eine fortbestehende signifikante US-Truppenpräsenz in Deutschland bedeutete. 
Zwar wird der Zusammenhang zwischen Wiedervereinigung und Aufgabe der D-Mark zu 
Gunsten des Euro immer wieder bestritten, aber er ist so offenkundig, daß sich eine Diskussi-
on nicht lohnt. … 
Deutschland als Zahlmeister 
Schon zu Zeiten der alten Bundesrepublik hat sich Bonn beklagt, der Zahlmeister des europäi-
schen Einigungswerks zu sein. Die Klage galt vornehmlich der gemeinsamen Agrarpolitik. 
Bei der Schaffung der Euro-Währung hat Deutschland durchgesetzt, daß daraus unter keinen 
Umständen eine Haftungs- und Transferunion werden darf. Jedes Land sollte für seine eigene 
Fiskalpolitik verantwortlich sein; es wurde ausdrücklich ausgeschlossen, einen Partner he-
raushauen zu müssen, wenn er in Schwierigkeiten geriet und seine Schulden nicht mehr be-
dienen konnte (No-bail-out-Klausel).  
Mit Entsetzen wurde in den meisten deutschen Medien und von vielen deutschen BürgerInnen 
registriert, wie beim ersten Hilfspaket für Griechenland vom 9. Mai 2010 die beschlossenen 
Regeln der Währungsunion mißachtet wurden. Die Regeln waren offensichtlich das Papier 
nicht wert, auf dem sie geschrieben worden waren. Mit dem Hilfspaket für Griechenland wur-
de der Weg in die europäische Haftungs- und Transferunion beschritten - auf Kosten Deutsch-
lands, das wieder einmal die finanzielle Hauptbürde zu tragen hatte. Das i-Tüpfelchen war die 
Aussage der Bundesregierung, das Ganze sei "alternativlos". 
Seither wächst mit jedem Hilfspaket für Portugal, Irland und nochmals Griechenland der Frust 
in Deutschland weiter. Das war gewiß nicht vereinbart worden, als im Zuge der Wiederher-
stellung der Einheit die Hoheit über die starke D-Mark aufgegeben worden war. Was 
1989/1990 eine vertretbare Konzession gewesen war, wurde zur Falle, aus der es keinen Aus-
weg zu geben scheint; denn die Rettungspakete waren/sind ja "alternativlos". Deutschland 
hatte dem Euro unter der Voraussetzung zugestimmt, daß von allen Partnern eine verantwor-
tungsvolle Wirtschafts- und Finanzpolitik gemacht werden würde; auch sollte der Euro gut 
von der Europäischen Zentralbank gemanagt werden. Wie es sich zeigt, war beides nicht oder 
nur zum Teil der Fall. 
Der Euro wird in der Wahrnehmung der meisten deutschen Medien und vieler Deutschen zur 
Fessel, die dazu zwingt, die Schulden anderer, die eben nicht verantwortungsvoll gewirtschaf-
tet haben, "alternativlos" mit zu tragen - sei es mit Krediten, sei es über Bürgschaften. Und ein 
Ende ist nicht abzusehen. Die Vorteile des Euro - so wird argumentiert - scheinen die Nachtei-
le immer weniger aufzuwiegen: denn exportieren würde die deutsche Wirtschaft wie früher 
auch ohne den Euro … 
... Bisherige Hilfspakete zerstören Europa 
Die bisherigen Ansätze für eine Lösung der Schuldenkrise der europäischen Randstaaten lau-
fen auf eine Haftungs- und Transfergemeinschaft hinaus. Die SteuerbürgerInnen einiger Staa-
ten werden in einer Weise mit Krediten und Bürgschaften in Anspruch genommen, die den 
Atem verschlägt. Diese Politik würde sicherlich - zähneknirschend - hingenommen und mit-
getragen, wenn sie erfolgreich wäre, wenn sie funktionieren würde. Oder wenn die begründete 
Aussicht bestünde, daß sie funktionieren würde. Genau das tut sie aber nicht, wie die Ent-
wicklung in Griechenland zeigt. … 
Kein Völkergefängnis 
Wenn die europäischen Empfängerländer im Süden und die Geberländer im Norden überfor-
dert werden, wird aus der Europäischen Union ein "Völkergefängnis". Wenn beide Seiten un-
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ter der Knute und dem Diktat der Banken und Finanzmärkte leiden, weil die Euro-Rettung 
falsch angegangen wurde, wird aus der Europäischen Union ein Joch, dessen sich die Völker 
bald entledigen wollen. ... 
Lieber ein Ende mit Schrecken, als ein Schrecken ohne Ende 
... Wie die Europäische Union bisher funktioniert hat, wird versucht werden, Druck auf die 
Bundesregierung auszuüben, damit sie den Geldbeutel wieder weiter aufmacht. Die Bundes-
regierung muß standhaft bleiben. … 
Sie darf auch nicht den verlockenden Schalmaientönen derer folgen, die in der Ausgabe von 
Euro-Anleihen, sog. Eurobonds einen Ausweg sehen, Eurobonds, deren Haftung sich im Nir-
gendwo internationaler Finanznebel zu verlieren scheinen, die aber im Ernstfall unweigerlich 
zum großen Teil auf den deutschen Steuerzahler zurückfallen. Das wäre eine Schuldenmache-
rei, auf die die deutsche Regierung keinen Einfluß mehr hätte, für die die Deutschen irgend-
wann aber den größten Teil der Haftung übernehmen müßten. ...<< 
Die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" berichtete am 25. Juli 2011: >>Die EU als Transfer-
union  
Hat Deutschland 61 Milliarden Euro zu viel bezahlt?  
Dieses Buch "Deutschland, Zahlmeister der EU" … ist eine trockene und doch brisante Lektü-
re, mit sehr vielen Zahlen, Tabellen und Rechnungen. Es diskutiert Deutschlands Rolle als 
"Zahlmeister" der Europäischen Union und das Reizthema Transferunion.  
Der Autor Franz-Ulrich Willeke, emeritierter VWL-Professor an der Universität Heidelberg, 
kommt auf unglaubliche Summen: 324 Milliarden Euro steuerte Deutschland seit der Wieder-
vereinigung zu den operativen Ausgaben der EU bei, 178 Milliarden Euro flossen zurück. Für 
den Zeitraum 1991 bis 2008 errechnet Willeke so die gigantische Summe von 146 Milliarden 
Euro Nettozahlungen durch Deutschland. ... 
Deutschlands Nettobeitrag ist der absolut größte in der EU. Die 146 Milliarden Euro seit der 
Wiedervereinigung schulterte das Land zusätzlich zur Belastung durch den Aufbau Ost. An-
gesichts der bisherigen Zahlungsströme muß man die Europäische Union schon längst als eine 
große Transferunion bezeichnen. Seit Anfang der neunziger Jahre hat sie fast 300 Milliarden 
Euro bewegt. Das Geld floß vom Zentrum in die Peripherie, vor allem nach Südeuropa, in die 
heutigen Pleitestaaten. 
Willeke ist nicht grundsätzlich gegen Transfers. Er gibt auch zu, daß Deutschland als größte, 
exportorientierte Volkswirtschaft vom gemeinsamen Markt in der EU erheblich profitiert hat. 
Wofür der Autor plädiert, ist eine gerechtere Lastenverteilung. Dabei müßten die Lasten in-
nerhalb der Gruppe der Nettozahler "solidarisch" verteilt werden. Dazu hat Willeke ein Kon-
zept der "angemessenen Nettobeiträge" entwickelt. Es basiert auf dem Prinzip der Gleichbe-
handlung der Nettozahler nach ihrer Wirtschaftskraft. ... 
Nach diesem Konzept der "angemessenen Nettobeiträge" hätte Deutschland von 1991 bis 
2008 nicht 146 Milliarden Euro, sondern 84,9 Milliarden Euro zahlen müssen. Somit wurden 
Deutschland "61,1 Milliarden Euro zu viel zugemutet", rechnet Willeke. Er nennt Deutsch-
land nicht nur Zahlmeister, sondern Melkkuh, und erlaubt sich die Bemerkung, Deutschland 
werde "ausgeplündert".<< 
Die Tageszeitung "Handelsblatt" berichtete am 24. September 2011: >>Die wahre Schulden-
last 
Deutschlands große Lüge 
Die amtliche Schuldenlast Deutschlands ist auf 2.000 Milliarden Euro gewachsen. Wer ehr-
lich ist, muß gewaltige Verpflichtungen der Sozialkassen hinzu addieren. Keine gute Basis, 
um heil durch die Finanzkrise zu kommen.  
... Seit Ende 2010 hat Deutschland mehr als zwei Billionen Euro Schulden. 
Allein in der bisherigen Amtszeit Angela Merkels vergrößerte sich dieser Berg um 500 Milli-
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arden Euro. Die Kanzlerin steht damit für so viele neue Schulden wie alle Bundeskanzler in 
mehr als vier Jahrzehnten Bundesrepublik Deutschland zusammen. ... 
Doch selbst die gewaltige Summe von zwei Billionen Euro ist im Grunde nur die Spitze des 
Eisbergs. Die wahre Staatsverschuldung ist weit höher. Die amtlichen Statistiken erzählen nur 
einen Teil der Wahrheit.  
Denn die deutschen Sozialkassen sind riesige Verpflichtungen eingegangen, die in der Zu-
kunft zu hohen Ausgaben führen werden, ohne daß dafür Kapital angespart wurde. Auf mehr 
als 4,8 Billionen Euro oder 185 Prozent des BIP kalkuliert der Freiburger Finanzwissenschaft-
ler Bernd Raffelhüschen alle durch das heutige Steuer- und Abgabenniveau nicht gedeckten 
Leistungsversprechen des Staates, insbesondere der Sozialversicherungen. ... 
Doch auch damit ist es nicht genug. Obendrauf kommen noch die zahlreichen Verpflichtun-
gen, die wir zur Bekämpfung der Finanzkrise eingegangen sind und noch eingehen.  
Der Chef des Münchener Ifo-Instituts, Hans-Werner Sinn, beziffert das Risiko, das wir mit 
offenen und versteckten Hilfen für die wankenden Euro-Peripheriestaaten eingegangen sind, 
auf 379 Milliarden Euro. Gingen Euro-Staaten in Serie pleite, wäre das der Betrag, mit dem 
Deutschland zur Kasse gebeten würde – wenn bis dahin das Volumen des Rettungsschirms 
nicht weiter aufgestockt wurde. ...<< 
Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) schrieb am 18. November 2011 in der "New York 
Times" über die europäische Einigung (x347/338): >>Wir können eine politische Union nur 
durch eine Krise erreichen. … Was wir mit der Fiskalunion bezwecken, ist ein kurzfristiger 
Schritt für die Währung. Längerfristig benötigen wir die politische Union. …<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 8. Dezember 2011: >>EU am Scheideweg  
Die öffentliche und die verborgene Seite der Krise … 
"Nach meiner festen Überzeugung wird das 21. Jahrhundert ein sehr viel zukunftsweisender 
Ansatz als der Rückfall in die Regelungsmonopolstellung des klassischen Nationalstaates ver-
gangener Jahrhunderte", referierte Schäuble vor den Bankern. 
"Ich möchte Ihnen ganz klar sagen, daß ich ziemlich überzeugt bin, daß wir in einer Zeit von 
weniger als 24 Monaten in der Lage sind und in der Lage sein werden, das europäische Re-
gelwerk so zu verändern. Wir brauchen nur das Protokoll Nr. 14 im Lissabonvertrag so aufzu-
bauen, daß wir daraus die Grundzüge einer Fiskalunion schaffen …". 
So einfach ist das, wenn es nach Wolfgang Schäuble geht, mit diesem neuen Europa, das 
künftig die Wirtschafts- und Finanzpolitik für die Staaten der Euro-Zone übernehmen soll. 
Und wer das so formuliert wie der Finanzminister, der vermittelt den Eindruck, als handele es 
sich bei dem, was Kanzlerin Merkel und Frankreichs Staatspräsident Nicolas Sarkozy planen, 
um eine ganz normale, fast schon alltägliche Änderung politischer Abläufe. 
Ein Wandel historischen Ausmaßes 
Dabei geht es um einen historischen Wandel, dessen Ausmaß vielen Bürgern wohl noch gar 
nicht bewußt ist. 
"Die planen die Wiedereinsetzung eines Wiener Kongresses in Brüssel", ereiferte sich der 
SPD-Europaparlamentarier Martin Schulz auf dem SPD-Parteitag in Berlin, ohne auf Interesse 
zu stoßen. 
"Alle halbe Jahre kommen 17 Regierungschefs hier zusammen, tagen hinter verschlossenen 
Türen, teilen anschließend ihren erstaunten Untertanen mit, worauf sie sich meistens nicht 
verständigt haben, und das nennen sie Wirtschaftsregierung. Ich meine, wir leben nicht in Zei-
ten des Feudalismus", schimpfte er. 
Der von Schulz angestellte Vergleich ist nicht falsch. Tatsächlich wird Europa neu geordnet, 
und zwar nicht nur finanzpolitisch, sondern machtpolitisch und geographisch. 
Wie beim Wiener Kongreß 1814/1815 
Nichts anderes geschah 1814/1815 im Wiener Palais am Ballhausplatz. Und noch eine Paral-
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lele drängt sich auf: Damals wie heute mißachten die Herrschenden die Freiheits- und Selbst-
bestimmungsbedürfnisse der Menschen. 
In diesem neuen Europa soll der Euro-Raum näher zusammenrücken, die Briten könnten an 
Einfluß und Bedeutung verlieren. Mit dem Europäischen Stabilitätsmechanismus ESM wird 
ein weiteres Herrschaftsinstrument geschaffen. 
Aber beseitigt das die Ursachen der Krise? Wer dieser Tage etwa 200 Experten im Berliner 
Hotel "Adlon" am Brandenburger Tor zugehört hat, der mag das kaum glauben. … 
Anders als in der Politik ging die Debatte soweit, daß sogar das Geldsystem als solches in 
Frage gestellt wurde. …  
In der Summe stehen diese Eindrücke, angefangen von Schäubles Rede vor den Bankern über 
den Vergleich mit dem Wiener Kongreß bis hin zu den Überlegungen zum Geld im "Adlon" 
in einem seltsamen Kontrast zu den täglichen Nachrichten aus Politik und Wirtschaft. 
Sie offenbaren etwas, das vordergründig nicht in Erscheinung tritt. Fast scheint es zwei Wirk-
lichkeiten zu geben. Die eine wird als Projektion von Gipfelbildern und Fensterreden wahrge-
nommen. Die andere bleibt meist verborgen.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 19. Mai 2012 (x887/...): 
>>Eingelullt und passiv geworden 
Schuldenkrise als Folge des Wohlfahrtsstaates und schwacher Persönlichkeiten 
Der Titel beinhaltet den Tenor des Buches "Die Pleite-Republik. Wie der Schuldenstaat uns 
entmündigt und wie wir uns befreien können": Die gegenwärtige Euro-Krise bringt zum Vor-
schein, daß der westliche Wohlfahrtsstaat schon lange über seine Verhältnisse lebt, daß er da-
bei gleichzeitig unsere individuelle Freiheit immer mehr eingeschränkt hat, weshalb ein Um-
denken notwendig ist, um nicht die Fähigkeit zum Streben nach Glück, diese Überzeugung 
der europäischen Aufklärung, zu verlieren. Denn "das Pathos dieses Rationalismus läßt sich 
nicht so leicht entmachten und entmündigen". … 
Der erwähnte Tenor wird nun in den einzelnen Kapiteln näher untermauert. Die Einführung 
des Euro ist zwar nicht kausal für den hier und da in seiner Zone drohenden Staatsbankrott 
verantwortlich, hat ihn aber begünstigt, sofern die Wohlfahrtsstaaten seiner Zone mit erleich-
terten Kreditmöglichkeiten ihre "Partys feiern" konnten, wie der Autor sich ausdrückt. Dies 
und daß die Maastrichter Kriterien Makulatur sind, nachdem gerade Deutschland und Frank-
reich zu Beginn der 2000er Jahre mit deren Mißachtung angefangen hatten, kann man, wie 
manche andere zwar skandalöse, aber unbestreitbare Einzelheit - etwa die rechtswidrige 
Übergehung der "no-bail-out-Klausel" - und begründete Bankenschelte, auch anderswo schon 
länger lesen.  
Auffallender ist schon die Auffassung, daß die Mehrheitsdemokratie schon ganz prinzipiell 
zur Aufblähung des Wohlfahrtsstaates und damit zur Pervertierung der ursprünglichen sozial-
staatlichen Aufgabe der Absicherung gegen Risiken neige, mit den Ergebnissen, die uns die 
gegenwärtige Krise beschert. Denn die Politiker, die nach kurzer Zeit wiedergewählt werden 
wollen, dienen sich ihren Wählern durch finanzielle Wohltaten an, die sie unter dem Deck-
mantel … der sozialen Gerechtigkeit und Gleichheit auf den Weg bringen.  
Zu diesem Zweck muß der Staat sich als finanzieller Umverteiler in großem Ausmaß engagie-
ren, aber auch umfangreiche Schulden machen, die herzloserweise auf die nachfolgenden Ge-
nerationen abgewälzt werden. Welchen konkreten Sinn diese Wohltaten haben, bleibt oft ge-
nug dahingestellt, da sie stets mit den Phrasen von Gerechtigkeit und Gleichheit begründet 
werden. Ein gutes Beispiel ist das Betreuungsgeld, dessen familienfreundliche Etikettierung 
nicht darüber hinwegtäuscht, daß die Geburtenraten deswegen so gut wie gar nicht steigen, 
weil das In-die-Welt-Setzen von Kindern nun einmal nicht "ökonomisiert" werden kann.  
Angesichts dessen kann man unsere Form der Mehrheitsdemokratie als die zwar historisch 
siegreiche Staatsform, aber nicht unbedingt als die bewährteste betrachten. Denn sie hat zu 
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dem vernichtenden Befund beigetragen - zitiert nach dem Nobelpreisträger 1995 für Ökono-
mie, Robert E. Lucas -: "Der europäische Wohlfahrtsstaat ist inzwischen so teuer, daß die 
Brücke zwischen Arbeitserfolg und dem, was man davon haben will, dem Lebensstandard, 
nachhaltig zerstört ist." ...<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 29. Mai 2012 über den deutschen 
Grünen-Politiker Joseph Fischer, von 1998-2005 Außenminister: >>Joschka Fischer: Deut-
sche sollen zahlen 
Joschka Fischer hat die Deutschen aufgefordert, für die Schulden der anderen Euro-Staaten 
aufzukommen. In einem Aufsatz … schrieb der frühere Außenminister, Deutschlands "Macht 
und Wohlstand" sollten zur Rettung der EU eingesetzt werden.  
Laut Fischer hätten die Deutschen sich im 20. Jahrhundert zweimal selbst vernichtet. "Es wäre 
sowohl tragisch als auch ironisch, wenn das wiedervereinigte Deutschland, obwohl friedlich 
und mit den besten Absichten, die europäische Ordnung ein drittes Mal ruinieren würde", so 
der grüne Spitzenpolitiker. 
Als Konsequenz solle Deutschland seine Mittel einsetzen, um die Schuldner der Euro-Zone 
freizukaufen. Die Bundesrepublik müsse einer Fiskalunion zustimmen. Unbegrenzt solle die 
Europäische Zentralbank künftig die Staatsanleihen der Schuldnerstaaten ankaufen. Zudem 
sollten Schulden durch die Ausgabe von Eurobonds "europäisiert" werden. Schließlich sollten 
neue Wachstumspakete aufgelegt werden, um den Wiederaufbau zu unterstützen. Andernfalls 
drohe der Zerfall des Euro und der totale Niedergang des Kontinents. … 
Projectsyndicate ist eine private Denkschule, die Artikel von Publizisten durch ein Netz von 
Zeitungen verbreitet. Sie wird indirekt von dem amerikanischen Multimilliardär George Soros 
unterstützt.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 6. Juli 2012 über ein Gespräch mit 
dem deutschen Staatsrechtler Prof. Dr. Karl Albrecht Schachtschneider: >>"Damit ist die 
Grenze überschritten" 
… Herr Professor Schachtschneider, warum muß der ESM in Karlsruhe scheitern? 
Schachtschneider: Vor allem, weil er die Grenze zum EU-Bundesstaat überschreitet, also mit 
der nationalen Souveränität unvereinbar ist. 
Und warum ist das ein Problem? 
Schachtschneider: Deutschland ist der Staat des deutschen Volkes seit 1871. Dieser Staat ist 
souverän. Er kann nicht Gliedstaat eines europäischen Bundesstaates sein, ohne seine Souve-
ränität aufzugeben oder zumindest einzuschränken, wie das Bundesverfassungsgericht im Lis-
sabon-Urteil vom Juni 2009 klargestellt hat. … 
Der "Münchner Merkur" schreibt: "Wenn Historiker eines Tages darüber sinnieren, wann 
Deutschland als souveräner Staat aufgehört hat zu existieren und die Metamorphose in ein 
Bundesland der Vereinigten Staaten von Europa begann, dann dürfte ihr Blick auf den Tag 
der Verabschiedung des ESM-Vertrags fallen."  
Schachtschneider: Völlig richtig. Wir leben längst im entdemokratisierten Unionsstaat. Die 
politische Union ist weit entwickelt. Sie bedarf der Legitimation durch ein Unionsvolk oder 
muß gänzlich neu gestaltet werden. Dafür bin ich, für ein europäisches Europa, ein Europa der 
Vaterländer, das, völkervertraglich verbunden, in Frieden und Freiheit zusammenlebt. Und 
nicht für ein Europa einer von der Finanzindustrie bestimmten bürokratischen Diktatur, das 
mit dem langgezogenen Staatsstreich ertrotzt werden soll, und langfristig mittels Wahlen der 
weitgehend verarmten Bevölkerung in einen sozialistischen Staat ohne Völker umgewandelt 
wird. Aber genau das wird solange Maxime der Unionspolitik sein, wie diese nicht unterbun-
den wird. …<< 
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Die Tageszeitung "DIE WELT" berichtete am 20. August 2012 über die Entstehung der Euro-
päischen Union: >> Europas Einigung war de Gaulles Rache an den USA 
Bis 1956 liebäugelten die Franzosen mit einer Achse Paris-London. Erst als die Intervention 
zusammen mit Israel am Suezkanal an Amerikas Einspruch scheiterte, kam es zu den Römi-
schen Verträgen. ... 
Am 10. September 1956 fliegt Frankreichs Premierminister Guy Mollet zu Gesprächen mit 
seinem britischen Kollegen Anthony Eden nach London. Fünfzig Jahre später enthüllen frei-
gegebene Dokumente aus den britischen Archiven, welches Angebot der französische Sozia-
list dem britischen Konservativen macht. "Bei seinem letzten Besuch in London erörterte der 
französische Premier Monsieur Mollet mit dem Prime Minister die Frage einer Union zwi-
schen dem Vereinigten Königreich und Frankreich", heißt es lapidar in einer britischen Kabi-
nettsvorlage. 
Der Vorgang läßt die Entstehung der Europäischen Union in einem neuen Licht erscheinen. 
Während man in Deutschland den Mythos der EU als Antwort auf die Gräber des Ersten und 
zweiten Weltkriegs pflegt, ist sie eher zu begreifen als Teil des verzweifelten französischen 
Versuchs, das eigene Kolonialreich vor dem Untergang zu retten. 
Mollets Vorstoß in London erfolgt gerade mal sechs Monate, bevor Franreich die Römischen 
Verträge unterschreibt und damit zusammen mit Deutschland, Italien und den Beneluxstaaten 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft gründet - die Vorläuferorganisation der EU. Aus 
französischer Sicht ist das Projekt Europa eben nur Plan B. 
Eine Idee aus schierer Not 
Sechzehn Jahre zuvor, am 16. Juni 1940, hatte ausgerechnet Winston Churchill eine Union 
Frankreichs und Großbritanniens auf der Basis einer gemeinsamen Staatsbürgerschaft, eines 
vereinten Parlaments und Kabinetts sowie gemeinsamer Organe der Außen-, Verteidigungs- 
Wirtschafts- und Finanzpolitik vorgeschlagen. 
Geboren war die Idee aus der schieren Not. Nur durch die Union mit dem unbeugsamen 
Großbritannien war die Kapitulation der Franzosen vor Hitler noch abzuwenden. … 
"Wir sind ein kleines Land" 
So hatte der General, sonst peinlich auf französische Unabhängigkeit bedacht, persönlich dem 
britischen Premier die politische Union vorgeschlagen. Die Idee freilich stammte nicht von De 
Gaulle selbst, sondern von einem anglophilen Politiker namens Jean Monnet. Der sollte in die 
Geschichte eingehen als Gründervater von Montanunion, Euratom und EWG; eines kontinen-
taleuropäischen Verbunds also, den ausgerechnet Charles de Gaulle zum Bollwerk gegen den 
angelsächsischen Einfluß in Europa umfunktionierte. 
"De Gaulle hielt täglich Reden über die Größe Frankreichs, sagte Monnet später über die un-
mittelbare Nachkriegszeit." Ich sagte ihm geradeheraus: Wenn Sie nicht aufpassen, wird es 
keine Größe Frankreichs geben. Wir sind ein kleines Land, wir sind ausgeplündert worden, 
unsere industrielle Basis ist weitgehend zerstört. Frankreich könnte der Hinterhof Europas 
werden." Diese Überlegungen bildeten den Ausgangspunkt für die 1952 verkündete "Montan-
union". 
Was der als Deutscher geborene französische Außenminister Robert Schuman als "Verge-
meinschaftung" der Kohle- und Stahlindustrie auf dem Weg zu einer Europäischen Föderation 
pries, war für Frankreichs Elite eine Ruhrbesatzung ohne Militär. So sicherte sich Frankreich 
einen Zugriff auf die deutsche Kohle. Durch die "Hohe Behörde" der Montanunion wurde zu-
dem die "Ruhrbehörde" der Siegermächte kaltgestellt, in der auch Großbritannien und die 
USA Sitz und Stimme hatten. ...<< 
 
 
 



 15 

Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Oktober 2012 über 
die Rettung des EURO (x878/...): >>Rettung des Euro - finanzielles Versailles für 
Deutschland? 
Vorbemerkung: Politiker, die die Eurozone in ihrer jetzigen Form um jeden Preis erhalten 
wollen, beschwören gern das antike Griechenland und Rom als Wiege Europas. Diesem gro-
ßen Erbe sei Europa verpflichtet, dafür seien Opfer gerechtfertigt. Dann wäre es allerdings 
naheliegend, auch einige Grundsätze der alten Römer zu beherzigen und zu befolgen. Denn 
diese klugen Politiker haben ein Imperium errichtet, das Jahrhunderte überdauert hat. Dazu 
gehört, daß die längerfristigen Folgen politischen Handelns überdacht und bei politischen Ent-
scheidungen berücksichtigt werden müssen. … 
Daran fehlt es. Die kurzatmigen Maßnahmen zur Rettung des Euro lassen ein Überdenken 
möglicher, langfristiger Folgen vermissen. Dabei sind die Warnschilder nicht zu übersehen. 
Es ist eine Binsenweisheit, aber deswegen nicht falsch: Wenn die europäische Einigung ein 
dauerhaft erfolgreiches Projekt bleiben soll, müssen die Völker "zustimmen" und "mitgehen". 
Ein als "alternativlos" dargestelltes Zusammenschrauben mit aller Gewalt ist das glatte Ge-
genteil. Mit dem Hebel der Eurokrise wird genau das versucht. Schon jetzt begehren die sog. 
Süd- oder Schuldnerländer gegen eine Politik auf, die sie als Entmündigung empfinden und 
die extreme Belastungen mit sich bringt. … 
Dauerhafte Finanztransfers gewaltiger Summen über ein Jahrzehnt und mehr sind Sprengstoff 
für die Zukunft. Die Solidarität hat ihre Grenzen. Wird sie überfordert, sind Konflikte pro-
grammiert. Das geschieht nicht heute und nicht morgen, aber es geschieht. Das Wort vom 
"EU-Völkergefängnis" könnte und wird die Runde machen. … 
Versailles 
Die Eurokrise weckt in Deutschland ungute Erinnerungen. Die Situation erinnert an das Ende 
des Ersten Weltkriegs, als in Versailles 1919 Deutschland Bedingungen auferlegt wurden, die 
darin gipfelten: "Die Deutschen sollen zahlen!". Heute ist Druck auf internationaler Ebene 
hoch und wächst weiter, die deutsche Politik zur Übernahme größerer Risiken zu bewegen, 
um den Euro zu retten. Deutschland soll der Vergemeinschaftung der Schulden der Eurostaa-
ten, einer Transfer- und einer Bankenunion sowie der Ausgabe von Eurobonds zustimmen und 
für alles die Haftung übernehmen. Deutschland ist in der Abwehr dieser Forderungen nahezu 
isoliert. 
Sicherlich steckt in der deutschen Abwehrhaltung ein Reflex auf die Erfahrungen von Versail-
les. Massive Ressentiments, eine Hyperinflation mit der damit einhergehenden Verarmung 
breiter Bevölkerungsschichten und Radikalisierungen, die letztlich zur Machtergreifung Hit-
lers beigetragen haben, waren die Folge von Versailles. In Deutschland wird nun befürchtet, 
daß die Eurokrise benutzt wird, um auf das deutsche Volksvermögen zuzugreifen - über er-
zwungene deutsche Kredite, die voraussichtlich nie zurückgezahlt werden, und erzwungene 
deutsche Haftungen, für die noch unsere Kinder und Enkel gerade stehen müßten. Was an 
Vermögen danach noch da ist, würde spätestens in der Inflation untergehen. … 
Italien spielt eine Schlüsselrolle. Einerseits könnte es sich aufgrund seines ökonomischen Po-
tentials selbst "retten", denn der durchschnittliche Italiener ist wohlhabender als der Deutsche, 
andererseits ist es seit Beginn der Europäischen Einigung gewohnt, Hilfsgelder aus dem Nor-
den abzuziehen und tut dies mit großem Erfolg. Das Finanzinstrument der Eurobonds wurde 
von Italienern erdacht und wird von Italien massiv propagiert. Es paßt ideal auf die italieni-
schen Bedürfnisse. Es ist schön, wenn man Dritte für eigene Verpflichtungen zahlen und haf-
ten lassen kann. Es wäre auch schön, wenn man so weiter machen könnte wie bisher. Aller-
dings hat die Finanzkrise der Schuldenpolitik Grenzen gesetzt. Also Eurobonds … 
Unterstützung erfahren die europäischen Südländer von der angelsächsisch dominierten Fi-
nanzindustrie. Diese liebt bekanntlich den Euro nicht, denn er beschneidet die äußerst lukrati-
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ve, zwischen der Wall Street und der City von London geteilte Rolle des Dollar als Weltleit-
währung. ... 
Wenn der Euro dabei auf der Strecke bleibt, weil Deutschland ihn auch nicht mehr stützen 
kann, um so besser: ein Konkurrent weniger. Nicht von Ungefähr kommt der Verdacht, daß 
die US-Ratingagenturen auf dieses Ziel hinarbeiten. Wie sich Deutschland bei einem Euro-
Zusammenbruch aus der Verstrickung der übernommenen Haftungen befreien könnte, ist 
nicht Sache der angelsächsischen Finanzindustrie. Die daraus folgende Schwäche Deutsch-
lands wäre zumindest für einen Teil der englischen politischen Klasse ein willkommener Ne-
beneffekt. ... 
Europäische Zentralbank 
Das 1. Hilfspaket für Griechenland und die EZB-Beschlüsse vom 9. Mai 2010 waren bereits 
ein massiver Bruch des Maastricht-Vertrages von 1992, da die "No Bailout-Klausel"(§ 125) 
außer Kraft gesetzt wurde. Die Verträge waren das Papier nicht wert, auf dem sie geschrieben 
waren. ... 
Man wird den Eindruck nicht los, daß Deutschland an jenem Wochenende im Mai 2010 mas-
siv über den Tisch gezogen wurde. 
Die Machtverhältnisse in der EZB haben sich seit Mai 2010 radikal verändert. Statt dem deut-
schen Kandidaten Axel Weber wurde der Italiener Mario Draghi Chef der EZB. Der Einfluß 
der Bundesbank ist erheblich geschrumpft, die Nehmerländer geben im EZB-Rat den Ton an, 
Jens Weidmann, der deutsche Vertreter ist isoliert. Frankreich und die Nehmerländer wollen 
aus der EZB endgültig eine Institution machen, die der Politik – anders als die unabhängige 
Bundesbank - untergeordnet ist. Das muß wissen, wer für Deutschland über Personalien und 
Befugnisse der EZB verhandelt. Der Umgang von Kanzlerin Merkel mit Axel Weber läßt al-
lerdings wenig Gutes ahnen.  
Es gibt massive Bestrebungen, den Einfluß der Bundesbank auf die EZB gänzlich auszuschal-
ten. Die Bundesbank ist in Frankreich lange als ein Instrument der Bevormundung der eigenen 
Wirtschafts- und Finanzpolitik wahrgenommen worden. Mitterrand hat nicht ohne Grund die 
Einführung des Euro zur Voraussetzung der Wiedervereinigung gemacht. Der deutsche Ein-
fluß sollte – positiv formuliert - über den Euro "eingebunden" und – negativ formuliert – 
"ausgeschaltet" werden. Die institutionelle und personelle Umgestaltung der EZB soll dieses 
Ziel vollenden. ... 
Wer glaubt, Deutschland dürfte die Wahrung seiner Interessen dieser jetzigen EZB vertrau-
ensvoll in die Hände legen, irrt gewaltig. Heraus käme letztlich die unbegrenzte Haftung 
Deutschlands für die Schulden Dritter und deren unverantwortliche Schuldenpolitik, auf die 
wir keinerlei Einfluß haben. 
Wie das gespielt wird, sieht man z.B. am Gebrauch der deutschen Sprache in den EU-
Institutionen. Obwohl die deutsche Sprachgruppe in der EU bei weitem die größte ist und ver-
schiedene Bundesregierungen immer wieder versucht haben, die Lage zu verbessern, fristet 
das Deutsche in den EU-Institutionen ein Kümmerdasein und wird konsequent ausgebremst. 
Ähnliches gilt für den Anteil deutscher Diplomaten am neuen Europäischen Auswärtigen 
Dienst, wo Deutschland als größter EU-Mitgliedstaat nur zwei Drittel der französischen Di-
plomaten stellt und noch hinter Italien und Spanien auf dem vierten Platz rangiert. ... 
Die Ankündigung von EZB-Chef Mario Draghi von Anfang August 2012, unbegrenzt Staats-
anleihen aufzukaufen und der EZB damit unbegrenzte Feuerkraft zu verleihen, wirft ein 
Schlaglicht auf die Zukunft. Die Bundesbank hat auf die Gefahren einer Inflation und die Nä-
he zur "verbotenen" Staatsfinanzierung hingewiesen - vergeblich. Die "kreative" Geldpolitik 
hat in der EZB Einzug gehalten.  
Draghi war bekanntlich mehrere Jahre ein Mann von "Goldman Sachs", der Investmentbank, 
die Griechenland geholfen hat, mit gefälschten Zahlen in die Eurozone aufgenommen zu wer-
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den, und das herannahende Desaster jahrelang zu verschleiern. "Goldman Sachs" war die 
Bank, die zumindest bis zur Finanzkrise besonders erfolgreich mit "windigen" Finanzproduk-
ten gehandelt hat; sie verkaufte sie gutgläubigen Kunden und wettete gleichzeitig dagegen. 
Kein Wunder, daß die Personalie "Draghi" viele Leute nervös macht. … 
Was ist zu tun? 
Bevor weitere Schritte zur europäischen Einigung getan und deutsche Hoheitsrechte an Brüs-
sel abgegeben werden, muß genau geprüft werden, welche möglichen Folgen sich daran knüp-
fen. Die deutschen Bürger müssen angemessen an dieser Prüfung beteiligt werden. Das ist 
eigentlich eine Selbstverständlichkeit; es ist eine Schande, daß das überhaupt gefordert wer-
den muß. Es kann sein, daß die Deutschen bei Abwägung aller Vor- und Nachteile beispiels-
weise einer europäischen Banken- und Transferunion und einer Vergemeinschaftung der 
Schulden zustimmen. Es kann aber nicht sein, daß diese umwälzenden Entscheidungen durch 
die Hintertür herbeigeführt werden. 
Wer angesichts des auf nationaler und internationaler Ebene aufgebauten Drucks vorschnell 
zustimmt, könnte eine Art finanzielles Versailles unterschreiben. Wir haben aber anders als 
1919 keinen Krieg verloren und sollten uns weder "einschüchtern" noch "weich klopfen" las-
sen. Die Möglichkeit einer Ausplünderung des deutschen Volksvermögens und der unzumut-
baren Belastung unserer Kinder und Enkel steht im Raum. 1919 haben wir nachgeben müssen. 
Ein Blick in die Geschichtsbücher zeigt, daß diese "erzwungene" deutsche Nachgiebigkeit 
weder Deutschland noch Europa gut bekommen ist. 
Volksabstimmung 
Das letzte Wort hat der Souverän, das Staatsvolk. Eine Volksabstimmung ist der richtige 
Weg. Sie muß stattfinden, bevor die Weichen in eine Transfer-, Haftungs-, Banken- und 
Schuldenunion gestellt oder Hintertüren dazu geöffnet werden. Dann müssen die Eliten die 
deutschen Bürger von der Notwendigkeit und den Vorteilen eines solchen politischen Quan-
tensprungs der Europäischen Einigung überzeugen - oder eben nicht. In dieser Schicksalsfrage 
darf es keinen schleichenden Übergang geben!<<  
Die Zeitschrift "CIVITAS" des katholischen Civitas Instituts berichtete am 9. Januar 2013 
(x892/…): >>EU-Diktatur: Gesetz gegen Kinderbücher  
Die totalitären EU-Parlamentarier haben festgestellt, daß viele Kinderbücher den Kindern sehr 
schaden und insbesondere die Karrierechancen der Mädchen behindern. Deshalb haben sie 
auch gleich ein Gesetz vorbereitet, das, wie in kommunistischen Ländern, verbieten soll, daß 
"Genderstereotypen" in Kinderbüchern vorkommen. Vorhandene Kinderbücher müssen dann 
vermutlich entweder umgeschrieben oder verbrannt werden. 
Laut einem Bericht der englischen "Daily Mail" finden sich in zahlreichen Kinderbüchern 
ganz böse "Genderstereotypen" Beispiel dafür sind "Fünf Freunde" von Enid Blyton, oder 
Peter Pan oder "Paddington Bär". 
Daß schon einige Generationen von Jungen und Mädchen die Blyton-Bücher gelesen und 
wohl kaum Schaden daran genommen, spielt keine Rolle. Die Genderideologen wissen es viel 
besser. 
Das sogenannte "Komitee für Frauenrechte und Gendergleichheit" der teuren Schwatzbude für 
europäische Ideologen, genannt Europäisches Parlament, hat ein Dokument vorbereitet, das 
eine europaweite Gesetzgebung vorschlägt, die festlegt, wie Kinder in Medien und Büchern 
dargestellt werden müssen. 
In dem Papier heißt es: "Kinder sind in sehr jungen Jahren mit den Geschlechterstereotypen 
konfrontiert durch Fernsehserien, Fernsehwerbung, die ihre Wahrnehmung beeinflussen, wie 
sich die Geschlechter verhalten sollen." Mit "speziellen Erziehungsprogrammen" - ähnlich 
wie in der Sowjetunion und Nordkorea - will die Europäische Union nun ihrerseits Kinder 
beeinflussen. 
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Die Genderideologie dient freilich auch der globalisierten kapitalistischen Wirtschaft und 
ihren Konzernen. June O'Sullivan … teilte gegenüber der "Daily Mail" ihre Sorgen mit, daß 
die Wirtschaft im Euroraum stottere und sich auf die Einbeziehung der Kinder in die 
Wirtschaft und Gesellschaft konzentrieren müsse. 
Wenn kleine Mädchen von Anfang an zum technischeren Denken erzogen werden, indem sie 
die "traditionellen" Spielzeuge der Jungen bekommen, sollen sie auch für technisch-pragma-
tische Berufe aufgeschlossener werden. Das erhofft sich zumindest die europäische Führung. 
Sehr bedenklich findet Frau O'Sullivan außerdem: "Frauen sorgen sich um die Kinder, wäh-
rend Männer hinausgehen, um zu arbeiten. Man braucht nur am Eingang der Schulen zu ste-
hen, um das zu sehen.  
Es sind Stereotypen, weil sie eine mehrheitliche Situation widerspiegeln. Kinder sind nicht 
leicht hereinzulegen - sie sehen, was sie sehen." Und das ist natürlich sehr schlimm, wenn es 
auch seit Jahrhunderten auf der ganzen Welt nicht anders war. Die Genderideologen, die noch 
schlimmer sind als die ärgsten Kommunisten, wissen es besser. Oftmals sind diese Ideologen 
natürlich kinderlos, sonst hätten sie vielleicht etwas Erfahrung damit gesammelt wie es bei 
einem Mädchen ankommt, wenn es mit einem Bagger spielen soll und wie Jungen darauf 
reagieren, wenn ihnen statt eines Baggers eine Barbiepuppe geschenkt wird.<< 
Die Zeitschrift "CIVITAS" des katholischen Civitas Instituts berichtete am 28. Februar 2013 
(x892/…): >>Wie die EU die moralischen Grundlagen der Staaten zerstört  
Um ihre freimaurerische Politik der Entchristlichung Europas und der Auslöschung aller 
naturrechtlichen Fundamente, auf denen die europäischen Staaten einst gegründet wurden, 
durchzusetzen, ist den Eurokraten jedes Mittel recht. Ein aktuelles Beispiel ist die Durch-
setzung der naturrechtswidrigen künstlichen Befruchtung in Polen, wobei die Freigabe der 
Abtreibung und die Gleichstellung widernatürlicher Partnerschaften mit der Ehe folgen wer-
den. Auf dem EU-Gipfel in Brüssel Anfang dieses Monats wurde Polen 107 Milliarden Euro 
zugesprochen. Der liberale Regierungschef Polens, Donald Tusk sagte freudig: "Polen ist der 
größte Nutznießer der EU", allerdings will die EU Gegenleistungen sehen. 
Zu diesen Gegenleistungen gehören an erster Stelle die Legalisierung gleichgeschlechtlicher 
Partnerschaften und ihre rechtliche Gleichstellung mit der Ehe. Der strenge Schutz, den 
ungeborene Kinder in Polen derzeit noch genießen, soll ebenfalls beseitigt werden und ein 
EU-Standardabtreibungsgesetz durchgesetzt werden. Man wird in den kommenden Jahren 
sehen, wie derartige Unrechtsgesetze in Polen durchgesetzt werden. … 
In Europa sind … solche Vorgehensweisen schon länger an der Tagesordnung. Die Rede von 
einer Eurodiktatur ist gewiß keine Untertreibung, sondern alltägliche Realität. Die Durch-
setzung des Gender Mainstreaming in alle Politikbereiche in Deutschland ist nur eines der 
vielen Beispiele, wie an den Parlamenten vorbei krankhafte und naturrechtswidrige Verord-
nungen und Gesetze durchgesetzt werden. 
Die Eurokraten kaufen sich die Regierungschefs mit hohen Geldzuweisungen, stützen deren 
Macht und bekommen dafür als Gegenleistung die Durchsetzung der EU-Agenda zur Zerstö-
rung der europäischen Grundwerte und des Naturrechts.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 9. März 2013 (x887/...): 
>>Deutsche sollen noch mehr bluten 
Töchter des Euro-Rettungsfonds ESM und neue Hilfskassen sollen weitere Milliarden Euro 
umverteilen 
Der Zugriff der Europäischen Union auf das Geld der Deutschen nimmt immer größere Aus-
maße an. Dabei brachte Deutschland bereits in der Vergangenheit fast die Hälfte des EU-
Nettohaushaltes auf. Wie der Heidelberger Volkswirtschafts-Professor Franz-Ulrich Willeke 
errechnet hat, trugen die Bundesbürger in den Jahren 1991 bis 2011 allein 45 Prozent des Net-
tobudgets, was insgesamt rund 250 Milliarden Euro ausmachte. Doch es soll noch mehr wer-



 19 

den. 
Offizielle Zahlen über Deutschlands EU-Nettozahlungen an die EU liegen nicht vor, da sich 
die Bundesregierung scheut, derartige Gesamtbilanzen der Belastung Deutschlands zu veröf-
fentlichen. ... 
Kaum zu überblicken sind die zukünftigen Sonderlasten, welche den Deutschen aus den Euro-
Rettungsschirmen erwachsen. Dennoch kennen die Verantwortlichen auch hier offenbar kei-
nerlei Maß mehr. Zwar war vertraglich vereinbart und den Deutschen von ihrer Regierung 
heilig versprochen worden, daß der Euro-Rettungsfonds ESM nicht zur Rettung von Banken, 
sprich zur Rettung der Vermögen ihrer milliardenschweren Eigentümer, mißbraucht werden 
dürfe. Allein Staaten sollten daraus unterstützt werden dürfen. 
Nun hat man offenbar eine Möglichkeit ersonnen, Vertrag und Versprechen zu brechen, ohne 
sich rechtlich anfechtbar zu machen. Der ESM soll "Tochtergesellschaften" gründen dürfen, 
die Kredite aufnehmen sollen, mit welchen sie maroden Banken unter die Arme greifen. Da 
der ESM ein Institut der Staaten ist, haften die deutschen Steuerzahler damit direkt für an 
Pleitebanken vergebene Kredite. 
Die ESM-Töchter könnten auch dafür eingespannt werden, "um überdies begleitende Investi-
tionen des Privatsektors in rekapitalisierte Banken zu ermutigen", heißt es im Entwurf. Mit 
anderen Worten: Investoren sollen "ermutigt" werden, in hochrentierliche Bankpapiere, wie 
z.B. Aktien und Anleihen maroder Institute zu investieren, denn: Die hohen Renditen gehören 
ihnen, das Risiko hingehen trägt der Steuerzahler, 
Pünktlich zu den Verhandlungen über solche "Tochtergesellschaften" am vergangenen Mon-
tag rief EU-Währungskommissar Olli Rehn die Deutschen zu "Solidarität mit Zypern" auf. 
Gemeint ist damit, daß die deutschen Steuerzahler jene Banken retten sollen, die im Verdacht 
stehen, Schwarzgeld-Milliardären aus aller Welt, vor allem aus Rußland, als "Geldwaschanla-
ge" zu dienen. 
Unterdessen wird weiter über den EU-Haushalt der Jahre 2014 bis 2020 verhandelt. Der bis-
herige Entwurf sieht bei Einnahmen von 908 Milliarden Euro Ausgaben über 960 Milliarden 
vor. Obwohl Hauptzahler Deutschland ohnehin stärker in Anspruch genommen werden wird, 
müßte die EU also Schulden aufnehmen, um die Lücke von 52 Milliarden Euro zu schließen. 
Dies ist ihr bislang verboten.  
Über solche EU-Schulden tritt erneut das Ziel der "Euro-Bonds" in Sichtweite. Euro-Bonds 
sind Schulden, die alle Euro- oder EU-Länder gemeinsam aufnehmen, für die faktisch am En-
de aber nur die Staaten haften, welche noch zahlungsfähig sind. Diese Rolle fällt immer aus-
schließlicher Deutschland zu.<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 9. April 2013: >>EZB-Studie Deutsche belegen 
beim Vermögen den letzten Platz  
Ausgerechnet die Zyprer gehören zu den reichsten Bürgern der Euro-Zone, Deutschland steht 
am Ende der Rangliste. Das geht aus einer Studie der EZB hervor. … 
Denn nach den Erhebungen der Zentralbanken der Euro-Zone sind die Zyprer das zweitreich-
ste Volk überhaupt. Das Durchschnittsvermögen der Haushalte auf der Insel, der so genannte 
Median, liegt bei 267.000 Euro. Nur die Luxemburger kommen mit 398.000 Euro auf einen 
noch deutlich höheren Wohlstand. 
Median-Vermögen: Deutschland belegt laut EZB-Studie letzten Platz 
Deutschland steht dagegen mit einem Durchschnitt von mageren 51.400 Euro ganz am Ende 
der Rangliste. Und auch andere wichtige Geberländer wie die Niederlande, Österreich oder 
Finnland liegen unter dem Euroland-Median von 109.200 Euro, Frankreich nur knapp dar-
über. 
Schließlich soll der Bundestag in der kommenden Woche das Rettungspaket für Zypern ab-
segnen. Die Hilfe für die als Schwarzgeld-Paradies verschriene Insel war von Anfang an poli-
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tisch besonders umstritten. Daß die Zyprer nun zu den reichsten Europäern gehören sollen, 
dürfte Gegner der Stütze nur noch bestärken. …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 27. Juni 2013: >>"Die EU nimmt 
Züge einer aufgeklärten Diktatur an" 
Die EU ist dabei, Demokratie und Rechtsstaat abzuschaffen, und die deutschen Bürger schau-
en nur zu, wundert sich Roger Köppel, Chefredakteur des Schweizer Nachrichtenmagazins 
"Weltwoche" im Interview mit der morgen erscheinenden Wochenzeitung JUNGE FREI-
HEIT. 
Nicht nur der Euro, die ganze EU sei eine intellektuelle Fehlkonstruktion, was aber Legionen 
von Journalisten, die eine Schwäche für intellektuelle Konstruktionen hätten, nicht sehen 
wollten, so Köppel. Die EU habe sich durch ihre Entwicklung zum Staat in einen unaufhebba-
ren Selbstwiderspruch begeben. Es sei keine handlungsfähige staatliche Ordnung denkbar, in 
der sich die Völker Europas gleichermaßen wiedererkennen könnten. "So etwas konstruieren 
zu wollen, ist größenwahnsinnig, eben eine intellektuelle Fehlkonstruktion", meint Köppel. 
Mehr als die Regierungen hätten allerdings die Medien bei den Themen "Euro und EU" ver-
sagt. "Heute setzt sich die EU immer wieder über rechtsstaatliche, demokratische Traditionen 
hinweg, und wieder schlafen die deutschen Journalisten", erklärt Köppel. Dies geschehe zwar 
nicht aus Bösartigkeit, sondern um die EU in der Krise handlungsfähig zu machen. Dennoch 
nehme die EU Züge einer "aufgeklärten Diktatur" an, wenn Staatschefs bei Abendspaziergän-
gen Milliarden genehmigten.<< 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Juni 2013 über 
den EURO (x878/...): >>Der EURO: eine deutsch-französische Affäre? 
... Der EURO - eine französisch-deutsche Entscheidung 
… Man mag darüber streiten, wie die Verhandlungen um die Einheitswährung im Zusam-
menhang mit der Wiederherstellung der deutschen Einheit 1989/1990 im Einzelnen zu werten 
sind. Im Kern mußte D-Mark für die deutsche Einheit geopfert werden … Frankreichs Präsi-
dent Mitterrand stimmte der deutschen Einheit zögernd zu, nachdem Bundeskanzler Helmut 
Kohl die Einführung der europäischen Einheitswährung zugesichert hatte. Die Entscheidung 
für den EURO war eine deutsch-französische Übereinkunft. Mitterrand nutzte den Status 
Frankreichs als ehemalige Siegermacht, um die gemeinsame Währung durchzusetzen. Die 
offiziell verkaufte Version hieß freilich, daß Frankreich aus Freundschaft der deutschen Ein-
heit zugestimmt habe - was allerdings naiv wäre und auch nicht stimmt. … 
Es gab zu viele Bedenken. Der deutsche Einfluß auf die künftige Einheitswährung konnte in-
soweit gewahrt werden, als u.a. die zu errichtende Europäische Zentralbank nach dem Vorbild 
der Bundesbank unabhängig sein sollte und deutsche Interessen durch die "No-bail-out-
Klausel" sowie das Verbot der Staatsfinanzierung vertraglich gesichert erschienen. Andere 
Bedenken, insbesondere der Einwand, daß auch politisch nicht gelingen könne, was wirt-
schaftlich falsch sei, wurden vom Tisch gewischt.  
Die Politik entschied, die Wirtschaft hatte zu folgen. Das ist das Grundgesetz, nach dem die 
europäische Einheitswährung ins Leben gerufen wurde. Das muß wissen und in Rechnung 
stellen, wer über die Zukunft und die Fortentwicklung der EURO-Währung diskutiert. Es gilt 
der unbedingte Vorrang der Politik, auch wenn das zu Fehlentwicklungen führen kann und 
Opfer fordert. … 
Frankreich hat den EURO durchgesetzt. Präsident Mitterrand verfolgte damit mehrere Ziele: 
die Verhinderung einer vom wiedervereinigten Deutschland erreichbaren währungspolitischen 
Dominanz in Europa mittels der Bundesbank; gewichtige Mitsprache Frankreichs in wäh-
rungspolitischen Fragen Europas, d.h. Brechung des Entscheidungsmonopols der Bundesbank 
im alleinigen oder zumindest vorrangig deutschen Interesse; Abschaffung der Bundesbank als 
Kern und Symbol wiedergewonnener deutscher Souveränität. Das war der Preis für die Zu-
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stimmung zur Wiedervereinigung und dem damit verbundenen Machtzuwachs Deutschlands. 
Mitterrand war wichtig, Deutschland auch währungspolitisch "einzuhegen". Dem französi-
schen Staatsdenken entsprach zudem die Unterwerfung der Währungspolitik unter den Willen 
der politischen Führung. … 
Deutschland Zahlmeister? 
Allzu verwundert sollte man darüber in Deutschland nicht sein. War man doch in der EU und 
in der Welt daran gewöhnt, daß die Deutschen im Zweifel immer zahlen. Die Erfahrung war: 
Man muß die Deutschen nur gehörig unter Druck setzen und weich klopfen, dann machen sie 
den Geldbeutel schon auf. Das galt im westlichen Bündnis, wie z.B. beim ersten Irakkrieg 
1991, das galt in der EU beim sog. Britenrabatt, den Frau Thatcher herausgeschlagen hat, und 
das galt in der EU ganz generell. Immer wenn man nach Geld suchte, richtete sich der Blick 
auf Deutschland. Selbst für die unsinnigsten Projekte erwartete man einen deutschen Finanz-
beitrag. Nun ist die Überraschung groß, daß das nicht mehr zu funktionieren scheint. Ein eu-
ropäisches Grundgesetz scheint in Frage gestellt. 
Auch die Deutschen selbst hatten sich an ihre Zahlmeisterrolle gewöhnt. Sie gehen meist resi-
gniert davon aus, daß ihre Regierungen irgendwann einknicken, weil die deutschen Politiker 
glauben, noch immer die Schuld des 2. Weltkriegs abtragen zu müssen. Nun wollen sie nicht 
mehr. Der Grund ist allerdings nicht so sehr die verblassende Erinnerung an den Weltkrieg, 
der immerhin fast 70 Jahre zurück liegt. Sie wollen nicht mehr, weil sie nicht mehr können: 
Die Solidaritätslasten, die den Deutschen zur Rettung des EURO aufgebürdet werden sollen, 
sind so enorm, daß ein Innehalten, eine sorgfältige Prüfung und ein Abwägen der Vor- und 
Nachteile der Übernahme deutscher Verpflichtungen unabdingbar geworden ist. Es kann nicht 
sein, daß jemand "Europa" ruft, alles kniet nieder und Deutschland stellt einen Blankoscheck 
aus. Diese Einstellungen scheinen bei vielen europäischen und deutschen Politikern verbreitet 
zu sein. ... 
Meinungsbildung und Volksabstimmung 
... Gibt es tragfähige und hinreichend nachvollziehbare Schätzungen der Bundesregierung, wie 
viel der deutsche Steuerzahler bei der beabsichtigten Eurorettung über jährliche Transferzah-
lungen an die Krisenstaaten überweisen muß? Sind es maximal 50, 100 oder gar 150 Milliar-
den?  
Die Behauptung, daß es so gut wie nichts kostet, kann nicht sein; denn dann gäbe es an der 
südlichen europäischen Peripherie ja gar keine Krise. Wie hoch ist die Haftung, in die 
Deutschland jetzt schon im Rahmen der Eurorettung eingetreten ist? Die Bundesregierung 
redet sie klein, Hans-Werner Sinn nennt einen Betrag wenig unter 1.000 Milliarden. Welche 
Haftungssummen kommen mit dem OMT-Anleihekaufprogramm der EZB auf uns zu? Die 
EZB nennt 146 Milliarden, Hans-Werner Sinn 369 Milliarden, möglicherweise sogar 920 Mil-
liarden Euro. 
Gleichgültig welche Zahlen stimmen, der deutsche Steuerbürger schüttelt sprachlos den Kopf. 
Wer hat unserer politischen Klasse, wer hat der Bundesregierung das Mandat erteilt, für sol-
che Summen Verpflichtungen einzugehen? Die deutschen Bürger jedenfalls nicht, sie wissen 
gar nicht, was ihnen geschieht. Eins aber ahnen sie: wenn es schief geht, sind sie die Dum-
men, wie 1918 und 1945. … 
Vorbereitung des europäischen Bürgerkriegs? 
Auch das Interesse der Einheit Europas verbietet einen solchen Dauertransfer. Die Erfahrung 
mit Italien zeigt, daß mittelfristig bei den Gebern die Frage nach einer Sezession, nach einer 
Trennung aufkommt - und das in einem etablierten Nationalstaat. … 
Diejenigen, die uns das US-Beispiel der Geld- und Währungspolitik im 19. Jahrhundert als 
beispielhaft für die Einigungspolitik Europas in der Eurokrise anpreisen, seien daran erinnert: 
Eine durchaus plausible Theorie zum Ursprung des amerikanischen Sezessionskriegs von 
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1861-1865 besagt, daß es in erster Linie Währungsstreitigkeiten zwischen den Süd- und Nord-
staaten und nicht die Sklavenfrage waren, die den Sezessionskrieg provozierten. ... 
Die Deutschen ärmer als andere EU-Bürger 
Eine von der Europäischen Zentralbank in Auftrag gegebene und im April 2013 veröffentlich-
te Untersuchung zeigt zudem, daß die Deutschen im Schnitt ärmer sind als die meisten ande-
ren EU-Bürger. Das gilt sogar für die Krisenstaaten: Spanien, Italien, Griechenland, auch Zy-
pern. … 
Warum sollten die Deutschen neue, schwere finanzielle Lasten zur EURO-Rettung schultern, 
bevor nicht die anderen, reicheren EU-Bürger in den Krisenstaaten ihren Beitrag geleistet ha-
ben? ... 
Das deutsche Druckmittel ist die Auflösung der Eurozone. Die Bundesbank würde über kurz 
oder lang wieder zum Währungsanker für viele europäische Staaten und der Rest Europas 
müßte sich "nolens, volens" - wie vor Einführung des EURO - daran orientieren. Eine Horror-
vision für Frankreich. Genau das wollte Mitterrand mit dem EURO ausschließen. ...<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 31. August 2013 
(x887/...): >>Zypern gewährt Grundeinkommen 
Nikosia - Laut Zyperns Präsident Nicos Anastasiadis wird künftig allen Bürgern seines Landes 
ein Grundeinkommen staatlich garantiert. Damit solle sichergestellt werden, daß jeder "das 
Minimum für ein würdevolles Leben in einem europäischen Land" erhalte. Neben Ernährung, 
Bekleidung, Strom oder Wasser sollen auch dringende Reparaturen am Eigenheim vom Staat 
finanziert werden.  
Einen Teil der Kosten trage die Europäische Union.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 4. November 2013 
(x887/...): >>Euro-Austritt als letzte Chance? 
Frankreichs Wettbewerbsfähigkeit wird immer schlechter - Regierung kopiert Front National 
Nach der deutschen Wiedervereinigung war Frankreichs damaliger Präsident François Mitte-
rand die treibende Kraft zur europäischen Währungsunion. Wird François Hollande, Mitte-
rands sozialistischer Nachfolger im Elysée-Palast, nun derjenige sein, der das Ende des Euro 
einläutet? 
Es ist schon ein sehr besonderes Geburtstagsgeschenk, das Frankreichs Industrieminister Ar-
naud Montebourg dem Euro gemacht hat. Fast genau zum 20. Geburtstag des Maastricht-
Vertrages, der am 1. November 1993 unterzeichnet worden war, fordert Montebourg an die 
Adresse der Europäischen Zentralbank, der Euro müsse "italienischer, dafür aber weniger 
deutsch" werden. Daß derlei den meisten Medien in Deutschland kaum eine Meldung wert 
war, dürfte gute Gründe haben. Montebourgs Äußerung bringt so offen wie nur selten auf den 
Punkt, was von dem zu halten ist, was vor 20 Jahren in Maastricht unterschrieben wurde, vor 
allem aber den Deutschen versprochen worden war.  
Montebourgs dreiste Forderung, den Euro endgültig in eine neue Variante der schwindsüchti-
gen Lira zu verwandeln, ist in Wirklichkeit nichts anderes als eine politische Bankrotterklä-
rung. Frankreichs Wirtschaft hat es unter den Bedingungen der Währungsunion nicht ge-
schafft, so wettbewerbsfähig wie die deutsche Konkurrenz zu werden.  
Im Nacken sitzen dem Industrieminister … allerdings nicht nur die desaströse Wirtschaftslage 
Frankreichs. … 
Von Mitterand war der Euro dazu geplant, die deutsche Wirtschaftskraft zu schwächen. In-
zwischen ist aber unübersehbar, daß Frankreich selber in der von ihm gestellten Euro-Falle 
gefangen sitzt.<<  
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Die Webseite "Fassadenkratzer.wordpress.com" berichtete am 22. November 2013 über die 
Europäische Union (x903/…): >>Hintergründe der "europäischen Integrationsbewe-
gung" 
Am Beginn der sogenannten europäischen Integrationsbewegung stehen zwei besonders ein-
flußreiche Gestalten: Der Österreicher Richard Graf Coudenhove-Kalergi (1894-1972) und 
der Franzose Jean Monnet (1888-1979). 
I . 
Coudenhove-Kalergi trat schon 1922 mit seiner Pan-Europa-Idee hervor, die er 1924 in einem 
Buch publizierte. Darin propagierte er die "Vereinigten Staaten von Europa", einen zentralen 
Bundesstaat, der von einem neuen geistigen Adel geführt werden sollte. Im selben Jahr grün-
dete er die Paneuropa-Union, um dieses Ziel organisatorisch zu verfolgen. Das traf offenbar in 
Amerika auf ähnliche Gedanken. So wurde er nach eigenen Angaben schon 1924 auf Anre-
gung von Louis Rothschild von den Finanzmagnaten Max Warburg "mit 60.000 Goldmark 
zur Ankurbelung der Bewegung während der drei ersten Jahre" unterstützt. Durch dessen 
Vermittlung traf er sich in Amerika mit den Finanziers Paul Warburg und Bernhard Baruch. 
("Ein Leben für Europa", Seite 124-125) 
In seinem 1925 erschienenen Buch "Praktischer Idealismus" bezeichnete Kalergi die Demo-
kratie als "ein klägliches Zwischenspiel" zwischen zwei aristokratischen Epochen, der des 
Blutadels und des neuen, von jüdischem Geist geprägten Geistesadels. Die moderne Demo-
kratie durchschaute er als praktisches Instrument der Plutokratie: 
"Heute ist Demokratie Fassade der Plutokratie: weil die Völker nackte Plutokratie nicht dul-
den würden, wird ihnen die nominelle Macht überlassen, während die faktische Macht in den 
Händen der Plutokraten ruht. In republikanischen wie in monarchischen Demokratien sind 
die Staatsmänner Marionetten, die Kapitalisten Drahtzieher: sie diktieren die Richtlinien der 
Politik, sie beherrschen durch Ankauf der öffentlichen Meinung die Wähler, durch geschäftli-
che und gesellschaftliche Beziehungen die Minister. … Die Plutokratie von heute ist mächti-
ger als die Aristokratie von gestern: denn niemand steht über ihr als der Staat, der ihr Werk-
zeug und Helfershelfer ist." (S.39) 
Ihm schwebte vor, den "plutokratischen Demokratismus" durch die Aristokratie eines neuen 
Geistesadels zu ersetzen, in der die verschiedenen Völker in einer "eurasisch-negroiden Zu-
kunftsrasse" aufgehen sollen (S. 22, 23). 
Im April 1948 lud Kalergi in New York zu einem Kongreß ein, auf dem das American Com-
mittee for a United Europe (ACUE) gegründet wurde. Geschäftsführer wurden die berüchtig-
ten US-Geheimdienst-Bosse: William "Wild Bill" Donovan und Allan Dulles. Die Finanzie-
rung übernahmen die Ford Foundation, die Rockefeller-Stiftung und weitere regierungsnahe 
Unternehmensgruppen. 
Das Committee unterstützte die Europäischen Bewegung, die im Juli 1947 von Winston 
Churchill und Duncan Sandys initiiert wurde und vom 7. bis 11. Mai 1948 den Haager Euro-
pa-Kongreß in Den Haag veranstaltete, an dem unter dem Vorsitz Churchills über 700 Dele-
gierte aus ganz Europa und Beobachter aus den USA und Kanada teilnahmen. Damit gelang 
die entscheidende Weichenstellung für die Gründung der Europäischen Bewegung. Man ar-
beitete an einem Entwurf für eine Verfassung der Vereinigten Staaten von Europa und grün-
dete 1948 durch den Vertrag von London den Europarat, eine internationale europäische Or-
ganisation von heute 47 Staaten, in der wiederum Kalergi einen großen Einfluß ausübte. 
Das American Committee for a United Europe (ACUE) war bis in die 1960er-Jahre ein wich-
tiger Geldgeber der Europäischen Bewegung (50 %), der Union Europäischer Föderalisten 
(UEF) und besonders deren European Youth Campaign (100 %). Damit konnte Einfluß auf 
die Führer der "Europäischen Bewegung" Robert Schuman, Paul-Henri Spaak und Józef Re-
tinger genommen werden (s. alle Nachweise bei Wikipedia) 
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Das ist der Humus der hauptsächlichsten internationalen Organisationen, welche die heute bis 
zur EU entwickelte europäische Integrations-Organisation in Gang gebracht haben, weiter 
begleiten, fördern, unterstützen und vorantreiben. Ein kleines Beispiel: 2012 wurde überra-
schend der Friedensnobelpreis an die EU verliehen, offenbar wegen des "friedenstiftenden" 
Euros, der in immer mehr EU-Staaten die Menschen verzweifelt auf die Straßen und die Völ-
ker auseinander treibt.  
Ein englischer Kritiker meinte, warum sie nicht auch noch wegen der großartigen "Euro-
Rettungspolitik" den Wirtschaftsnobelpreis erhalten habe. Wie kam es zu dieser Preisver-
leihung? Der Vorsitzende des Nobelpreiskomitees, der Norweger Th. Jagland, ist gleichzeitig 
Generalsekretär des "Europarates", also der großen europäischen, von amerikanischen Ge-
heimdiensten mitfinanzierten EU-Förderorganisation, die so eng mit ihr verbunden ist, daß sie 
dieselbe Flagge und Hymne verwendet. Die EU hat sich also, dank CIA, den Friedens-
nobelpreis quasi selbst verliehen. 
Winston Churchill hatte schon 1946 in einer Rede an der Universität Zürich vor Studenten 
"eine Art Vereinigte Staaten von Europa" gefordert, d.h. er las ein Manuskript vor, das Kalergi 
für ihn geschrieben hatte (s. Wikipedia). Am 14.5.1947 verriet Churchill in einer Rede in 
London noch tiefere angloamerikanische Ziele mit Europa: 
Wir geben uns natürlich nicht der Täuschung hin, daß die Vereinigten Staaten von Europa die 
letzte und vollständige Lösung aller Probleme der internationalen Beziehungen darstelle. Die 
Schaffung einer autoritativen, allmächtigen Weltordnung ist das Endziel, das wir anzustreben 
haben. Wenn nicht eine wirksame Welt-Superregierung errichtet und rasch handlungsfähig 
werden kann, bleiben die Aussichten auf Frieden und menschlichen Fortschritt düster und 
zweifelhaft. Doch wollen wir uns in Bezug auf das Hauptziel keiner Illusion hingeben: Ohne 
ein Vereinigtes Europa keine sichere Aussicht auf eine Weltregierung. Die Vereinigung Euro-
pas ist der unverzichtbare erste Schritt zur Verwirklichung dieses Zieles. (Speechers of Win-
ston Churchill, New York 1974) 
Hier klingt auf, was sonst mehr verklausuliert unter dem Namen "Neue Weltordnung" als "Ei-
ne Welt" angestrebt wird und überall da bemerkbar ist, wo die Völker "durch ein immer eng-
maschigeres Netz multilateraler Vertragssysteme und Organisationen aneinander gebunden 
und auf das je spezifische Regelwerk festgelegt" werden. (Manfred Kleine-Hartlage: "Neue 
Weltordnung" - Zukunftsplan oder Verschwörungstheorie?, S. 13) Solche Organisationen sind 
die UNO, der IWF und die Weltbank, Nato, Internationaler Strafgerichtshof usw. und eben die 
EU, um die bisher hauptsächlichsten zu nennen. 
II.  
Die zweite der einflußreichsten Gestalten, Jean Monnet, stand ähnlich wie Kalergi zeit seines 
Lebens unter dem Einfluß führender britischer und amerikanischer Kreise. Er war "ein Erfin-
der und Lenker von Institutionen einer übernationalen Zusammenarbeit" und "ein Zentrum 
(insbesondere) angelsächsischer Einflußnahme auf dem Kontinent". (Andreas Bracher: Euro-
pa im Amerikanischen Weltsystem, Basel 2001, S. 81). 
Während des ersten Weltkrieges koordinierte er nach Wikipedia maßgeblich "die kriegs-
wirtschaftliche Güternachfrage und -logistik der westlichen Alliierten." 1919 findet man 
Monnet in der französischen Delegation in Versailles.  
Von 1919 bis 1923 ist er stellvertretender Generalsekretär beim Völkerbund in Genf, der - in 
Versailles gegründeten - Vorläuferorganisation der heutigen UNO. In den 20er und 30er Jah-
ren ist er in führenden Stellungen in amerikanischen Banken tätig, gründet auch selbst in New 
York eine Investmentbank, die, wie andere amerikanische Banken auch, Geschäftsbeziehun-
gen mit Hitler-Deutschland unterhielt. 
1938 wechselt er wieder in die gleiche Rolle wie im ersten Weltkrieg: Er beschäftigt sich mit 
den alliierten Vorbereitungen für den drohenden Krieg. Nach der deutschen Eroberung Frank-



 25 

reichs 1940 "wird er von Churchill nach Washington geschickt, um Rüstungseinkäufe zu täti-
gen. Dort wird er praktisch in die Regierung übernommen und eine der entscheidenden Figu-
ren bei dem Unternehmen, die Maschine in Gang zu bringen, die den Krieg gewinnen sollte", 
wie Monnet selbst in seinen Memoiren schreibt (Bracher S. 83). 
Nach dem Krieg gehen auch von Monnet entscheidende Initiativen zur europäischen Einigung 
aus. Von ihm stammt der Plan zur Schaffung einer übernationalen Behörde, die die Stahlindu-
strien Westeuropas, also auch Deutschlands verwalten und kontrollieren sollte. Der Plan wur-
de 1950 als Schumann-Plan bekannt, stammte aber von Monnet.  
Das neue Gebilde, die "Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl", war der entscheiden-
de Keim der heutigen Europäischen Union. Er war von vornherein als voller Staat angelegt: 
mit eine Exekutivbehörde, einem Parlament und einem Gerichtshof. Von 1953 bis 1955 war 
Monnet der erste Präsident. 
1955 gründet er, teilweise vom CIA finanziert, das "Aktionskommitee für die Vereinigten 
Staaten von Europa". Es "blieb der Öffentlichkeit zwar weitgehend verborgen, war aber bis zu 
seiner Auflösung 1975 das wohl wichtigste Zentrum, von dem aus jenes Unternehmen voran-
getrieben wurde, dem sich Monnet verschrieben hatte: der europäische Einheitsstaat." (Bra-
cher, S. 84) So wird Monnet von 1950 bis weit in die sechziger Jahre hinein das "eigentliche 
intellektuelle und politische Zentrum der europäischen Einigungsbemühungen", wofür er mit 
dem Titel "Vater eines vereinten Europa" bedacht wurde (S. 80). 
Zwei Bewunderer von Monnet, Merry und Serge Bromberger, legten in ihrem Buch: "Jean 
Monnet und die Vereinigten Staaten von Europa" seinen Plan dar: 
"Allmählich sollten die supranationalen Behörden, die vom Europäischen Ministerrat in 
Brüssel und dem Europaparlament in Straßburg überwacht werden, die gesamte Politik des 
Kontinents bestimmen. Der Tag würde kommen, da die Regierungen gezwungen wären, zu-
zugeben, daß ein integriertes Europa eine vollendete Tatsache ist, ohne daß sie bei der Fest-
legung seiner Grundlagen auch nur das Geringste zu sagen hätten. Alles, was ihnen noch 
bliebe, wäre, ihre sämtlichen autonomen Institutionen zu einer einzigen Bundesverwaltung zu 
verschmelzen und dann die Vereinigten Staaten von Europa zu verkünden."  
Laut Focus 34/ 2010 sagte Monnet: 
"Europas Länder sollten in einen Superstaat überführt werden, ohne daß die Bevölkerung 
versteht, was geschieht. Dies muß schrittweise geschehen, jeweils unter einem wirtschaftli-
chen Vorwand."  
Dieses Ziel haben seine Genossen und Nachfolger nie aus dem Auge verloren - bis heute. 
Aus den Erinnerungen von Hans-Dietrich Genscher geht hervor, daß die Fortführung der eu-
ropäischen Integration zu einem Bundesstaat zu den Bedingungen der USA für eine Zustim-
mung zur deutschen Wiedervereinigung 1989 gehörte. 
In genau der Linie Monnets liegt auch, wie Jean-Claude Juncker laut Spiegel 52/1999 seinen 
EU-Kollegen die richtige demokratische Vorgehensweise erklärte: 
"Wir beschließen etwas, stellen das dann in den Raum und warten einige Zeit ab, ob was pas-
siert. Wenn es dann kein großes Geschrei gibt und keine Aufstände, weil die meisten gar nicht 
begreifen, was da beschlossen wurde, dann machen wir weiter - Schritt für Schritt, bis es kein 
Zurück mehr gibt." 
Das Ziel europäischer Bundesstaat war der europäischen Integrationsbewegung also von An-
fang an immanent. Darauf weist auch das Bundesverfassungsgericht in einem historischen 
Abriß seines "Lissabon-Urteils" vom 30. Juni 2009 deutlich hin: 
"Bestrebungen richteten sich auf die Gründung Vereinigter Staaten von Europa und die Bil-
dung einer europäischen Nation. Man wollte mit einer Verfassung den europäischen Bundes-
staat begründen. … Der Idee der Verfassung für die Vereinigten Staaten von Europa standen 
von vornherein kräftige nationalstaatliche Orientierungen gegenüber… Mit der Ablehnung 
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der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft und dem Scheitern der Europäischen Politi-
schen Gemeinschaft wurde deutlich, daß sich der europäische Bundesstaat nicht direkt ver-
wirklichen ließ. … Über eine möglichst weitgehende wirtschaftliche Verflechtung über einen 
gemeinsamen Markt sollte die praktische Notwendigkeit politischer Vergemeinschaftung her-
beigeführt werden, und es sollten Handels- und Wirtschaftsbedingungen entstehen, die eine 
politische, auch außen- und sicherheitspolitische Einheit dann als allein folgerichtig erschei-
nen lassen würden…." 
Zu diesen Wirtschaftsbedingungen gehört auch die Einführung des Euro und die Euro-Krise, 
die, wie in einem Artikel dieses Blogs dargelegt wird, offensichtlich planmäßig herbeigeführt 
worden ist. 
Weitere Belege bringt ein Video der "Bürgerrechtsbewegung Solidarität" vom 4. Juni 2012 
mit dem Titel "Die EU ist nicht Europa, sondern seine Zerstörung". Darin wird Jaques Attali, 
vormals Berater des französischen Präsidenten Mitterand, zitiert, der "bei den Verhandlungen 
1990 dabei (war), als Bundeskanzler Kohl die Aufgabe der D-Mark als Preis für die Wieder-
vereinigung aufgezwungen wurde. Laut Attali soll damals Mitterand mit einer Wiederbele-
bung der ´Tripple Entente‘ (Militärbündnis von 1907 zwischen Großbritannien, Frankreich 
und Rußlands gegen Deutschland) gedroht haben. Im Januar letzten Jahres (also 2011) ließ 
Attali die Katze aus dem Sack. In einer Rede über die Eurokrise sagte er, die Krise sei nicht 
nur vorhersehbar gewesen, man habe sie sogar bewußt geplant, um eine starke europäische 
Haushaltsföderation zu schaffen. 
"Alle diejenigen, die wie ich das Privileg hatten, bei der Abfassung der ersten Version des 
Maastricht-Vertrages die Feder zu führen, taten alles, um sicherzustellen, daß ein Austritt 
unmöglich wäre. Wir haben einen Artikel, der (einem Mitgliedstaat) den Austritt erlaubt, ab-
sichtlich ´vergessen`. Das war nicht sehr demokratisch. Doch es war eine große Garantie 
dafür, die Dinge schwieriger zu machen, damit wir gezwungen waren, weiter voranzuschrei-
ten". 
Weiter wird in dem Video Guiliano Amato zitiert, ehemaliger Vizepräsident des "Europäi-
schen Konvents" für eine europäische Verfassung, der in einem Interview mit "La Stampa" am 
12. Juli 2000 erklärte: 
"Deshalb ziehe ich es vor, langsam vorzugehen und die Souveränität Stück für Stück zu zer-
brechen und dabei plötzliche Übergänge von den nationalen zu den Befugnissen des Bundes 
zu vermeiden. ... Ohne Souveränitäten (der Einzelstaaten) werden wir keinen Totalitarismus 
haben. Demokratie braucht keinen Souverän." 
Er übergeht, daß uns dafür - ohne einen demokratischen Souverän - der viel größere bürokrati-
sche Totalitarismus der EU aufgezwungen wird, die mit imperialistischen Weltmacht-
Ambitionen den früheren Nationalismus der Einzelstaaten auf einer größeren Ebene als Euro-
pa-Nationalismus nur fortsetzt. 
Unverblümt in dieser Richtung sind die Worte des Briten Robert Cooper, vormaliger Berater 
Tony Blairs und jetziger Top-Berater von Lady Catherine Ashton, der "Hohen Vertreterin der 
EU für Außen- und Sicherheitsfragen", die er in seinem Buch "The Breaking of Nations" 
(2003) geschrieben hat: 
"Beim Umgang mit der altmodischen Sorte von Staaten außerhalb der postmodernen Grenzen 
müssen sich die Europäer auf die rauheren Methoden früherer Zeiten zurückbesinnen: Ge-
walt, … Angriffe, Täuschung, was immer auch für diejenigen notwendig ist, die noch in der 
Welt des 19. Jahrhunderts gefangen sind, wo jeder Staat für sich existierte. Im Dschungel 
muß man sich an die Gesetze des Dschungels halten." 
Mit diesem Artikel könnte auch der letzte Zweifler erkennen … "Neue Weltordnung" ist keine 
Verschwörungstheorie, sondern wenn man so will eine globale Reform (Neuordnung). Die 
wohl wie auch schon immer in der Geschichte, von einigen wenigen erdacht und für alle ande-
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ren gültig. 
EU - Vision 
Was haben sie vom Menschen-Ich verstanden? 
Sie schwemmen mit Konsum Europas Fluren, 
Ersticken seiner Völker Hochkulturen 
Und schlagen ihren Geist in feste Banden. 
Es ist das Ich, das die Entwicklung treibt, 
Aus dem Kultur- und Geistesblüten sprossen. 
Sie haben es in Normen eingeschlossen, 
In denen es sich innerlich zerreibt. 
So phrasenhaft ward "Freiheit" nie verwendet. 
Die äußre Leibes-Sicherheit verdeckt, 
Wie Vormundschaft die Selbstbestimmung schändet; 
Unendliche Verordnungsflut bedeckt 
Europaweit des Menschen eig'ne Wege. 
Er irrt in eines Monsterstaats Gehege. 
(hl)<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 16. Mai 2014: >>George Soros. Der 
umstrittene US-Investor mischt auch gerne politisch mit 
Der Pate 
Er hat 24 Milliarden Dollar auf dem Konto, eine 42 Jahre jüngere Drittfrau und ein 16-
Zimmer-Appartement in New York. Sein Einfluß reicht von der US-Ostküste einmal rund um 
den Globus. Er bezeichnet sich selbst als Spekulant und "gescheiterter Philosoph". Die Rede 
ist von George Soros. Der mittlerweile 83jährige Hedgefonds-König ist trotz seines unermeß-
lichen Reichtums gerngesehener Interviewpartner in den mehrheitlich marktfeindlich einge-
stellten Redaktionsstuben Deutschlands.  
Woran liegt das? Der Mann hat eine politische Botschaft, die einem großen Teil der Mei-
nungselite hierzulande gefällt: Er will erstens den Euro mit Eurobonds retten und Schulden 
vergemeinschaften und zweitens die Nationalstaaten in einer supranationalen EU aufgehen 
lassen: "Für mich ist die Europäische Union das ideale Modell einer offenen und freien Ge-
sellschaft", bekennt Soros im Gespräch mit Spiegel-Journalist Gregor Peter Schmitz, das die-
ser zu dem Buch "Wetten auf Europa. Warum Deutschland den Euro retten muß" ausgewalzt 
hat und nun häppchenweise auf Spiegel Online an das Internetpublikum verfüttert. Deutsch-
land solle, so des Investors Idee, als "wohlwollender Hegemon" Europas seinen Wohlstand 
unter den europäischen Völkern verteilen und so die politische Union vorantreiben.  
Soros wuchs im kosmopolischen Haushalt des jüdischen Rechtsanwalts Theodor Schwartz in 
Budapest auf, der sich später in "Soros" umbenannte. … 
Nebenher wirbt der Multimilliardär … für die offene Gesellschaft, engagiert sich für Demo-
kratie - sprich "Zivilgesellschaft" - in Osteuropa, etwa 2004 für die "Orangene Revolution" in 
der Ukraine. Oder er spendet für Klimaschutz und die Legalisierung von Marihuana. 
Daß sich Soros' Utopien mit denen der politisch Mächtigen, der Eine-Welt-Ideologen und 
Gleichheitsapostel decken, ist kein Zufall. Tatsächlich sind die "Finanzmärkte", auf denen 
Soros mit staatlichem Monopolgeld jongliert, längst keine Märkte mehr, sondern Finanzie-
rungsinstrumente überschuldeter Wohlfahrtsstaaten. Der Staatsmonopolkapitalismus trium-
phiert gegenwärtig über die marktwirtschaftliche Ordnung …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im Jahre 2014 im COMPACT-
Spezial Nr. 4 (x350/27-29): >>Der Krieg der Werte  
_ von Ulrich Schacht  
Rußland sei immer noch zu sowjetisch, klagt die Europäische Union. Dabei droht der Totali-
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tarismus heute viel eher aus Brüssel als aus Moskau. und die Konstellation des Kalten Krieges 
hat sich umgekehrt.  
Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, daß ich heute auf einer Konferenz zusammen bin mit 
Valentin Falin, einem Mann jenes Systems, dem ich noch als politischer Widerstandskämpfer 
bis zu meiner Verhaftung in der DDR radikal gegenüberstand.  
Es entspricht aber eben auch einer gewissen Logik, daß wir heute auf dieser Konferenz zu-
sammen sind, denn ich war ja damals mit anderen zusammen kein Widerstandskämpfer aus 
falschen Motiven gegen Rußland, sondern gegen die totalitäre Gesellschaft der Sowjetunion 
heraus.  
Mein politisches Ziel und das anderer in diesem Zusammenhang war die Hoffnung und das 
Mitarbeiten und Mittun daran, daß Rußland eines Tages Abschied nehmen kann von der So-
wjetunion. Das ist zwischenzeitlich gelungen. Und es gibt keinen Grund mehr, Ressentiments 
oder negative Erfahrungen in einen nach-totalitären Zusammenhang in Europa zu perpetuie-
ren, sondern es gibt nur die Aufgabe hinzuschauen: Was versucht dieses neue Rußland, um 
sich zu stabilisieren vor dem Hintergrund der großen, schrecklichen totalitären Erfahrung?  
Gegenläufige Entwicklungen  
Die schrecklichen Erfahrungen des modernen Rußlands sind ja Erfahrungen mit dem Import 
eines Ideensystems aus dem Westen. Das bolschewistische basiert auf dem jakobinischen Sy-
stem.  
Das heutige Rußland rekonstruiert sich national, nicht nationalistisch.  
Lenin hat sich als Exekutor und Anwender jener terroristischen Glücksdiktatur des Maximili-
en de Robespierre und anderer verstanden und sie unter den Bedingungen Rußlands angewen-
det. Wie kommen wir heute dazu, den Russen ein weiteres Mal zu empfehlen, sich aus dem 
Westen ein System zu importieren - was ihnen das vorige Mal die größte Katastrophe der na-
tionalen Geschichte serviert hat?  
Um welches System geht es aktuell? Das heutige Rußland rekonstruiert sich national, aber 
nicht nationalistisch, religiös, aber nicht fundamentalistisch, etatistisch, aber sich nicht in eine 
amorphe, von internationalen Konzernen betriebene Größenordnung auf den geopolitischen 
Feldern der Nachkriegsordnung bewegend. Jene drei Essentials der russischen Politik der Ge-
genwart, Rekonstruktions-Essentials, stoßen auf den fanatischen Widerstand jener Funktions-
eliten in Westeuropa, welche sich in diesem neuen Hegemonialzentrum zu Brüssel konstitu-
iert haben, die postnational, postsäkular und postetatistisch sind.  
Der Glaube, die Nation, die Familie - das muß zerstört werden.  
Postetatistisch heißt: Zivilgesellschaft. Wir alle sind Zeugen der Entwicklung, daß eine Zivil-
gesellschaft, wie sie uns dort vorgeschlagen wird, mehr an raffinierter Unterdrückung zu prak-
tizieren versucht, wenn es um die Beschneidung der freien Meinungsäußerung und anderer 
Dinge geht, als man sich das im freien Diskurs des gegenwärtigen Rußlands auch nur vorzu-
stellen vermag. Ich bin tief davon überzeugt, und nicht nur überzeugt durch Spekulation, son-
dern auch durch Wissen, daß der historische Diskurs, der politische, der philosophische Dis-
kurs unverstellter, unbehinderter in Rußland vor sich geht, als zur Zeit in dieser großen libera-
len Demokratie hierzulande.  
Die Liberalität des Westens, für die wir unter den Bedingungen der Teilung Europas mit der 
Existenz einer totalitären Gesellschaft und Großmacht wie der Sowjetunion gekämpft haben, 
jene Liberalität existiert nicht mehr. Was existiert, ist eine liberale Phrase, die Menschen-
rechts-Phrase, die genutzt wird, was mit Bezug auf sie besonders schäbig ist, um Unrecht zu 
praktizieren, international und national.  
Es gibt einen geradezu extremen Haß in den "Katakomben zu Brüssel" - anders kann man die 
selbstisolationistischen Tendenzen, den Autismus dieses Institutes, das dort versucht, ein ho-
mogenes Europa herbeizumanipulieren, anders kann man ja die Dinge nicht bezeichnen.  
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Totalitäres Menschenexperiment  
Das ist ein Angriff auf das, was diesen europäischen Kontinent immer schon qualifiziert hat: 
Die Vielfalt seiner Sprachen, seiner Kulturen, seiner Literaturen, seiner Kunst. Es gibt eine 
genau umgekehrte Rechnung. Denn: Die großen totalitären Gesellschaften des 20. Jahrhun-
derts, die kommunistische in der Sowjetunion, die nationalsozialistische in Deutschland, sind 
eben gerade nicht - was uns immer wieder suggeriert wird - Ausdruck gewesen von verrückt 
gewordenem Nationalismus, sondern von verrückt gewordenem Universalismus. Das ist ge-
nau der Unterschied.  
Was läuft hier, abschließend gesagt, für ein übles Spiel? Es ist der dritte Versuch aus dem to-
talitären Quellgebiet des Westens - wurzelnd im zweiten Teil der Aufklärung, diesen gottlosen 
Versuchen, die Ordnung des Menschen, seine innere anthropologische und ideelle Stabilität 
zu zerstören und zu vernichten -, es ist der dritte Versuch, den Menschen geschichtlich umzu-
bauen.  
Es ist der neue Mensch das Ziel dieses neuen totalitären Versuches. Der jetzt allerdings, und 
zum ersten Mal in der Geschichte, zu einer eigenartigen, auch das kann man genau nachprü-
fen, Logik und Synthese geführt hat, denn der internationale, entfesselte Kapitalismus ist der 
beste Zuarbeiter dieser Tendenz. Worum geht es? Es geht darum, alles abzuschleifen, was 
diesem Prozeß, den man auch schon in nuce im Kommunistischen Manifest nachlesen konnte, 
dem großen Verwertungsprozeß in der Geschichte der Menschheit, im Wege steht: der Glau-
be, die Nation, die Familie und und und.  
Das muß abgeschliffen werden. Das muß zerstört werden. Und der progressive Liberalismus, 
die progressive Linke, die progressiven Konservativen, sie alle sind nichts Anderes als bewuß-
te oder unbewußte Agenten dieses Verwertungsprozesses, der über die ganze Welt geschoben 
werden soll.  
Das größte Opfer des Bolschewismus waren die Russen selber.  
Das betrifft diese Währungsgeschichte, die wir gerade erleben. Das betrifft eine fanatische, 
obskure Idee wie die Gender-Ideologie, die ja nicht das Ziel hat, Gerechtigkeit herzustellen - 
diese Phrase ist durchschaut, wie ein ganz zerschlissener Vorhang. Sondern es geht darum, 
aus einem Menschen fünf zu machen. Was heißt das? Jeder Mensch ist eigentlich biologisch 
präformiert, Ausnahmen bestätigen die Regel. Aber: Die neue Gender-Philosophie ist sozusa-
gen die direkteste Agentur des kapitalistischen Profitstrebens.  
Ein Mensch, der fünf Geschlechter hat, der kauft sich in der Woche fünf Mal verschiedene 
Klamotten, Kleider … Es ist ein durchschaubares Prinzip. Das Verrückte ist nur: Schon wie-
der fallen die Umbauer der Menschheitsgeschichte darauf herein, beziehungsweise fühlen sich 
davon ermutigt. Dahinter steht, vielleicht als letzter Satz - als Theologe darf ich mir das erlau-
ben - der Größenwahn aller modernen Philosophien: Die Welt besser zu machen, als der liebe 
Gott sie vielleicht in ihrem Grundformat geschaffen hat. Dieser Größenwahn hat zu den größ-
ten Verbrechen der Menschheit geführt.  
Eurokraten im Niemandsland  
"Wir haben es in den EU-Institutionen mit Leuten zu tun, die von Kultur reden, aber den tief-
sten Charakter von Kultur, die Differenz, nicht verstehen. Der Pluralismus dieser Leute be-
steht darin, daß sie in den Hauptstädten Europas von einer Shopping-Mall in die andere stol-
pern. Daß sie nicht mehr wissen, wo sie sind. Daß sie bei Grenzübertritten immerzu dasselbe 
Schild sehen, und wenn sie zu schnell fahren, wissen sie gar nicht, was in der Mitte zwischen 
den Sternen steht. - Wo bin ich? Heiteres Länderraten im befriedeten Europa." (Ulrich 
Schacht)  
Eine Bitte an Rußland  
Wir sollten diesen Größenwahn als europäische Völker zurückweisen und zwar - das wäre die 
neue Perspektive, die ich einbringen würde - zusammen mit Rußland. Denn Rußland ist heute 
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in seiner Rekonstruktionsphase eines russischen Staates.  
Russische Souveränität, die Wiederkehr der Ikone als inneres Stabilitätsmoment seiner Ge-
schichte und Identität, die Rückkehr zur Orthodoxie - was im Übrigen die Säkularisten im 
Westen und in unseren Feuilletons zum Wahnsinn treibt, kann man jeden Tag lesen, wenn 
man die Zeitung liest - das alles sind Vorbilder für deutsche Gegenwartspolitik.  
Rußland, das heutige Rußland unter Putin, hat sich nicht zu entschuldigen bei irgendwem für 
irgendwas. Das heutige Rußland kann fragen: "Wie halten Sie es denn, Frau Merkel, in Ihrem 
Land mit den Menschenrechten? Wie werden denn Parteien, die Ihnen nicht passen, behandelt 
- erhalten sie Zugang zu den Medien?"  
Wir könnten das abendfüllend ausweiten, jeder in diesem Saal weiß, wovon ich spreche. Nein 
- einen Hinweis an die russischen Vertreter habe ich dann doch: Bei all dieser neuen Überein-
stimmung können wir natürlich eins nicht ausblenden - was noch eine Replik auf meinen Vor-
redner Valentin Falin wäre, der geäußert hat: "Es kommt darauf an, nichts Schlechtes über 
Tote oder Lebende zu sagen." Rußland muß natürlich verstehen, daß die Sowjetunion nicht 
neutral gesehen werden kann - nicht von den baltischen Staaten, vielleicht auch nicht von Po-
len und anderen. Es hat schon etwas stattgefunden, was nicht so schnell zu vergessen ist.  
Aber heute sind gerade die Länder, die nach dem Zusammenbruch des Imperiums ihre Souve-
ränität zurückgewonnen haben, schon wieder in einem Souveränitätskonflikt. Sie sollen Sou-
veränität an Brüssel abgeben. Und wir wissen ja, wenn wir die Äußerung des tschechischen 
Staatspräsidenten Vaclav Klaus hören, wir wissen ja, wenn wir Viktor Orban in Budapest hö-
ren, und wenn wir sozusagen über einige baltische Probleme hören, daß diese Rechnung nicht 
nahtlos aufgegangen ist. Rußland hätte hier eine große Chance, zu einer Form von Bündnis zu 
kommen bei der Verteidigung der Souveränität - unter Gleichberechtigten aufgrund einer ge-
meinsamen negativen Erfahrung.  
Denn das größte Opfer des bolschewistischen Totalitarismus waren die Russen selber. Und 
das ist die verbindende Linie, das ist die Basis für jene Gemeinsamkeit, die auch heute hier in 
dieser Halle stattfinden kann. Dafür plädiere ich, und vielleicht kommen wir ja gemeinsam ein 
Stück weiter. Dankeschön.  
_ Ulrich Schacht erblickte 1951 in der DDR im Frauengefängnis Hoheneck, wo seine Mutter 
inhaftiert war, das Licht der Welt. Der Student der evangelischen Theologie wurde 1973 in 
der DDR wegen "staatsfeindlicher Hetze" zu sieben Jahren Haft verurteilt und 1976 in die 
Bundesrepublik abgeschoben. Er arbeitete später als Redakteur für "Die Welt" und als Autor 
für die "FAZ", "Focus", "Weltwoche" und andere. 1994 war er zusammen Heimo Schwilk 
Herausgeber des Sammelbandes "Die selbstbewußte Nation", einem Manifest patriotisch-
demokratischer Selbstvergewisserung.  
Schacht lebt heute in Schweden, veröffentlicht aber weiter in großen Zeitungen und Verlagen. 
2011 erschien sein Buch "Vereister Sommer. Auf der Suche nach meinem russischen Vater" 
(Aufbau-Verlag …). - Die hier gekürzt wiedergegebene Rede wurde auf der COMPACT-
Souveränitätskonferenz am 24. November 2012 an der FU Berlin gehalten.<<  
Die Zeitschrift "CIVITAS" des katholischen Civitas Instituts berichtete am 6. Juni 2015 
(x892/…): >>EU-Parlament: Erneuter Angriff auf Ehe und Familie  
Trotz europaweiter Massenproteste gegen die Versuche des linken EU-Parlaments zur Diskri-
minierung von Ehe und Familie, liegt jetzt wieder ein neuer "Bericht" vor, der vom Parlament 
verabschiedet werden soll. Diesmal ist es die linksradikale bayrische SPD-Abgeordnete Maria 
Noichl, eine unauffällige Hinterbänklerin.  
… Es geht wieder Mal um die Durchsetzung der Gender-Agenda. 
Im Zentrum des neuen Berichts steht die Durchsetzung der Freigabe der Tötung ungeborener 
Kinder und die Diskriminierung von Ehe und Familie durch die Gleichstellung homosexueller 
Beziehungen. Der Frauenausschuß des Parlaments hat den Bericht bereits mit 20:12 Stimmen 



 31 

durchgewinkt und so kann der Bericht nun ins Parlament eingebracht werden. 
Gefordert wird eine neue Strategie zur Bekämpfung einer angeblichen Diskriminierung von 
Homos und anderen Personen mit seltsamen Sexualpraktiken, die unter der Abkürzung LGBT 
zusammengefaßt werden. Tatsächlich handelt es sich um eine Diskriminierung von Ehe und 
Familie. … 
Menschenleben sind diese aus unseren Steuergeldern hochdotierten Zerstörern von Ehe und 
Familie und damit unseres Gemeinwesens, nichts wert. Sie wollen, wie schon Lenin und 
Stalin, jede Bastion gegen den linken Terror schleifen.  
Die linke Hinterbänklerin will die Abtreibung ausdrücklich als Dimension der Entwicklungs-
hilfe durchsetzen. Schon heute bekommen Entwicklungsländer, die Abtreibung nicht legali-
sieren, keine Entwicklungshilfe mehr. Auch im "Noichl-Bericht" wird wieder die Abtreibung 
als Menschenrecht proklamiert. Da sieht man was es mit den sogenannten "Menschenrechten" 
auf sich hat: Massenmord als Menschenrecht! 
Und dann geht es weiter mit der ideologischen Gender-Mainstreaming Indoktrination von der 
Kindertagesstätte bis zur Schulentlassung. Die EU soll "Modelle für bewährte Verfahren für 
die Sexualerziehung junger Menschen in ganz Europa entwickeln". Dazu sollen Umer-
ziehungsprogramme für Schulen entwickelt werden, damit junge Menschen Zugang zu 
Verhütungsmitteln und Abtreibung bekommen. Die Unterschiede zwischen Mann und Frau 
sollen vollständig nivelliert werden, durch einen Unterricht, der den Kindern eintrichtert, daß 
alle Unterschiede nur anerzogen sind und durch soziale Rollen durchgesetzt werden. Links-
faschismus in Reinkultur! 
Die linksradikale bayrische Familienzerstörerin kritisiert dann sogar in ihrem Bericht allen 
Ernstes, daß die EU-Kommission bisher zu wenig zur diktatorischen Durchsetzung der 
Gender-Ideologie getan hat. In allen Bereichen des Lebens, von der KITA, über Schule und 
das gesamte Erziehungswesen, in der Wirtschaft, Kulturpolitik und Außenpolitik, überall soll 
die Gender-Ideologie zum Maßstab der Tätigkeit der Politik werden. …<< 
Die Zeitschrift "CIVITAS" des katholischen Civitas Instituts berichtete am 14. Mai 2016 
(x892/…): >>"Monokulturelle Staaten ausradieren!"   
Erster Vizepräsident der EU-Kommission und EU-Kommissar für "Bessere Rechtssetzung, 
interinstitutionelle Beziehungen, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechtecharta", Frans Timmer-
mans, hat die Katze aus dem Sack gelassen. Während einer Rede während des "Grundrechte-
Kolloquiums der EU" hat er die Mitglieder des EU-Parlaments aufgefordert, ihre Anstren-
gungen zu verstärken, "monokulturelle Staaten auszuradieren" und den Prozeß der Umsetzung 
der "multikulturellen Diversität" bei jeder einzelnen Nation weltweit zu beschleunigen. Damit 
werden die Absichten der gesteuerten Masseneinwanderung nach Europa offengelegt. Im 
Hintergrund steht eine UN-Entschließung, die dasselbe Ziel weltweit verfolgt. 
Die Zukunft der Menschheit, so Timmermans, beruhe nicht länger auf einzelnen Nationen und 
Kulturen, sondern auf einer vermischten Superkultur. Die heutigen Konservativen, die ihre 
eigenen Traditionen wertschätzen und eine friedliche Zukunft für ihre eigenen Gemeinschaf-
ten wollen, berufen sich laut Timmermans auf eine "Vergangenheit, die nie existiert hat" und 
können deshalb nicht die Zukunft diktieren. Europäische Kultur und europäisches Erbe seien 
lediglich soziale Konstrukte und jeder, der etwas anderes behaupte, sei engstirnig. Europa sei 
immer schon ein Kontinent von Migranten gewesen und europäische Werte bedeuteten, daß 
man multikulturelle Diversität zu akzeptieren habe. Wer dies nicht tue, stelle den Frieden in 
Europa in Frage. 
Die Masseneinwanderung von moslemischen Männern nach Europa sei ein Mittel zu diesem 
Zweck. Kein Land solle der unvermeidlichen Vermischung entgehen, vielmehr sollen die 
Zuwanderer veranlaßt werden, auch "die entferntesten Plätze des Planeten zu erreichen, um 
sicherzustellen, daß nirgends mehr homogene Gesellschaften bestehen bleiben." 
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Timmermans ist einer der ersten unter den EU-Führern, der die Maske fallen läßt und seine 
Vorstellungen so deutlich ausspricht.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 1. Juli 2016 (x887/...): 
>>Horror für Brüssel 
"Gebt uns ein Referendum" wird zum Kampfruf in vielen EU-Mitgliedstaaten 
Die Briten kehren der EU - nicht Europa - den Rücken und stürzen die Eurokratie in ihre tief-
ste Krise. Das Europa jenseits der Gemeinschaft erhält Zuwachs, Selbsterkenntnis in der EU 
wächst indes nur spärlich. 
Der Brexit ist beschlossen und die Nachricht rollte einem Tsunami gleich über Brüssel und 
Berlin. Angesichts der politischen und medialen Flankierung für einen Verbleib ist die Volks-
abstimmung überraschend eindeutig ausgefallen. Entsprechend groß fielen Entsetzen und Hy-
sterie auf dem Festland aus. Doch die Börsen- und Währungskurse gerieten nur kurzzeitig ins 
Wanken, die Welt geht nicht unter. 
Untergangsstimmung ergreift jetzt aber Politiker, die am Volk vorbeiregieren. EU-Parla-
mentspräsident Martin Schulz, SPD, sieht den "ganzen Kontinent in Geiselhaft". ... 
Die EU fürchtet einen Flächenbrand. Ungarn, die Niederlande, Polen, Tschechien, ja sogar 
Frankreich drohen abzufallen, auch Dänen und Österreicher. "Gebt uns ein Referendum" wird 
zum Kampfruf. ...<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 1. Juli 2016 (x887/...): 
>>Merkel war’s 
Die Folgen der von der Kanzlerin ausgelösten "Flüchtlingslawine" hatten maßgeblichen Ein-
fluß auf das Ergebnis des Brexit-Votums 
Der Hauptgrund für das britische Votum für den Austritt aus der EU, darin sind sich viele 
Analysten einig, war die "Flüchtlingslawine" der letzten Zeit, vielleicht in Verbindung mit 
dem Terror in den Straßen von Paris und Brüssel. Das hat die Briten an die in vielen briti-
schen Städten seit Jahrzehnten existierenden Probleme mit nicht zu integrierenden Zuwande-
rern, fast allesamt Moslems und viele davon Salafisten, erinnert.  
Was die Massenvergewaltigungen an Silvester in Köln für Deutschland waren, das waren die 
Vergewaltigungsorgien meist pakistanischer Zuwanderer an britischen Kindern vor einigen 
Jahren in Rotherham für England. Trotz zahlloser Hinweise hatten die britischen Behörden 
und die Polizei jahrelang weggesehen, sich weggeduckt. Der Grund hierfür war die erbärmli-
che "politische Korrektheit" der linken "Gutmenschen" in der Labour-geführten Stadt. Die 
meisten Briten glaubten nach der Aufdeckung des Skandals, daß Rotherham kein Einzelfall 
war. ... 
Daß Bundeskanzlerin Angela Merkel mit ihren nicht mit der EU abgesprochenen Willkom-
mensrufen für die auf dem Balkan gestrandeten abertausenden Zuwanderern in gewaltigem 
Ausmaß die "Flüchtlingslawine" verstärkt hat, war für die Briten eine feststehende Tatsache. 
Daß die Kanzlerin ganz Europa dazu verpflichten wollte, gemeinsam die Folgen ihres kurz-
sichtigen Alleingangs auszubaden, könnte die eine Million Stimmen gekostet haben, die am 
Ende für einen Verbleib Großbritanniens in der EU gefehlt haben. ... 
Aber die Zumutung Merkels, die eigenen Fehler auf Kosten der EU-Partner auszugleichen, 
war einer Mehrheit von Briten zu viel. Das verstanden sie als Angriff auf ihre Souveränität, 
und das von einem EU-Land wie Deutschland, das seine eigene "Flüchtlingspolitik" nicht 
mehr im Griff hat. Die britischen Wähler wollten mit dem Brexit wieder die Handlungshoheit 
über die Einwanderung erlangen, denn die EU hat hier kläglich versagt.<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 15 berichtete am 5. Juli 2016: 
>>Grundlegendes zur EU 
Zum Referendum über die EU-Mitgliedschaft Großbritanniens von Professor Dr. Richard A. 
Werner 
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Am 20. Juni 2016, 3 Tage vor der Abstimmung der Briten über einen Austritt aus der Euro-
päischen Union, veröffentlichte Professor Richard A. Werner den folgenden Text. … 
Die britische Bevölkerung sollte sich im klaren sein, worüber genau sie diesen Donnerstag 
beim EU-Referendum abstimmen wird. Was bedeutet es wirklich, in der EU zu bleiben? Was 
bedeutet es, sie zu verlassen? 
Was die zweite Frage anbelangt, so war das vorherrschende Thema der Debatte die Frage, ob 
ein Verlassen der EU eine signifikante negative wirtschaftliche Auswirkung auf das Vereinig-
te Königreich haben würde. Premierminister David Cameron hat im Verbund mit den Führern 
des IWF, der OECD und verschiedenen EU-Institutionen düstere Warnungen darüber abgege-
ben, daß das Wirtschaftswachstum einbrechen, die Finanzlage sich verschlechtern, die Wäh-
rung schwächer und die Exporte Großbritanniens markant zurückgehen werden. Finanzmini-
ster George Osborne hat gedroht, die Renten der Rentner zu kürzen, sollten sie es wagen, für 
den Austritt zu stimmen. Aber was sind die Fakten? 
Ich erhielt meine Ausbildung in internationaler Wirtschaft und Geldwirtschaft an der London 
School of Economics und habe an der Universität Oxford in Wirtschaftswissenschaften pro-
moviert. Ich habe solche Fragen seit einigen Jahrzehnten studiert. Vor kurzem habe ich auch 
unter Verwendung hochentwickelter quantitativer Techniken die Frage getestet, wie groß die 
Auswirkungen auf das Bruttoinlandprodukt BIP eines Beitritts zu oder eines Austritts aus der 
EU oder der Euro-Zone wären.  
Das Ergebnis war, daß es auf das Wirtschaftswachstum keinen Einfluß hat, und jedermann, 
der das Gegenteil behauptet, orientiert sich nicht an Fakten. Der Grund liegt darin, daß Wirt-
schaftswachstum und Nationaleinkommen fast gänzlich von einem Faktor bestimmt werden, 
der im Inland entschieden wird, und zwar vom Umfang der Bankkredite, die für produktive 
Zwecke geschaffen werden.  
Betrüblicherweise war der in den letzten Jahrzehnten in Großbritannien sehr gering, weshalb 
viel größeres Wirtschaftswachstum möglich ist, sobald Schritte unternommen werden, um 
Bankkredite für Produktionszwecke anzukurbeln - unabhängig davon, ob Großbritannien in 
der EU bleibt oder nicht (obwohl ein Brexit es wesentlich erleichtern würde, politische Schrit-
te in diese Richtung zu unternehmen).  
Wir sollten uns auch daran erinnern, daß es einer viel kleineren Volkswirtschaft wie Norwe-
gen - das man für viel abhängiger vom internationalen Handel hielt - extrem gut ergangen ist, 
nachdem seine Bevölkerung die EU-Mitgliedschaft in einer Volksabstimmung im Jahre 1995 
ablehnte (was gegen die düsteren Warnungen und Drohungen der parteiübergreifenden Elite, 
der meisten Medien und dem vereinten Chor der Führer der internationalen Organisationen 
geschah).  
Nebenbei brauchten Japan, Korea, Taiwan und China nie eine EU-Mitgliedschaft, um sich 
innerhalb etwa eines halben Jahrhunderts vom Status einer sich entwickelnden Wirtschaft zu 
top industrialisierten Nationen zu bewegen. Das Argument düsterer wirtschaftlicher Folgen 
eines Brexit ist ein Scheinargument.  
Der Bericht der "Fünf Präsidenten" 
Hinsichtlich der ersten Frage, nämlich was es bedeutet, in der EU zu verbleiben, sollten wir 
die EU selbst konsultieren. Glücklicherweise hat die EU im Oktober 2015 einen größeren of-
fiziellen Bericht über ihre grundlegenden Strategien und darüber, was sie in näherer Zukunft 
zu erreichen beabsichtigt, herausgegeben. Der Bericht wurde unter dem Namen der "Fünf Prä-
sidenten" der EU herausgegeben.  
Falls Sie sich nicht bewußt waren, daß es überhaupt einen einzigen Präsidenten, geschweige 
denn fünf Präsidenten der EU gibt, so sind dies: der nicht gewählte Präsident der Europäi-
schen Zentralbank, Goldmann Sachs’ Zögling Mario Draghi; der nicht gewählte Präsident der 
Europäischen Kommission Jean-Claude Juncker; der nicht gewählte Brüsseler Kommissar 



 34 

und "Präsident der Euro-Gruppe" Jeroen Dijsselbloem; der "Präsident des Euro Gipfels" Do-
nald Tusk und der Präsident des Europäischen Parlamentes Martin Schulz.  
Was ist die Botschaft dieser nicht unerheblichen Zahl von EU-Präsidenten bezüglich der Fra-
ge, wohin die EU sich bewegt? Der Titel ihres gemeinsamen Berichtes ist eine Gratiszugabe: 
"Der Bericht der fünf Präsidenten (sic!): Die Wirtschafts- und Währungsunion Europas 
vollenden". … 
Der Bericht beginnt mit dem offenen Eingeständnis, daß in der EU "angesichts von 
18 Millionen Arbeitslosen viel größere Anstrengungen für eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik 
unternommen werden müssen". Gut gesagt. Aber was genau muß getan werden? 
"Europas Wirtschafts- und Währungsunion bietet momentan das Bild eines Hauses, an dem 
jahrzehntelang gebaut wurde, das aber nur teilweise fertiggestellt ist. Mitten im Sturm mußten 
Mauern und Dach rasch befestigt werden. Jetzt ist es höchste Zeit, die Fundamente zu ver-
stärken und die WWU zu dem zu machen, was sie eigentlich sein sollte …." 
"Wenn wir dieses Ziel erreichen wollen, müssen wir weitere Schritte ergreifen, um die WWU 
zu vollenden." 
Die Planer der Zentrale in Brüssel und bei der EZB in Frankfurt sind sich durchaus bewußt, 
daß unter ihrem Kommando in den letzten zehn Jahren eine historisch noch nie dagewesene 
ökonomische Verwerfung in der EU stattgefunden hat, mit massiven Vermögens- und Eigen-
tumsblasen, Bankenkrisen und einer großräumigen Arbeitslosigkeit in allen EU-
Peripheriestaaten - mit mehr als 50 Prozent Jugendarbeitslosigkeit in Griechenland, Spanien 
und Portugal und dem Fehlen jeder seriösen Kontrolle der EU-Außengrenzen, um einen Zu-
strom einer beispiellosen Zahl illegaler Immigranten und wirtschaftlicher Migranten zu ver-
hindern.  
Weitere Machtkonzentration in der EU 
Allerdings verschließen die Planer der EU-Zentrale noch immer die Augen vor der Tatsache, 
daß diese Probleme voll und ganz durch ihre verfehlte und verheerende Politik verursacht 
worden sind. Deshalb argumentieren sie, daß die Lösung solcher Probleme nur durch weitere 
Machtkonzentration in ihren Händen erreicht werden könne: "Wir brauchen mehr Europa", 
wie Frau Merkel sagt. … Es ist das, was sie vorschlagen, in den kommenden Jahren umzuset-
zen, indem sie alle EU-Mitglieder in ein einziges Land umwandeln. 
Damit macht der Bericht der fünf Präsidenten klar, daß die EU nicht einfach eine Freihandels-
zone ist. Dieses Projekt hatte man schon mit dem Maastricht-Vertrag von 1992 hinter sich 
gelassen, und ein völlig anderes Europa ist dann mit der Europäischen Verfassung von 2007 
verankert worden - "Lissabon Vertrag" genannt, da die Völker Europas sie in verschiedenen 
Referenden ablehnten. …  
Vielmehr ist die EU das Projekt, um jegliche nationale Souveränität und alle Grenzen inner-
halb abzuschaffen und alle europäischen Länder, die es nicht schaffen, rechtzeitig auszustei-
gen, zu einem einzigen, fusionierten, gemeinsamen neuen Land zu verschmelzen, mit einer 
zentralen europäischen Regierung, zentralisierter europäischer Geld- und Währungspolitik, 
zentralisierter Steuerpolitik, zentralisierter europäischer Außenpolitik und zentralisierter euro-
päischer Regulierung, einschließlich der Finanzmärkte und des Bankenwesens.  
Diese Vereinigten Staaten von Europa, ein undemokratischer Leviathan, den die europäischen 
Völker nie wollten, ist der krönende Abschluß des vielfach wiederholten Mantras der "immer 
engeren Union".  
"Kontinuierlich und heimlich über mehrere Jahrzehnt e umgesetzt" 
Dieses Projekt ist kontinuierlich und heimlich über mehrere Jahrzehnte umgesetzt worden, 
trotz bedeutender und gleichbleibender grober Fehler und Skandale der Politik, in die auch die 
zentralen Planer verwickelt waren (1999 zum Beispiel trat die gesamte Europäische Kommis-
sion - die nicht gewählte Regierung und das Kabinett des europäischen Superstaates - mit 
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Schimpf und Schande zurück, nachdem man entdeckt hatte, daß sie Bestechungsgelder ange-
nommen hatte und an Betrug beteiligt war, während der EU-eigene Rechnungshof sich wie-
derholt weigerte, die offiziellen (Rechnungs-Bücher der EU zu genehmigen). 
Aus wirtschaftlicher Sicht ist klar: Man muß nicht EU-Mitglied sein, um wirtschaftlich zu 
gedeihen, und ein Austritt muß das Wirtschaftswachstum Großbritanniens überhaupt nicht 
beeinflussen. Es kann in der Europäischen Wirtschaftszone bleiben, wie Norwegen es getan 
hat, oder einfach ein Handelsabkommen vereinbaren, wie die Schweiz es tat, und in den Ge-
nuß des Freihandels kommen - die hauptsächliche Zielsetzung der europäischen Abkommen 
in den Augen der Öffentlichkeit.  
Die Politik ist ebenso klar: Der europäische Superstaat, der bereits gebildet worden ist, ist 
nicht demokratisch. Das sogenannte "europäische Parlament", einmalig unter Parlamenten, 
kann überhaupt keine Gesetzgebung vorschlagen - Gesetze werden von der nicht gewählten 
europäischen Kommission formuliert und vorgeschlagen. Wie ein russischer Beobachter 
kommentierte, ist das europäische Parlament eine Abnick-Farce, genau wie das Sowjetparla-
ment zu Zeiten der Sowjetunion, während die nicht gewählte Regierung die Europäische 
Kommission bildet - das mit Kommissaren vollgestopfte Politbüro.  
Finanzelite im Hintergrund 
Big Business und die Großbanken sowie die Zentralbanker und der IWF stellen die Finanzeli-
te dar, die hinter dieser beabsichtigten Konzentration der Macht steht - mit der immer mehr 
Macht in die Hände von immer weniger Leuten gegeben wird. Die undemokratische Natur der 
EU-Institutionen hat ein derartiges Ausmaß erreicht, daß ich ein vor kurzem zurückgetretenes 
Mitglied des EZB-Rates im privaten Rahmen gestehen hörte, daß seine größte Sorge die un-
demokratische Natur und das Ausmaß der EZB-Befugnisse ist, die zunehmend für politische 
Zwecke mißbraucht worden sind. Diese Tatsachen sind durch den stetigen Tropf der Propa-
ganda übertönt worden, welche von den mächtigen Eliten hinter der Schaffung der Vereinig-
ten Staaten von Europa ausgeht.  
"Starke Unterstützung der USA für all das"  
Während dieser Jahre und Jahrzehnte ständigen Transfers von Befugnissen und Souveränität 
von den Nationalstaaten und ihren demokratisch gewählten Versammlungen an die nicht ge-
wählte Brüsseler Bürokratie habe ich mich immer über die offensichtlich starke Unterstützung 
der USA für all das gewundert.  
Jedes Mal, wenn der "Prozeß" der "immer engeren Union" auf ein Hindernis zu treffen schien, 
intervenierte ein US-Präsident - unabhängig vom Namen des Posten-Inhabers oder seiner Par-
teizugehörigkeit -, um den störenden Europäern unmißverständlich zu sagen, daß sie sich am 
Riemen reißen und die Vereinigung Europas in einen einzigen Staat beschleunigen sollten. In 
der Ahnungslosigkeit meiner Jugend war mir das überraschend erschienen. Genauso wurde 
der britischen Öffentlichkeit von Präsident Obama gesagt, daß ein Aussteigen aus der EU kei-
ne gute Idee sei und sie besser für einen Verbleib stimmen sollte. 
Es überrascht nicht, daß die globale Elite, die vom Trend zur Machtkonzentration profitiert 
hat, zunehmend hysterisch wird in ihren Versuchen, die britische Öffentlichkeit dazu zu über-
reden, für einen Verbleib in der EU zu stimmen; weniger klar ist dabei, warum der US-
Präsident und seine Regierung so erpicht auf das EU-Projekt sein sollen. Von den europäi-
schen Medien ist in der Vergangenheit gesagt worden, daß die Konzentration ökonomischer 
und politischer Entscheidungen in Europa arrangiert worden sei, um ein Gegengewicht gegen 
die US-Dominanz zu schaffen. Dies schien einige Pro-EU-Stimmen zu motivieren. Der US-
Präsident wird doch sicher davon gehört haben? 
Es gibt noch ein weiteres Rätsel. Erst gestern wurde ein eindrucksvoll aussehendes Flugblatt 
in den Briefkasten meines Hauses in Winchester gesteckt, das den Titel trägt: "Grundlegendes 
zur EU - Ihr Leitfaden zum Referendum". Herausgegeben hat es eine Organisation mit dem 
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Namen "Europäische Bewegung". Die 16seitige, farbige Hochglanzbroschüre spricht sich für 
einen Verbleib der Briten in der EU aus. Wer ist diese "Europäische Bewegung" und wer fi-
nanziert sie? Diese wenig bekannte Organisation scheint finanzkräftig genug zu sein, um ein 
hochwertig gedrucktes Büchlein in jeden Haushalt des gesamten Vereinigten Königreiches 
schicken zu können.  
Verdeckte US-Operationen seit 1945 
Die Freigabe ehemals geheimer Akten hat beide Rätsel gelöst. Denn wie sich herausstellt, 
hängen sie miteinander zusammen. In den Worten des Wissenschaftlers der Nottingham Uni-
versity Richard Aldrich: 
"Der Einsatz verdeckter Operationen für die konkrete Förderung der europäischen Einheit 
hat wenig akademische Aufmerksamkeit erfahren und wird immer noch mangelhaft verstan-
den. … Die diskrete Injektion von über drei Millionen Dollar zwischen 1949 und 1960, haupt-
sächlich aus US-Regierungsquellen, war zentral für die Anstrengungen, um genügend Unter-
stützung der Massen für den Schumann-Plan zusammenzubekommen, für die Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft und eine europäische Vereinigung souveräner Mächte. Dieser 
verdeckte Beitrag hat nie weniger als die Hälfte des Budgets der Europäischen Bewegung 
ausgemacht, und nach 1952 wahrscheinlich zwei Drittel davon. 
Gleichzeitig suchten sie den entschiedenen Widerstand der britischen Labour-Regierung ge-
gen föderalistische Ideen zu untergraben … Besonders überraschend ist auch, daß der gleiche 
kleine Trupp leitender Beamter, viele von ihnen aus westlichen (Anmerkung: das bedeutet US-
)Geheimdienstkreisen, eine zentrale Rolle spielte bei der Unterstützung der drei wichtigsten 
transnationalen Elitegruppen, die in den 1950er Jahren entstanden: die Europäische Bewe-
gung, die Bilderberg-Gruppe und Jean Monnets 'Aktionskomitee für die Vereinigten Staaten 
von Europa' (ACUE).  
Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, daß zu einer Zeit, in der gewisse britische Antifödera-
listen eine 'besondere Beziehung' zu den Vereinigten Staaten als Alternative zu (vielleicht so-
gar als Zuflucht vor) europäischem Föderalismus betrachteten, gewisse europäische föderali-
stische Initiativen mit amerikanischer Unterstützung aufrechterhalten worden sein sollen." … 
Wichtige Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung 
Der britische Journalist und ehemalige Brüsseler Korrespondent Ambrose Evans-Pritchard 
war der einzige Journalist, der in zwei Artikeln in den Jahren 2000 und 2007 über solche aka-
demischen Forschungsbefunde berichtete:  
"Deklassifizierte amerikanische Regierungsdokumente zeigen, daß die US-Geheimdienste in 
den fünfziger und sechziger Jahren eine Kampagne führten, um ein vereinigtes Europa in 
Fahrt zu bringen. … US-Geheimdienste finanzierten insgeheim die Europäische Bewegung 
und zahlten mehr als die Hälfte ihres Budgets. Einige der EU-Gründerväter standen auf der 
Gehaltsliste der USA ... 
Die Dokumente bestätigen Vermutungen, die damals geäußert wurden, daß Amerika hinter 
den Kulissen aggressiv daran arbeite, Großbritannien in einen europäischen Staat zu drän-
gen. Damit wir nie vergessen: Die Franzosen mußten anfangs der fünfziger Jahre unter größ-
tem Protest an den föderalistischen Unterschriftentisch geschleift werden. Eisenhower drohte, 
die Marshall-Plan-Hilfe zu unterbrechen, sollte Paris nicht zum Kuß bereit sein und sich mit 
Berlin versöhnen. Frankreichs Jean Monnet, der führende Kopf der EU, wurde als amerikani-
scher Agent angesehen - was er tatsächlich war. Monnet diente während des Krieges als Roo-
sevelts Mittelsmann in Europa und orchestrierte den mißlungenen Versuch, de Gaulle von der 
Machtübernahme abzuhalten.  
Ein Memorandum, das vom 26. Juli 1950 datiert, gibt Instruktionen für eine Kampagne, um 
ein voll ausgebildetes europäisches Parlament voranzutreiben. Unterschrieben ist es von Ge-
neral William J. Donovan, dem Leiter des Office of Strategic Services, das während des Krie-
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ges gebildet wurde und der Vorläufer der CIA ist. …  
Washingtons wichtigstes Werkzeug bei der Gestaltung der europäischen Agenda war das 
American Committee for a United Europe, das 1948 geschaffen wurde. Vorsitzender war Do-
novan, inzwischen angeblich ein privater Anwalt. Der Vize-Vorsitzende war Allen Dulles, der 
CIA-Direktor in den fünfziger Jahren. Zum Vorstand gehörten auch Walter Bedell Smith, der 
erste Direktor der CIA, und eine Liste von Ex-OSS-Leuten und Beamten, die bei der CIA ein- 
und ausgingen.  
Die Dokumente zeigen, daß das ACUE (Monnets Aktionskomitee) die Europäische Bewegung 
finanzierte, die wichtigste föderalistische Organisation in den Nachkriegsjahren. 1958 zum 
Beispiel lieferte es 53,5 Prozent der Gelder der Bewegung. Die Europäische Jugendkampa-
gne, ein Zweig der Europäischen Bewegung, wurde vollständig von Washington finanziert 
und kontrolliert.  
"Gedungene Arbeitskräfte der USA" 
Die Führer der Europäischen Bewegung - Retinger, der visionäre Robert Schumann und der 
ehemalige belgische Premierminister Paul-Henri Spaak - wurden von ihren amerikanischen 
Sponsoren alle als gedungene Arbeitskräfte behandelt. Die Rolle der USA wurde als verdeck-
te Operation gehandhabt. Die Gelder des ACUE kamen von den Ford- und Rockefeller-
Stiftungen sowie Unternehmensgruppen mit engen Verbindungen zur US-Regierung. 
Der Chef der Ford Foundation, Ex-OSS-Offizier Paul Hoffmann, diente in den späten fünfzi-
ger Jahren auch als Chef des ACUE. Das Außendepartement spielte ebenfalls eine Rolle. Ein 
Memo der europäischen Abteilung, das vom 11. Juni 1965 datiert, rät dem Vizepräsidenten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, Robert Marjolin, die Währungsunion heimlich zu 
verfolgen. 
Es empfiehlt, eine Debatte solange zu unterdrücken, bis der Punkt erreicht ist, an dem 'eine 
Annahme derartiger Vorschläge praktisch unausweichlich werden würde'. 
Fünfzig Jahre nach dem Vertrag von Rom wären die Architekten der US-Nachkriegs-Politik, 
denke ich, ganz zufrieden, wenn sie heute noch lebten. …" (Auszüge aus Ambrose Evans-
Pritchard: "Euro-federalists financed by US spy chiefs", "The Daily Telegraph" vom 19. Sep-
tember 2000; und Ambrose Evans-Pritchard: "The scare of a superstate has passed, but do we 
want to lose the EU altogether?", "The Daily Telegraph" vom 7. April 2007). 
Kein Wunder, hat Herr Evans-Pritchard nun den Schluß gezogen, daß er für einen Brexit 
stimmen wird … 
EU - das Resultat einer bedeutenden US-Geheimdienstoperation 
Die Enthüllung, daß die EU das Resultat einer bedeutenden US-Geheimdienstoperation ist - 
faktisch bloß eine weitere geheime Kreatur der Täuschung, die von der CIA lanciert wurde 
(und die einen Ehrenplatz in der Galerie der Niedertracht einnimmt, in der auch Operationen 
unter falscher Flagge, Invasionen, Staatsstreiche und die Schaffung von Organisationen wie 
al-Kaida und IS zu finden sind) - löst das dritte Geheimnis, nämlich, wie um alles in der Welt 
die angeblich demokratischen europäischen Nationen eine derart undemokratische, faktisch 
diktatorische Struktur, konstruieren konnten.  
Mit der EU/den Vereinigten Staaten von Europa erreichten die USA nicht nur ihre geostrate-
gischen Ziele in Europa, sondern hatten auch die Rolle der lästigen nationalen Parlamente 
eliminiert, die der Außenpolitik der USA oder der CIA ab und zu in die Quere kommen kön-
nen. Und ein weiteres Rätsel ist gelöst, und zwar, warum die EU vor ein paar Jahren der An-
frage der USA, daß US-Spionageagenturen Zugang zu allen europäischen E-Mails und Tele-
fonanrufen erhalten sollten, so bereitwillig zustimmte …  
Abschaffung der Souveränität und Unterordnung unter US-Interessen 
Ein Votum für den Verbleib in der EU ist daher ein Votum dafür, das Vereinigte Königreich 
als souveränen Staat abzuschaffen und es in die undemokratischen Vereinigten Staaten von 
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Europa aufgehen zu lassen, welche die europäischen Eliten unter US-Vormundschaft errich-
ten.  
Daß die europäische Öffentlichkeit - und es scheint, sogar europäische Politiker - wenig oder 
keinen Einfluß auf wesentliche europäische Entscheidungen haben, kann man an der zuneh-
mend aggressiven Haltung der Nato gegenüber Rußland ersehen (die in Brüssel basierte Nato 
ist der militärische Arm der EU und steht offen unter direkter US-Kontrolle) und an den ein-
seitigen Sanktionen gegen Rußland, deren Einführung die USA den Europäern einfach befeh-
len konnten (und die zu bedeutenden Verlusten an Einkommen und Arbeitsplätzen in Europa 
führten, während sie amerikanischen Geschäftsinteressen Auftrieb geben).  
Die Einwanderungspolitik ist ein weiteres Paradebeispiel. Wenn die USA in der Vergangen-
heit die weitgehend homogenen europäischen Bevölkerungen als Quelle potentiellen europäi-
schen Widerstandes gegen ihre Pläne für Europa betrachteten, dann macht die Politik zu deren 
Ersetzung mit balkanisierten gescheiterten "Schmelztiegeln" ebenfalls Sinn.  
Norwegen stimmte 1995 über eine EU-Mitgliedschaft ab. Die führenden Parteien waren alle 
dafür. Die großen Konzerne und die Zentralbanken, die großen Pressekanäle und die Fernseh-
sprecher setzten verzweifelt Druck auf und drängten die norwegische Öffentlichkeit, für ein 
"Hinein" zu stimmen. Die Bevölkerung blieb standhaft und stimmte "draußenbleiben". Nor-
wegen entwickelte sich prächtig. Und um so mehr wird dies Großbritannien. 
In Zusammenhang mit der EU hat der Begriff "föderalistisch" eine besondere Bedeutung und 
meint in erster Linie die zunehmende Abgabe nationalstaatlicher Hoheitsrechte an die Zentrale 
in Brüssel.  
Richard A. Werner ist deutscher Wirtschaftswissenschaftler und Professor für Internationales 
Bankwesen. 1989 Hochschulabschluß der London School of Economics mit First Class Ho-
nours; Doktorat in Volkswirtschaftslehre (zu Wirtschaft und Bankwesen in Japan) an der Ox-
ford University … 2004 folgte Werner einem Ruf an die Universität Southampton, England. 
Dort ist er derzeit Professor für Internationales Bankwesen und Direktor der Abteilung für 
Internationale Entwicklung sowie (Gründungs-)Direktor des Centre for Banking, Finance and 
Sustainable Development; Vorstandsmitglied und Beirat der Southampton Management 
School. …<< 
Die Tageszeitung "Hamburger Abendblatt" berichtete am 13. Juli 2016: >>... Immer mehr 
Rentner müssen arbeiten  
Rentner haben grundsätzlich niemals Zeit: In der Hansestadt gehen sogar immer mehr Senio-
ren einer regulären Arbeit nach. Lag die Quote der Erwerbstätigkeit der 65- bis 70-Jährigen im 
Jahr 2000 bei zehn Prozent, so sind es jetzt 19. Damit rangiert die Hansestadt bei einem bun-
desweiten Ranking auf Platz zwei – nach Baden-Württemberg. Der Bundesdurchschnitt liegt 
derzeit bei 16,6 Prozent. Schlußlicht ist Sachsen-Anhalt. Dort haben 11,7 Prozent Rentner 
noch einen Job. 
… Im Jahr 2015 hatten in ganz Deutschland etwa 665.000 von rund vier Millionen Rentnern 
in der Altersgruppe der 65- bis 70-Jährigen einen Job. Das sind 300.000 mehr als im Vorjahr.  
Die Experten der Versicherungswirtschaft sehen unterschiedliche Gründe für den Boom. Der 
Zuwachs liege nur zum geringen Teil an der schrittweisen Anhebung des Renteneintrittsalters. 
Für die meisten Rentner sei Geld weniger wichtig, sie hätten einfach Spaß an der Arbeit und 
den Kontakten zu anderen Menschen, hieß es. 
Die Armutsquote bei Rentnern ist auf 13,3 Prozent gestiegen 
Allerdings haben den Angaben der Initiative zufolge gerade die Senioren in den Boomregio-
nen wie Hamburg wegen der höheren Lebenshaltungskosten ein größeres Interesse an weiterer 
Arbeit. Sie wollen damit womöglich drohender Armut im Alter entkommen. Der Armutsbe-
richt des Paritätischen Wohlfahrtsverbands hatte unlängst auf eine dramatische Entwicklung 
in der Hansestadt hingewiesen. Danach ist die Armutsquote bei den Rentnern auf 13,3 Prozent 
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gestiegen. Seit 2006 hat sich die Zahl damit mehr als verdoppelt. "Das Alter wird in Hamburg 
immer stärker zum Armutsrisiko", hatte Joachim Speicher, Geschäftsführer des Paritätischen 
Hamburg, bei der Vorstellung des Armutsberichts gesagt. "Die Zahl der Betroffenen steigt 
jedes Jahr, unabhängig von der allgemeinen Armutsentwicklung." …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 16. August 2016: >>Hacker enthül-
len Strategien von George Soros 
Die von George Soros gegründete Stiftung für eine offene Gesellschaft fordert die Schaffung 
von Gleichheitsbehörden in allen EU-Mitgliedsstaaten, damit die Brüsseler Direktiven zur 
Gleichberechtigung durchgesetzt werden können. "Diese Behörden müssen unabhängig, gut 
ausgestattet und mit großer Macht versehen sein, um auf nationaler Ebene potentielle Diskri-
minierungsmaßnahmen überwachen zu können", heißt es in einem Strategiepapier der OSF. 
Die amerikanische Webseite DC Leaks hat 2.576 Dokumente von den Lobbyorganisationen 
des Multimilliardärs George Soros veröffentlicht. Die Unterlagen belegen, wie weit das Netz 
des Amerikaners gespannt ist. Seine Kritiker werfen ihm Aufbau einer internationalen, poli-
tisch stark linksgerichteten Lobbyorganisation vor. … 
Soros, ein ungarisch-amerikanischer Geschäftsmann, war ein erklärter Gegner von George 
Bush und langjähriger Unterstützer Hillary Clintons, deren Wahlkampf er mit mehreren Mil-
lionen US-Dollar finanziert hat. Sein weltweites Netzwerk besteht außerhalb der USA vor 
allem aus pro-westlichen Vereinen im ehemaligen Ostblock. Viele Unterlagen beziehen sich 
auf Moldawien und die Ukraine, wo pro-westliche Organisationen 2013/14 an einem Re-
gimewechsel gegen Viktor Janukowitsch beteiligt waren. … 
Ein anderes Dokument schildert, wie Lobbyisten im EU-Parlament Kontakt zu Entscheidern 
suchen: Sie bringen nahestehende Abgeordnete zu einer sogenannten Intergruppe zusammen. 
Der anonyme Autor läßt durchblicken, daß er selbst von 2009 bis 2014 eine solche Lobby-
gruppe für die Durchsetzung von Homosexuellenrechten geführt habe. Zudem habe er für sei-
ne 21seitige Abhandlung Kontakt zum "Europäischen Netzwerk gegen Rassismus" gesucht, 
um deren "Erfahrungen und Erwartungen" berücksichtigen zu können. …<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 30. September 2016: >>Sarkozy be-
leidigt politische Freunde 
Ex-Berater veröffentlicht Mitschnitte von Gesprächen des früheren Präsidenten ... 
So soll Nicolas Sarkozy seine Parteifreunde verunglimpft haben - ohne zu ahnen, daß die Öf-
fentlichkeit je davon erfahren würde. … 
Auch aus einer Unterhaltung Sarkozys mit Bundeskanzlerin Angela Merkel zitiert Buisson. 
Sarkozy soll scherzhaft zu ihr gesagt haben: "Ich bin der Kopf, Sie sind die Beine." Die Kanz-
lerin antwortete demnach unter Anspielung auf die deutsche Finanzkraft in Europa: "Nein, ich 
bin die Bank." ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 18. Oktober 2016: >>Offenbarungs-
eid in Brüssel ... 
Es war der Tag der Wahrheit für die 28 EU-Mitgliedstaaten: Bis zum gestrigen Montagabend 
mußten die Finanzminister ihre Entwürfe für den Etat 2017 in Brüssel bei Währungskommis-
sar Pierre Moscovici einreichen. Die Prozedur, in der Hochzeit der Staatsschuldenkrise zur 
Disziplinierung der Regierungen ersonnen, ist so etwas wie ein öffentlicher Offenbarungseid. 
Der erste Überblick zeigt:  
Auf der Schuldensünder-Bank der Union sitzen die bekannten Sorgenkinder. Frankreich, Por-
tugal, Spanien, Griechenland, Rumänien, Italien und Kroatien werden auch im nächsten Jahr 
die Defizit-Grenze reißen, die üblicherweise bei drei Prozent liegt. Tatsächlich aber gibt Brüs-
sel schon seit Einführung der Haushaltskontrolle die Höchstgrenze für jede Hauptstadt einzeln 
vor – und die kann schon einmal deutlich niedriger ausfallen. ... 
Paris reißt zum neunten Mal hintereinander die gesetzten Stabilitätshürden – mit einem Defi-
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zit von 2,7 Prozent nach 3,3 Prozent in diesem Jahr so der Plan. Stammgast auf der Sünder-
bank ist übrigens Griechenland, das nun seit 21 Jahren keinen ausgeglichenen Etat vorweisen 
kann. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 27. Oktober 2016: >>Regierung 
warnt vor Altersarmut  
... Viele Menschen in Deutschland rutschen voraussichtlich in die Altersarmut ab, wenn sie 
nicht selbst vorsorgen. ... 
2015 erhielten 90 Prozent der 65-Jährigen und Älteren eine Versichertenrente aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung. 
Bezogen auf alle Empfänger ergebe sich in diesem System eine durchschnittliche Leistungs-
höhe von 960 Euro Brutto und 861 Euro Netto im Monat. Dabei seien größere Unterschiede 
zwischen Männern und Frauen sowie zwischen den alten und neuen Bundesländern festzustel-
len. ...<<  
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 31. Oktober 2016: >>Niedrigzinsen 
kosten Bürger Milliarden  
Deutschlands Sparern gehen durch die Nullzinspolitik der Europäischen Zentralbank alljähr-
lich mehrere Milliarden Euro verloren. Die jährlichen Zinsgutschriften auf Spareinlagen sind 
von 2009 bis 2015 auf ein Drittel ihrer früheren Höhe geschrumpft - von 13,8 auf 4,4 Milliar-
den Euro, wie aus den in den Monatsberichten der Bundesbank veröffentlichten Zahlen her-
vorgeht.  
Die großen Gewinner hingegen sind Bund und Länder: Die Ausgaben für die Schuldzinsen 
sind stark geschrumpft - allein der Bund zahlte 2015 fast 15 Milliarden Euro weniger als 2009 
...<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 25/26 berichtete am 8. November 2016: 
>>Soll erneut ein Weltkrieg herbeimanipuliert werden? 
Ein geschichtlicher Blick auf die Bedeutung von EU und Nato sowie den Ersten Welt-
krieg 
von Wolfgang Effenberger* 
Am 24. Juni 2016, keine 24 Stunden nach der Abstimmung der Briten über den Austritt ihres 
Landes aus der EU, fragte Paul Craig Roberts auf der Webseite des von ihm gegründeten "In-
stitute for Political Economy": "The Brexit Vote - What Does it Mean?" und gab in seinem 
sprengstoffgeladenen Artikel eine eindeutige Antwort: "Hoffentlich ein Auseinanderbrechen 
der EU und der Nato und damit die Vermeidung des dritten Weltkriegs". 
Für den ehemaligen hohen Beamten im Finanzministerium der Regierung von Ronald Reagan 
sind die EU und die Nato "bösartige Institutionen" ("evil institutions"), die von den USA krei-
ert wurden, "um die Souveränität der europäischen Völker zu zerstören. Nato und EU ermög-
lichen Washington die Kontrolle über die westliche Welt. Unter dieser Tarnung wird Wa-
shingtons Aggression erst möglich.  
Ohne EU und Nato kann Washington Europa und das Vereinigte Königreich nicht in einen 
Konflikt mit Rußland zwingen. Ohne EU und Nato hätte Washington in den letzten 15 Jahren 
nicht sieben muslimische Länder zerstören können, ohne als Kriegsverbrecher gehaßt und iso-
liert zu werden. Kein US-Regierungsmitglied hätte ins Ausland reisen können, ohne verhaftet 
und vor Gericht gestellt zu werden." 
Paul Craig Roberts vernichtende Analyse ist es wert, im historischen Kontext gesehen zu wer-
den: 
Der französische Präsident Charles de Gaulle hatte schon früh durchschaut, daß es US-
Amerikanern und Briten vor allem um die Anbindung der westeuropäischen Länder an die 
transatlantischen Pfeiler Nato und EU (damals EWG) ging. Schon in den ersten Monaten des 
Jahres 1947 hatten die USA aus Resten der Kriegskommandostrukturen des Zweiten Welt-
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kriegs zwei Kommandozentren behalten: im Osten Eurasiens das pazifische Militärkomman-
do PACCOM und im Westen Eurasiens das europäische Militärkommando EUCOM.  
Am 4. April 1949 wurde die Nato gegründet mit dem Ziel, "die Russen draußen, die Ameri-
kaner drinnen und die Deutschen unten zu halten", so der erste Nato-Generalsekretär Lord 
Ismay. Und schon im Dezember des gleichen Jahres verabschiedete die Nato den Kriegsplan 
Dropshot, mit dem 1957 die Sowjetunion angegriffen werden sollte. 
 Diese imperialen Ambitionen verärgerten de Gaulle zutiefst. Für ihn ging Europa vom "At-
lantik bis zum Ural". 
Auch wirtschaftlich sollte Europa geteilt werden. Am 9. Mai 1950, den wir heute als "Europa-
Tag" feiern, kündigte der französische Außenminister Schuman zur Überraschung der West-
europäer (Adenauer soll nur wenige Stunden zuvor davon erfahren haben) die Erschaffung 
einer "Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl" (EGKS) an.  
John Foster Dulles als oberster Strippenzieher 
Hinter diesem Plan stand ein ganzes Netzwerk von Politikern, Militärs, Bankern, Industriellen 
und Spekulanten. Zu einem der Schattenstrategen sollte sich John Foster Dulles entwickeln. 
Die EGKS ging maßgeblich auf den französischen Unternehmer und Diplomaten Jean Monnet 
(1888-1979) zurück.  
Seit den Verhandlungen in Versailles (1918/19) verband Jean Monnet eine lebenslange politi-
sche und persönliche Freundschaft mit John Foster Dulles, damals Berater unter Bernhard 
Baruch, dem damaligen Chefrepräsentanten der US-Reparationskommission und Mitglied des 
"War Trade Board" (Zentrales Büro für Planung und Statistik). Unter Baruchs Anleitung hat 
Dulles im Artikel 231 des Versailler Vertrages die deutsche Kriegsschuld (Alleinschuld) juri-
stisch ausformuliert. Dieser Artikel war der wesentliche Grund für die erste deutsche Delega-
tion unter Graf Brockdorff-Rantzau, die Unterschrift zu verweigern. 
Um die Zustimmung zur Unterzeichnung eines Friedensvertrages zu erzwingen, wurde die 
effektive Seeblockade nach dem Waffenstillstand vom 11. November 1918 fortgeführt. Nach-
dem am 28. Juni 1919 Außenminister Hermann Müller (SPD) und Verkehrsminister Johannes 
Bell (Zentrum) unter Protest ihre Unterschrift unter den Friedensvertrag von Versailles setz-
ten, wurde die Blockade am 12. Juli 1919 aufgehoben. 
1921 war Dulles Mitbegründer des Council on Foreign Relations, wurde Mitglied der "Rocke-
feller Foundation" und beteiligte sich am "Dawes-" und am "Young-Plan", mit denen die 
deutschen Reparationszahlungen geregelt werden sollten. 
Unter Dulles’ wichtigsten Kunden waren nach 1919 Unternehmen wie etwa International Nik-
kel Company oder Overseas Security Cooperation, aber auch Banken wie die J.  P. Morgan. Er 
beriet sie bei Kreditgeschäften und stand ihnen teilweise auch vor. John Foster Dulles und 
sein Bruder Allen vertraten im Rahmen ihrer Tätigkeit bei der Wirtschaftskanzlei Sullivan & 
Cromwell US-amerikanische ebenso wie deutsche und europäische Unternehmen. Hierzu 
zählten die Chase Bank, Ford, ITT, SKF, der I.G. Farben-Konzern sowie die Belgische Natio-
nalbank. Sie vertraten diese Unternehmen aber nicht nur rechtlich, sondern auch als verdeckte 
Platzhalter für Gesellschaftsanteile und als politische Lobbyisten.  
Während des Zweiten Weltkriegs war Dulles auch für die Bank für Internationalen Zahlungs-
ausgleich tätig. 
1945 beriet Dulles Arthur H. Vandenberg bei der Gründungskonferenz der Vereinten Natio-
nen in San Francisco und arbeitete dort an der Präambel der UN-Charta mit. Später wurde 
Dulles Mitglied der Generalversammlung in den Konferenzen von 1947 bis 1949. Gleichzei-
tig schob er die Gründung der Nato an und später ihres südasiatischen Pendants, der SEATO. 
Als Befürworter des Korea-Kriegs hatte er sich scharf gegen die Eindämmungspolitik (con-
tainment) von Präsident Truman gewandt und sich für eine aggressivere Variante, eine Politik 
der massiven Abschreckung, eingesetzt. 
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Als CIA-Direktor beziehungsweise US-Außenminister setzten die Brüder Allen und John Fo-
ster Dulles ihre vorherigen Aktivitäten unvermindert fort.  
Abschaffung der historischen Nationen Europas 
Mit der Gründung der EGKS wurde der erste Schritt zur Abschaffung der historischen Natio-
nen Europas unternommen. Somit ist der Schuman-Plan nicht der Anfang der Konstruktion 
Europas, sondern der Anfang der Destruktion der einzelnen europäischen Nationen durch su-
pranationale Institutionen. 
In den besonderen Beziehungen Großbritanniens zu den USA sah de Gaulle damals eine Ge-
fahr, weshalb er dessen Beitritt zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu verhindern 
suchte. Seine Distanz zur angloamerikanischen Geostrategie und sein vertrauensvolles Ver-
hältnis zum deutschen Nachkriegskanzler Konrad Adenauer verhinderten eine Wiederholung 
der Politik Georges Clémenceaus, die das ohnehin schwierige Verhältnis Frankreichs zu 
Deutschland nach dem Ersten Weltkrieg vergiftet hatte.  
Vom Spaltpilz zum Atompilz 
Nachdem Paul Craig Roberts Aussage über die Gründungsmotive von EU und Nato nicht zu 
widerlegen sind, steht er mit der Furcht vor einem dritten Weltkrieg nicht allein. Am gleichen 
Tag veröffentlichte der kanadische Journalist, Autor und Menschenrechtler Murray Dobbin im 
monatlich erscheinenden US-Magazin Counterpunch seinen Artikel "Do We Really Want a 
War With Russia?" 

Das ehemalige Vorstandsmitglied des Canadian Centre for Policy Alternatives meint, die Nato 
habe sich stetig ausgeweitet, indem sie viele ehemalige sowjetische Republiken absorbierte, 
wie Polen, Ungarn, Bulgarien, Litauen, Lettland, Estland und Rumänien. Es überrascht kaum, 
daß Rußland diese Expansion als grobe Verletzung seines Vertrauens in den Westen sieht und 
als militärische Bedrohung - vor allem, wenn man bedenkt, daß die Nato offiziell als Bollwerk 
gegen den Sowjetkommunismus gegründet wurde.  
Konsequenterweise hätte also die Nato 1990 aufgelöst werden müssen. Weiter sieht Dobbin 
Polen als Schlüssel in dieser gefährlichen Scharade. Meint er damit die ähnliche Situation Po-
lens wie 1938/39, als der Krieg mit Spannungen an der polnischen Westgrenze begann? Im 
Laufe des Jahres 2016 führte die Nato ausgedehnte Manöver durch - Dobbin verweist auf die 
Operation Anaconda mit 30.000 westlichen Militärs, der größte militärische Aufmarsch an 
Rußlands Grenze seit der deutschen Invasion Rußlands im Juni 1941.  
Polens Präsident: "Wir bereiten uns auf einen Angriff vor" 
Dazu paßt die Drohgebärde des polnischen Präsidenten Andrzej Duda: "Das Ziel der Übung 
ist klar. Wir bereiten uns auf einen Angriff vor." 
Nach Dobbins Kommentar erschien am 25. Juni auf der Plattform des Friedensinstituts von 
Ron Paul ein Artikel mit identischer Überschrift, verfaßt vom international angesehenen US-
Journalisten Eric Margolis. 
Er hat an der renommierten School of Foreign Service (SFS), Teil der ältesten römisch-
katholischen, von Jesuiten geleiteten Universität in den USA, der Georgetown Universität in 
Washington D.C., seinen Abschluß gemacht. Diese Schule wurde 1919 vom Jesuitenpater 
Edmund A. Walsh gegründet, der zeitgleich mit Karl Haushofer Politische Geographie lehrte. 
Heute gehört auch Madame Albright zum Lehrkörper. 
Sie sitzt außerdem im Vorstand des Council on Foreign Relations, des Aspen Institute und des 
Center for American Progress. 2010 legte sie als Leiterin einer Expertengruppe der Nato ein 
neues strategisches Konzept vor. 
Margolis ermahnt alle heutigen Politiker, Christopher Clarks Meisterwerk "Die Schlafwand-
ler" zu lesen und immer wieder zu lesen. Für Margolis beschreibt Clark "detailliert, wie die 
kleinen Intrigen (small cabals) antideutscher Offizieller in Frankreich, England und Rußland 
den Ersten Weltkrieg manipulierten, einen Konflikt, der unnötig, idiotisch und unlogisch war, 
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… wir sehen heute den gleichen Prozeß am Werk.  
Die Kriegsparteien in Washington, unterstützt vom militärisch-industriellen Komplex, die 
zahmen Medien und die Neokons, alle agitieren sie schwer für den Krieg, … seit Friedrich 
dem Großen haben weise europäische Staats- und Regierungschefs gelernt, nicht gegen Ruß-
land zu kämpfen, … man schaudert bei dem Gedanken, künftig Hillary Clinton als Oberbe-
fehlshaberin zu sehen, … alles was es jetzt braucht, ist ein Terroranschlag wie in Sarajewo, 
um einen großen Krieg zwischen den beiden Atommächten zu entfachen."  
Was bei Christopher Clark nicht zu lesen ist 
Was hätte Margolis wohl geschrieben, wenn ihm weitere Zusammenhänge bekannt gewesen 
wären, die in Clarks Buch nicht zu finden sind? So unterschlägt Clark die Tätigkeit der Mari-
neabteilung im Committee of Imperial Defense: Die langfristige Vorbereitung einer (völker-
rechtswidrigen!) See-Blockade gegen Deutschland, die nachhaltig die deutsche Wirtschaft 
treffen sollte. Über diese legten zwei Mitglieder der Marineabteilung des CID eindeutig Zeug-
nis ab: Maurice Hankey in "The Supreme Command" und A. C. Bell in "A History of the 
Blockade of Germany".  
In der Marineabteilung wurden seit 1908 derartige Pläne entwickelt, die den 1st Sealord Chur-
chill sehr erfreuten. 
Laut dem britischen Marinehistoriker, Marinestrategen und offiziellen Historiker der Royal 
Navy, Sir Julian Corbett, wurde der Erste Weltkrieg von Lord Hankey und seinen Mitarbeitern 
innerhalb der britischen Regierung mit "einer geordneten Vollständigkeit im Detail, die keine 
Parallele in unserer Geschichte hat", geplant.  
Bezeichnenderweise sucht man die Autoren Hankey, Bell und Corbett im Index von Christo-
pher Clarks "Schlafwandler" vergebens. Aber auch in den deutschen Publikationen von Wink-
ler, Münkler, Friedrich, Leonhard tauchen sie nicht auf.  
Leo Trotzkis Analyse zum Ersten Weltkrieg 
Ebenso ein weiterer wichtiger Zeitzeuge, dessen historische Analyse für Großbritannien nicht 
sehr schmeichelhaft ausfällt: Leo Trotzki.  
"… die englische Demokratie hat doch zum imperialistischen Kriege geführt, und zwar nicht 
nur in dem Sinne allgemeiner Verantwortung aller kapitalistischen Staaten für den Krieg - 
nein, im Sinne der direkten und unmittelbaren Verantwortung der englischen Diplomatie, die 
bewußt und berechnend Europa in den Krieg trieb. Hätte die englische 'Demokratie' erklärt, 
daß sie auf seiten der Entente in den Krieg eingreift, hätten wahrscheinlich Deutschland und 
Österreich-Ungarn den Rückzug angetreten.  
Hätte England seine Neutralität erklärt, hätten wahrscheinlich Frankreich und Rußland diesen 
Rückzug angetreten. Aber die britische Regierung hat anders gehandelt: Sie hat heimlich der 
Entente ihre Unterstützung versprochen, Deutschland und Österreich-Ungarn auf die Mög-
lichkeit der Neutralität rechnen lassen und sie irregeführt. So hat die englische 'Demokratie' 
den Krieg provoziert …"  
"Merchants of death" und die Lehren aus dem Weltkrieg 
Es waren also größere Kabale als die "small cabals", die 1914 in den Krieg führten. Letztlich 
war es ein kleiner Kreis von britischen Politikern, die hinter dem Rücken ihrer ahnungslosen 
Kollegen agierten: Edward Grey, Richard Haldane, Herbert H. Asquith und nicht zuletzt Win-
ston Churchill. Sie überrumpelten Kabinett und Parlament, während im Hintergrund Lord 
Milner die Strippen zog. 1934 begann unter dem Vorsitz des Senators Gerald Nye das Senate 
Munitions Investigating Committee, den Einfluß amerikanischer Banken und Waffenfabrikan-
ten auf den Kriegseintritt im Jahr 1917 zu untersuchen.  
Der Ausschuß fand heraus, daß die Waffenindustrie neben Preisabsprachen vor und während 
des Krieges starken Einfluß auf die US-Außenpolitik genommen hatte. Wegen der immensen 
Kredite an die Entente hätten die Morgan-Banken bei einer Niederlage der Entente Insolvenz 
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anmelden müssen.  
Nach zwei Jahren (93 Anhörungen und 200 Zeugen, darunter J. P. Morgan) kam das Komitee 
zu dem Ergebnis, daß die USA von den "Kaufleuten des Todes" (Merchants of death), Ban-
kiers und Rüstungsindustriellen, in den Krieg "getrickst" worden seien. 
Kommt uns dieses Szenario nicht bekannt vor? Spätestens seit 2008 sind hinter den globalen 
Unruhen und Konflikten die Interessen einer entfesselten Gier nach Renditen und Ressourcen 
erkennbar. Wie damals werden Konflikte geschürt, wenn nicht sogar provoziert, um Volks-
wirtschaften aufzubrechen und Länder abhängig zu machen. Der Imperialismus ist nach dem 
Zweiten Weltkrieg keineswegs begraben worden. 
Der Blick in die jüngste Geschichte zeigt, daß die meisten der heutigen globalen Verwerfun-
gen ihre Wurzeln in der imperialen Politik zu Beginn des 20. Jahrhunderts haben. Es ging um 
schonungslose Ausbeutung und Mißachtung anderer Kulturen. Mit dem Frieden von Versail-
les wurden Kränkungen manifestiert, die sich nicht dauerhaft unterdrücken lassen. So könnte 
der hundertste Jahrestag von Versailles Anlaß sein, daß alle Betroffenen den Balken in ihrem 
Auge erkennen und einen Prozeß der Heilung einleiten - so könnten endlich die 14 Punkte von 
Wilson nachträglich verwirklicht werden.  
Voraussetzung dafür ist allerdings die Auflösung der heutigen imperialen westlichen Struktu-
ren. Mit dem Austritt Großbritanniens aus der Nato-dominierten EU könnte der Neustruktu-
rierungsprozeß hin zu einer wirklichen Europäischen Gemeinschaft eingeleitet werden, einer 
europäischen Gemeinschaft, die Rußland einbezieht.  
*Wolfgang Effenberger, 1946 geboren, ist Publizist und Buchautor. Seine beiden aktuellen 
Bücher heißen "Wiederkehr der Hasardeure. Schattenstrategen, Kriegstreiber, stille Profiteure 
1914 und heute" (gemeinsam mit Willy Wimmer), 2014 und "Geo-Imperialismus. Die Zerstö-
rung der Welt", 2016 …<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 27 berichtete am 22. November 2016: 
>>Angriffe auf die Souveränität der Nationalstaaten 
von Prof. Dr. Ilias Iliopoulos 
Strobe Talbott, einflußreicher US-Meinungsmacher und auch Staatssekretär unter Bill Clin-
tons Präsidentschaft, deklarierte Anfang der neunziger Jahre urbi et orbi den kommenden Tri-
umph einer Weltregierung, gesteuert von "einer globalen Autorität", alias Global governance. 
Am 20. Juli 1992 schrieb er im Time Magazin: "Binnen der nächsten hundert Jahre wird Na-
tionalität, so wie wir sie kennen, obsolet; alle Staaten werden eine einzige, weltweite Autorität 
anerkennen." 
Sollten wir uns über solch eine Entwicklung etwa Sorgen machen? Mitnichten! So die Ant-
wort des mächtigen westlichen Opinion leaders. Denn, wie er erläuterte, im Grunde seien alle 
Staaten "soziale Konventionen", "Anpassungen an sich wandelnde Verhältnisse"; und er fügte 
hinzu, "egal wie permanent und sogar sakral" diese zu gegebener Zeit zu sein schienen, ei-
gentlich seien sie alle ja "künstlich und vorübergehend". Eine subtilere Kriegserklärung an die 
souveränen Nationalstaaten, ja an die nationalen Gemeinschaften und Identitäten, an die Völ-
ker überhaupt, hätte man sich kaum vorstellen können. 
Der gegenwärtige, seit 1991 begonnene, vor allem aber seit dem epochalen Sündenfall vom 
24. März 1999 (seit Beginn des völkerrechtswidrigen und piratenhaften militärischen Über-
falls der supranationalen herrschenden Elite gegen Serbien) losgegangene und sich stets ver-
schärfende Krieg der sogenannten neuen Weltordnung gegen die Nationen läuft an drei Fron-
ten ab: 
- an der politischen Front: siehe den Frontalangriff gegen das Grundprinzip der nationalen 
Souveränität, welches, geschichtlich betrachtet, eine großartige Leistung der europäischen - ja, 
menschlichen - Zivilisation ist, Symbol, zugleich aber auch Geburtsort von Freiheit, Demo-
kratie und Sozialstaat; und welches heute noch der Sicherheitsgürtel aller Nationen angesichts 
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der Bedrohung seitens des post-nationalen, planetarischen Imperialismus bleibt; 
- an der ökonomischen Front: Stichwort Globalisierung, die eigentlich eine Neuausgabe des 
internationalisierten Kapitalismus des Vorabends des Ersten Weltkrieges darstellt, diesmal in 
der Erscheinungsform eines post-fordistischen Kasino-Kapitalismus bzw. Raubtier-Kapitalis-
mus oder Turbo-Kapitalismus, wie ihn die ehemaligen deutschen Bundeskanzler Helmut 
Schmidt und Gerhard Schröder bezeichneten; 
- an der kulturellen beziehungsweise ideologischen Front: siehe die andauernde, systematische 
De-Konstruktion, ja Gleichschaltung von natur- und geschichtsgewachsenen gemeinschaftli-
chen Werten und Traditionen, geo- und ethnokulturellen Identitäten, gemeinsamen Erinnerun-
gen, nationalen Sprachen, Symbolen und Ritualen sowie den von der supranationalen Elite 
unternommenen Versuch, allen Völkern die Normen und Verhaltensmuster der sogenannten 
Global governance aufzuoktroyieren. 
Offensichtlich ist der letzte Begriff bloß eine modische sophistische Wortkonstruktion orwell-
schen Stils für den post- und supranationalen globalen Totalitarismus. …<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 28. April 2017 (x887/...): 
>>Billionen-Dispo für die Eurozone 
Wegen offener Forderungen: Deutsche Berufstätige profitieren nicht vom Exportüberschuß 
Die Schulden, die andere Euro-Notenbanken bei der Bundesbank angehäuft haben, nähern 
sich der 1.000-Milliarden-Euro-Grenze. Das Geld wird nicht verzinst. Daß es je zurückkehrt, 
ist zumindest nicht sicher. Echte Werte als Sicherheit gibt es nicht. Anlagevermögen, welches 
andere Länder mit großem Exportüberschuß wie das Ölland Norwegen für ihre Überschüsse 
erwerben, kauft Deutschland für das Geld auch nicht. … 
Auf dem Papier als Echtzeitverrechnungssystem zwischen den Euro-Zentralbanken konzi-
piert, hat sich Target2 so zu einem Dispokredit für ganze Volkswirtschaften entwickeln kön-
nen. Als Resultat geht die Bundesbank zumindest für einen Teil der deutschen Exporte in die 
Eurozone als Kreditgeber in Vorleistung. Quasi zwangsweise stellt sie einen Kreditrahmen 
zur Verfügung, der sich inzwischen langsam der 1.000-Milliarden-Euro-Marke nähert. 
Somit finanzieren die Deutschen die Bezahlung für die von ihnen hergestellten und exportier-
ten Waren selbst, ohne sicher sein zu können, den Betrag jemals wiederzusehen. Möglicher-
weise liegt hier auch eine Ursache dafür, daß die Deutschen in ihrer Lohnentwicklung nur we-
nig sehen von Deutschlands Rang als "Exportweltmeister". Sie bezahlen einen Gutteil ihrer 
Ausfuhrerlöse quasi selbst. … 
Angesichts der Regelbrüche im Zuge der bisherigen "Euro-Rettung" kann zumindest bezwei-
felt werden, daß diese ausstehenden Rechnungen jemals beglichen werden. Daher werden Ex-
perten langsam nervös. Bislang fordern aber nur einzelne Ökonomen und Politiker Änderun-
gen beim Target-System oder eine Risikovorsorge.  
Der Volkswirt Thomas Mayer bezeichnete es in einem Beitrag für die "Wirtschaftswoche" als 
denkbar, daß die Bundesbank Druck ausübt, "indem sie beispielsweise ihre Mitgliedschaft bei 
Target2 einfriert und den Interbankenzahlungsverkehr separat in einem System abwickelt, das 
zum Ausgleich der Salden zwingt".  
Eine andere Möglichkeit wäre es, sich Sachwerte etwa in Form von Gold oder Staatsbesitz der 
Schuldnerländer übertragen zu lassen. Norwegen hat mit seinen Ölexporterlösen einen gewal-
tigen Staatsfonds aufgebaut. Warum tut dies nicht auch Deutschland mit Hilfe seiner Aus-
fuhrüberschüsse?  
Die Goldreserven der Bundesbank etwa gehen auf die deutschen Exporterfolge der frühen 
Nachkriegsjahrzehnte zurück. Damals wurden die Exportüberschüsse im goldgedeckten 
Weltwährungssystem mit dem Edelmetall ausgeglichen - wobei zurzeit umstritten ist, ob die-
ses Gold wirklich vollständig vorhanden ist. 
Heute indes ist die einzige Währung, welche die Deutschen für den gewaltigen Erlös ihrer 
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Ausfuhren verlangen - Vertrauen. Vertrauen, das die Deutschen selbst gegenüber ihren 
Schuldnern aufbringen sollen. Dieses Vertrauen könnte auf Sand gebaut sein. Dann hätten die 
Deutschen für nahezu 1.000 Milliarden Euro quasi umsonst gearbeitet.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 12. Mai 2017 (x887/...): 
>>Die Zeit der Wahrheit 
Ausgerechnet der "Europäer" Macron wird das EU-Gebälk zum Zittern bringen 
Das Aufatmen in Berlin wird nicht lange anhalten. Macron muß die Deutschen mit maßlosen 
Forderungen konfrontieren. … 
Als Zuckerstück für die reformunwilligen Franzosen betreibt Macron die Vergemeinschaftung 
der Schulden der EU-Staaten und fordert ein EU-Finanzministerium sowie eine gemeinsame 
EU-Arbeitslosenversicherung. Das heißt: Vor allem die Deutschen sollen dafür zahlen, daß in 
Frankreich mit seiner 35-Stunden-Woche, seinem Sozialstaat, seiner Schuldenpolitik und sei-
ner vergleichsweise weniger wettbewerbsfähigen Wirtschaft möglichst wenig verändert wer-
den muß. 
Die derart zur Kasse gebetenen Deutschen werden ihre Politik bald fragen, warum sie die Last 
der Hartz-Reformen ertragen und dem Wegschmelzen ihrer Ersparnisse zu Gunsten der 
Staatskasse per Nullzins zugesehen haben, wenn die Früchte ihrer Entbehrungen nun über den 
Rhein getragen werden. Der Appell an ihre "europäische Solidarität" muß da wie Hohn klin-
gen, der Hinweis, sie profitierten ja in Wahrheit am meisten, wie eine dreiste Lüge. 
Die Politik der Einheitswährung und der sinnlosen "Umverteilung" in Europa, die erst zu dem 
heftigen Aufeinanderprallen der so unterschiedlichen Volkswirtschaften geführt hat, ächzt 
immer vernehmlicher unter den eigenen Widersprüchen. Der "Europäer" Macron könnte es 
sein, der das morsche Gebälk an seine Belastungsgrenze führt.<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 27. September 2017: >>Nächster 
Schritt zur Schuldenunion 
Seit über sieben Jahren versuchen die Euro-Staaten ihre politische Ideologie einer gemein-
samen Währung gegen die Gesetze der Wirtschaftswissenschaften aufrechtzuerhalten. 
Die Illusion einer gemeinsamen Währung trotz stark abweichender Wettbewerbsfähigkeiten in 
den Volkswirtschaften der Euro-Zone ist jedoch bereits seit Mai 2010 gescheitert, als die 
Maastricht-Kriterien erstmals gebrochen und Griechenland aus der Patsche geholfen wurde. 
Seither sind zunächst mit dem EFSF und später mit dem ESM immer neue Haftungs- und 
Schuldenvergemeinschaftungsmodelle geschaffen worden. Gebracht hat es nichts. Die grie-
chischen Staatsschulden sind höher als je zuvor. In Griechenland, Spanien und Italien ist die 
Arbeitslosigkeit und besonders die Jugendarbeitslosigkeit trotz der EZB-Geldschwemme 
weiter auf Rekordniveau.  
Bezahlen durften das Spiel mit dem Feuer bisher vor allem deutsche Sparer, die Milliarden-
verluste durch die Niedrigzinspolitik zu verzeichnen haben. …<< 
Herbert Ludwig berichtete am 24. Oktober 2017 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die katholische Kirche und die Europäische Union (x977/…): >>Der 
Heilige Stuhl und der "Kreißsaal der EU" 
Eine wesentliche Entwicklungslinie, die zum Beginn und zur weiteren Förderung der europäi-
schen Einheitsstaats-Bewegung geführt hat, zieht sich von Richard Graf Coudenhove-Kalergi, 
Winston Churchill und dem US-Geheimdienst über das "American Committee for a United 
Europe" (ACUE), zur "Europäischen Bewegung", der "Union Europäischer Föderalisten" 
(UEF) und den "Europarat".  
Diese weitgehend vom CIA mitfinanzierten hauptsächlichsten Organisationen bilden den 
Humus, welche die heute bis zur EU entwickelte Brüsseler Organisation in Gang gebracht 
haben, weiter begleiten, fördern, unterstützen und vorantreiben.  
Zentrales Motiv der angloamerikanischen Förderung eines europäischen Staates ist es, eine 
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Entwicklung Deutschlands als unabhängige, selbständige Nation für die Zukunft auszuschlie-
ßen. Dies ergibt sich schon aus einem Papier des amerikanischen Außenministeriums vom 
Februar 1949, in dem es hieß, daß die Besatzungsherrschaft nur aufgelöst werden sollte, wenn 
"ein angemessener Rahmen einer allgemeinen europäischen Union, in die Deutschland ab-
sorbiert werden kann", existiere.  
Die Initiative für einen solchen Rahmen solle man aber den Europäern selbst überlassen und 
sie nur von außen unterstützen. Die Initiative ist ja insbesondere von Coudenhove-Kalergi und 
Jean Monnet ergriffen worden. Aus den Erinnerungen von Hans-Dietrich Genscher geht her-
vor, daß die Fortführung der europäischen Integration zu einem Bundesstaat zu den Bedin-
gungen der USA für eine Zustimmung zur deutschen Wiedervereinigung 1989 gehörte. 
Der Einfluß der römisch-katholischen Kirche 
Eine zweite Linie geht vom "Heiligen Stuhl" in Rom aus. Die Päpste und die ihr unterstehen-
den Kirchenoberen haben die von den weltlichen "Eliten" betriebene Entwicklung zu einem 
europäischen Bundesstaat von Anfang an unterstützt. Eine der treibendsten katholischen Kräf-
te war Papst Pius XII.  
Nach der Gründung der EWG und der EURATOM am 25. März 1957 in Rom, die der 1951 in 
Paris gegründeten Montanunion zur Seite traten, kritisierte er auf dem Europa-Kongreß, daß 
insbesondere die EWG noch keine eigentliche Gemeinschaft sei, weil ihr eine eigene Autorität 
fehle, die "wirkliche Gewalt" besitze und Verantwortung trage.  
Er gab den politischen Akteuren die Aufgabe mit auf den Weg, "für eine Stärkung der Exeku-
tive in den bestehenden Gemeinschaften zu sorgen und damit die Konstituierung eines einheit-
lichen politischen Organismus ins Auge zu fassen." Eine europäische Außenpolitik schien ihm 
schon damals möglich und nötig. 
Otto von Habsburg 
Zu den intensiv in diesem Sinne für die Interessen der katholischen Kirche Wirkenden gehörte 
Otto von Habsburg, der 1912 geborene älteste Sohn von Karl I., des letzten, 1922 mit 35 Jah-
ren im Exil in Portugal gestorbenen Kaisers von Österreich-Ungarn.  
Kaiser Karl wurde "von seinen Biografen einhellig eine tiefe Religiosität und bedingungslose 
Treue zur katholischen Kirche bescheinigt. Kritiker sehen in Karl einen "Befehlsempfänger 
der Kirche" (Brigitte Hamann), der als "politischer Diener der Kirche" sich sklavisch an die 
Vorgaben der Kirche gehalten und dadurch die Trennung von Staat und Kirche ignoriert hät-
te."  
Aus Dankbarkeit wurde er am 3. Oktober 2004 "von Papst Johannes Paul II. in die Reihen 
der Seligen der römisch-katholischen Kirche aufgenommen. … Die Kirche würdigte durch 
ihre Entscheidung Karls Sicht des Herrscheramtes als "Heiligen Dienst" und erklärte ihn zum 
Vorbild für politische Verantwortungsträger."  
Entsprechend tief war auch sein Sohn Otto mit der Katholischen Kirche verbunden. "Seine 
Mutter erzog ihren Sohn auch nach dem Untergang der Doppelmonarchie und der 1921 in 
Ungarn beschlossenen Entthronung (Dethronisation) der Habsburger zu einem römisch-
katholischen Monarchen." (Wikipedia)  
Er war … ein herausragender Ritter des "Souveränen Malteserordens", einer katholischen Or-
densgemeinschaft, die ein vorbildliches Leben nach den Lehren und Vorschriften der Kirche 
vorschreibt. Ebenso gehörte er dem "Orden vom Goldenen Vlies" an, dessen Ziel die Erhal-
tung des katholischen Glaubens, der Schutz der Kirche und die Wahrung der unbefleckten 
Ehre des Rittertums ist. 
Ab Mitte der 1930er Jahre setzte sich Otto von Habsburg innerhalb der "Paneuropa-Union" an 
der Seite des Gründers Richard Graf von Coudenhove-Kalergi für die europäische Einigung, 
also einen europäischen Bundesstaat ein. Der römisch-katholische Laienorden "Opus Dei" 
favorisierte ihn als künftigen Monarchen über ein vereintes katholisches Europa. 
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Von 1957 bis 1973 war er Vizepräsident der Paneuropa-Union, von 1973 bis 2004 als Nach-
folger Kalergis Präsident und von 2004 bis 2011 Ehrenpräsident. (Wikipedia) Nachdem er 
1978 neben der österreichischen auch die deutsche Staatsbürgerschaft angenommen hatte, war 
er von 1979 bis 1999 für die CSU Abgeordneter im Europäischen Parlament. 
Als Gegner des Nationalsozialismus floh er 1940 in die USA. Er pflegte intensive persönliche 
Kontakte zu Präsident Franklin Roosevelt und insbesondere Winston Churchill, den er für das 
Nachkriegskonzept einer Donauföderation interessierte. Nach seinen Vorstellungen sollte auf 
dem Gebiet des früheren Österreich-Ungarns ein neuer monarchischer Vielvölkerstaat Öster-
reich-Ungarn nach dem Vorbild Belgiens entstehen, der zwei große Bevölkerungsgruppen 
vereinigte.  
Auch die Länder Bayern, Baden, Württemberg und Hohenzollern-Sigmaringen sollten als 
Monarchien wiederhergestellt und in einem sogenannten "Süddeutschen Bund" vereinigt wer-
den. (Wikipedia) 
Jozsef Retinger 
Einen noch tiefer gehenden Einfluß übte der undurchsichtige Pole Dr. Jozsef Retinger (1888-
1960) aus. Er absolvierte … das Noviziat des Jesuiten-Ordens in Rom ab, hängte allerdings 
wegen der "zu großen Hürde des Zölibats" den Priesterberuf wieder an den Nagel. 
Den Besuch einer katholischen Schule zu erwähnen, ist in unserem Zusammenhang nicht un-
wichtig, soll diese ihre Schüler doch im Geiste "katholischer Lehre und Praxis" erziehen. Und 
die von den Jesuiten gegründeten Schulen und Universitäten sollen "Gewähr dafür bieten, daß 
kommende Generationen fest verwurzelt im katholischen Glauben heranwachsen - modern 
ausgedrückt, sicherten sie sich damit langfristig die kulturelle Hegemonie." (Wikipedia)  
Offensichtlich blieb Retinger auch Kirche und Orden weiterhin treu verbunden. 
Während und nach seinem Studium … kam er dank seines Förderers Graf Zamoyski mit zahl-
reichen führenden Leuten aus Kultur und Politik in Berührung. "Etwa zur selben Zeit beginnt 
er seine politische Karriere … 
Im Ersten Weltkrieg gelang es Retinger, "Polen zu verlassen. Er trägt eine Reihe sehr wichti-
ger Dokumente und Briefe bei sich, unter anderen einen von Erzbischof Bilczewski an seinen 
Kollegen in Westminster (Kardinal Bourne). Des weiteren bekommt er Instruktionen von Bilc-
zewski, und die Dokumente, die an Retinger übergeben wurden, tragen die Unterschriften von 
einigen 20 führenden polnischen Persönlichkeiten. Dank dieser Papiere ist Retinger in der 
Lage zu beweisen, daß er derjenige ist, der das Sagen hat, mit der vollen Handlungsvollmacht 
überall als ein Art polnischer Botschafter zu agieren."  
Seine Beziehungen zu führenden Persönlichkeiten der Westmächte führen … dazu, daß er zur 
Verhandlungsdelegation des belgischen Prinzen Sixtus von Bourbon-Parma gehört, die An-
fang 1917 geheim einen Separatfrieden mit Kaiser Karl I. von Österreich-Ungarn sondieren 
soll. 
"Dies ist ein komplexes Thema, weil der sogenannte Habsburg- oder Ledóchowski-Plan damit 
zu tun hat. Dieser Plan wollte für das Haus von Habsburg einen Staatenbund aus römisch-
katholischen Ländern in Zentral- und Osteuropa arrangieren. Obwohl dieser Plan vom Gene-
ral der Jesuiten stammte, Graf Wladimir Ledóchowski - selbst ein Pole -, so erwies er sich 
ebenso, der Traum des späteren Papst Pius XII. zu sein. Um dieses hochgesteckte Ziel zu er-
reichen, wurde Retinger zu einem der Verhandlungsführer, zusammen mit Prinz Sixtus von 
Bourbon-Parma und dem General der Jesuiten. … 
Während des Zweiten Weltkrieges wurde er einer der engsten Berater von General Sikorski, 
dem Ministerpräsidenten der polnischen Exilregierung in England, der ihn den "Cousin des 
Teufels" nannte.  
Nach dem Krieg setzte er sich intensiv für die europäische Integrationsbewegung ein und war 
1947 maßgeblich an der Gründung der (vom "American Committee for a United Europe" ge-
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förderten) "Europäischen Bewegung" beteiligt, deren erster Generalsekretär er wurde und 
1948 den Haager Europa-Kongreß in Den Haag organisierte, an dem unter dem Vorsitz Chur-
chills über 700 Delegierte aus ganz Europa und Beobachter aus den USA und Kanada teil-
nahmen.  
Damit gelang die entscheidende Weichenstellung für die Gründung der Europäischen Bewe-
gung. Auch die Gründung des bis heute außerordentlich einflußreichen "Europarates" geht auf 
seine Initiative zurück. Schließlich entsprang auch die Gründung der "Bilderberger-
Konferenzen" seinen strategischen Planungen, für die er Prinz Bernhard der Niederlande als 
Vorsitzenden und Symbolfigur gewann. (Wikipedia) 
Das Wirken Józef Retingers für eine staatliche Einigung Europas im Sinne des Vatikans, so-
zusagen für ein "Heiliges Römisches Europa", war also noch ungleich grundlegender als das 
Otto von Habsburgs. 
Im "Kreißsaal der EU" in Rom 
Die feierliche Unterzeichnungszeremonie der Gründungsverträge von EWG und EURATOM, 
den Vorläufern der EU, fand am 25. März 1957 … in Rom … statt. Von den für die 6 Grün-
dungsländer Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Niederlande unter-
zeichnenden Staatsmänner waren die meisten - K. Adenauer, Chr. Pineau, A. Segni, J. Luns - 
katholisch geprägt. 
Der Saal ist mit seinen Wandmalereien der Erinnerung an die kriegerischen Ursprünge des 
Römischen Imperiums gewidmet. Die Statuen zweier Päpste dokumentieren in geistiger 
Nachfolge des Imperiums den Machtanspruch der römisch-katholischen Kirche über die See-
len der Menschen.  
Nach der Erhebung des Christentums zur römischen Staatsreligion im 4. Jh. hatte die römi-
sche Kirche Struktur und juristische Denkweise des zerfallenden römischen Imperiums ange-
nommen, der Bischof von Rom war mit Hilfe der Macht der römischen Kaiser gegen den Wi-
derstand der meisten anderen Bischöfe zum Oberhaupt (Papst) aufgestiegen und hatte von den 
Kaisern das Amt des Pontifex Maximus, des obersten Priesters, übernommen. Die Auswahl 
des symbolträchtigen Ortes war sicher kein Zufall, sondern gezielt angeordnet. 
Auch die Unterzeichnung des "Vertrages über eine Verfassung für Europa", der die EU bereits 
in einen Quasi-Bundesstaat erheben sollte, fand 47 Jahre später, am 29. Oktober 2004, feier-
lich in diesem Saal statt, den die Süddeutsche Zeitung daher in wohlwollender Flapsigkeit als 
"Kreißsaal der EU" bezeichnete.  
Dabei ist nicht unwesentlich, daß diese Verfassung maßgeblich unter der Leitung des Jesui-
tenzöglings und früheren französischen Präsidenten Valéry Giscard d’Estaing entworfen wur-
de, der wie Otto von Habsburg ein herausragender Ritter des "Souveränen Malteserordens" 
ist. 
Die unterzeichnenden Staatsmänner saßen direkt unter der mächtigen, überlebensgroßen Sta-
tue des Papstes Innozenz X., der gleichsam seine segnende rechte Hand über sie ausstreckt. … 
Innozenz X. war Papst von 1644-1655.  
Als 1648 der Dreißigjährige Krieg - für die katholische Kirche praktisch erfolglos - mit dem 
Westfälischen Frieden beendet wurde, der den Herrschafts- und Einflußbereich der Protestan-
ten festschrieb, wandte sich Innozenz mit aller Schärfe dagegen und verweigerte als einziger 
die Unterschrift unter den Friedensvertrag. Europa sollte katholisch bleiben und nicht teilwei-
se unter protestantische Herrschaft geraten.  
Der Papst erklärte in einem Schreiben ("Zelo domus Dei") "kraft Apostolischer Machtvoll-
kommenheit den Artikel des Westfälischen Friedens für nichtig, ungültig, unbillig, ungerecht, 
verdammt, verworfen, vergeblich, der Kräfte und Erfolge entbehrend für alle Zukunft, nie-
mand sei zu ihrer Einhaltung verpflichtet." (Wikipedia) 
Die unterzeichnenden Staatsmänner blickten genau gegenüber auf die gleichfalls übermächti-
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ge Statue von Papst Urban VIII. (1623-1644), des unmittelbaren Vorgängers von Innozenz X. 
Papst Urbans unerbittlicher Vernichtungswille der deutschen Protestanten kam anläßlich der 
Verwüstung Magdeburgs am 20. Mai 1631 durch die Truppen der katholischen Liga zum 
Ausdruck. Es war zu tagelangen Raubzügen, Vergewaltigungen und Gewalttaten gekommen, 
bei denen mehr als 20.000 Bürger getötet wurden. 
"In ganz Europa war man über dieses Massaker entsetzt, und es gilt als das größte und 
schlimmste während des Dreißigjährigen Krieges. Es hieß, die Taten und der Schrecken seien 
in ihrer Entsetzlichkeit 'nicht in Worte zu fassen und nicht mit Tränen zu beweinen'. Papst 
Urban VIII. hingegen verfaßte am 24. Juni 1631 ein Schreiben, in dem er seine Freude über 
die "Vernichtung des Ketzernestes" zum Ausdruck brachte." (Wikipedia) 
Was drückt sich in dieser Symbolik aus? 
Aus der Ich-Kraft und dem Freiheitsimpuls Mitteleuropas erhob sich mit der Reformation die 
größte Rebellion gegen den religiösen Herrschaftsanspruch des Papsttums. Zwar geht von der 
verflachten Evangelischen Kirche von heute keine Gefahr mehr für Rom aus, aber man weiß, 
daß in dem Geistesstreben der Deutschen, wie es in der deutschen Klassik, Romantik und Phi-
losophie des Idealismus besonders zum Ausdruck kam, nach wie vor die größte Gegnerschaft 
schlummert. … Doch dieses Streben zielt danach, die Grenzen von Religion und Wissenschaft 
aufzuheben, so daß der Philosoph Schelling formulierte: "Die deutsche Nation strebt mit ih-
rem ganzen Wesen nach Religion, die mit Erkenntnis verbunden und auf Wissenschaft be-
gründet ist." 
Damit wird der Priester als Vermittler zwischen irdischer und göttlicher Welt überflüssig. Das 
ist schon in Luthers Tat veranlagt, der die jedermann zugänglichen Evangelien über die De-
krete des Papstes stellte. Daher wird auch Rudolf Steiner, der in Anknüpfung an den deut-
schen Idealismus … einen wissenschaftlichen Weg zur Erkenntnis der geistig-göttlichen Welt, 
eine Geistes-Wissenschaft begründete, von der katholischen Kirche auf allen Ebenen be-
kämpft. Im unmittelbaren Verhältnis jedes Menschen zur göttlich-geistigen Welt liegt die 
größte … Bedrohung der Kirche. 
Ein unabhängiges Deutschland mit einem freien Geistesleben muß daher verhindert und in 
einem europäischen Bundesstaat gebunden oder gar absorbiert werden. 
Die 60-Jahr-Zeremonie 
Die EU befindet sich gegenwärtig in einer schweren Krise, die einen besonders dramatischen 
Ausdruck in der Austrittserklärung Großbritanniens gefunden hat. Was lag da näher, als am 
25. März 2017, dem 60. Jahrestag der Unterzeichnung der römischen Verträge, zusammenzu-
rücken und im selben Saal in Rom die Gründungsideale erneut zu beschwören.  
Die Regierungschefs der verbleibenden 27 EU-Staaten unterzeichneten feierlich eine Erklä-
rung, die das Versprechen der EU auf Frieden, Freiheit und Wohlstand erneuern soll. "Heute 
erneuern wir in Rom unser einzigartiges Bündnis freier Nationen, das vor 60 Jahren von un-
seren großartigen Vorgängern ins Leben gerufen wurde", sagte EU-Ratspräsident Donald 
Tusk. "Sie hatten den Mut des Kolumbus, unbekannte Gewässer zu besegeln, eine neue Welt 
zu entdecken."  
Am Abend zuvor war man von Papst Franziskus in Audienz empfangen und eingestimmt 
worden. Er sparte nicht mit Kritik und Ermahnungen. 
Sechzig Jahre später nach Rom zurückzukehren darf nicht bloß eine Reise in die Erinnerun-
gen sein, sondern ist vielmehr das Verlangen, das lebendige Gedächtnis jenes Ereignisses 
wiederzuentdecken, um dessen Bedeutung in der Gegenwart zu verstehen. …  
'Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft', bekräftigte damals der luxemburgische Premier-
minister Bech, 'wird nur dann leben und erfolgreich sein, wenn sie in ihrem Bestehen dem 
Geist europäischer Solidarität, der sie geschaffen hat, treu bleibt und wenn der gemeinsame 
Wille des entstehenden Europas mächtiger ist als die nationalen Willensbestrebungen.' 
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Dieser Geist ist angesichts der zentrifugalen Kräfte wie auch der Versuchung, die Grün-
dungsideale der Union auf produktive, wirtschaftliche und finanzielle Erfordernisse zu redu-
zieren, heute höchst notwendig. … 
Europa findet wieder Hoffnung in der Solidarität, die auch das wirksamste Heilmittel gegen 
die modernen Formen des Populismus ist. Die Solidarität bringt das Bewußtsein mit sich, Teil 
eines einzigen Körpers zu sein, und schließt gleichzeitig die Fähigkeit eines jeden Gliedes mit 
ein, mit dem anderen und dem Ganzen zu 'sympathisieren'. …  
Die Formen von Populismus hingegen sind eben Blüten des Egoismus, der in einen engen und 
erdrückenden Kreis einschließt und nicht zuläßt, die Enge der eigenen Gedanken zu überwin-
den und darüber hinaus zu sehen. Man muß wieder beginnen, europäisch zu denken, um die 
gegensätzliche Gefahr einer grauen Uniformität oder des Triumphs der Vielstaaterei (Parti-
kularismen) abzuwehren. … 
Meinerseits kann ich nur versichern, daß der Heilige Stuhl und die Kirche ganz Europa nahe 
ist. An seinem Aufbau hat die Kirche stets mitgewirkt und wird immer mitwirken. Dazu bittet 
sie für Europa um den Segen des Herrn, damit er es beschütze und ihm Frieden und Fort-
schritt schenke."  
Mit dem positiven Begriff "Europa" ist natürlich das Konstrukt der Europäischen Union ge-
meint, womit suggeriert wird, beide als identisch aufzufassen. Aus den Worten des Papstes 
wird der Wille zu einem europäischen Gesamtstaat, einem einzigen Körper, deutlich, in dem 
sich die Einzelstaaten mit ihren nationalen Willensbestrebungen einfügen und unterordnen 
sollen. Denn diese zentrifugalen Kräfte seien heute verführerischer Populismus, der nichts 
anderes als beschränkter nationaler Egoismus bedeute, dem der notwendige Weitblick fehle. 

Zum Bild: Der gegenüber der politischen Ebene erhöhte Heilige Stuhl, auf dem der Papst in 
gebührendem Abstand über den anderen thront, suggeriert, daß er einer höheren geistigen 
Ordnung angehöre, daß er der göttlichen Welt nahe stehe, aus der er letztlich seine Weisheit, 
seine Handlungsimpulse und den göttlichen Segen empfange, den weiter zu spenden, er kraft 
göttlichen Auftrags ermächtigt sei. 
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Die hierarchische Ordnung 
Die römisch-katholische Kirche hat eine streng gegliederte Priesterhierarchie, die sich über 
den Gläubigen auftürmt und deren Verhältnis zur göttlichen Welt regelt und bestimmt. In ih-
rem Anspruch auch auf weltliche Herrschaft greift sie im Grunde auf die Form altorientali-
scher und altägyptischer Theokratien zurück, in denen der gottgleich verehrte oberste Priester 
zugleich oberster weltlicher Herrscher, absoluter Monarch war. Eine Karikatur dieses Strebens 
ist im Vatikanstaat erhalten geblieben, "einer absoluten Wahlmonarchie, deren Monarch der 
Papst ist." (Wikipedia) 
In der geschichtlichen Folge waren aber die Theokratien in den religiösen Teil der Kirchen 
und den weltlichen Teil der Monarchien auseinandergebrochen, wobei beide die unmittelbare 
Einsetzung und Legitimation durch die göttliche Welt geltend machten.  
Mit der Konkurrenz der Könige und Kaiser "von Gottes Gnaden" mußte sich die römische 
Kirche auseinandersetzen. Das ganze Mittelalter ist von diesem Kampf gekennzeichnet, in 
dem das Papsttum stets die oberste göttliche Legitimation behauptete und von Karl dem Gro-
ßen an auch zumeist die Einsetzung und Krönung der weltlichen Herrscher des "Heiligen Rö-
mischen Reiches" als erneuertes römisches Reich durchgeführt hat. Schon an der Wahl waren 
die "Fürstbischöfe" der Kirche, die zugleich weltliche Landesherren waren, als Angehörige 
des Standes der Kurfürsten beteiligt. Die römische Kirche durchsetzte das weltliche Reich und 
übte auf Adel und Volk einen allgegenwärtigen Einfluß aus. 
Reformation und Ende des "Heiligen Römischen Reiches" waren ein schwerer Schlag für die 
Macht der römischen Kirche. Offensichtlich sieht das reaktionäre Papsttum in einem europäi-
schen Gesamtstaat die Möglichkeit, ein "Heiliges Römisches Reich" in neuer Form wieder 
aufzurichten, das natürlich unter den modernen Gegebenheiten einer demokratischen Fassade 
bedarf.  
Dahinter handelt es sich aber um ein hierarchisches System von Institutionen, die von einem 
neuen "politischen Adel" beherrscht werden, der von Mitgliedern oder Sympathisanten der 
Kirche durchsetzt sind und die Impulse der Kirchen bewußt oder unbewußt realisieren. Den 
Bürgern ist eine gesellschaftlich wirksame Mit- und Selbstbestimmung in der EU genauso 
verwehrt wie den Gläubigen die religiöse Selbstbestimmung in der römischen Kirche. 
Es handelt sich um die wüsteste Reaktion gegen die vom wahren Christentum impulsierte 
Entwicklung der Menschheit zu Freiheit und Selbstbestimmung. Die angeblich christliche 
römische Kirche arbeitet der zentralen Verheißung und dem damit verbundenen Auftrag Chri-
sti entgegen: "Ihr werdet die Wahrheit erkennen, und die Wahrheit wird euch frei machen." 
Nachbemerkung: 
Es paßt in den Zusammenhang des Themas, daß der neue französische Präsident Emmanuel 
Macron, der zwei Tage nach der deutschen Bundestagswahl weitere Kompetenzübertragungen 
auf die EU durch einen eigenen Eurozonen-Haushalt mit Ministerium, einen EU-Verteidi-
gungs-Etat und eine europäische Asylbehörde forderte, ebenfalls Jesuitenschüler ist. "Aus ei-
ner nichtreligiösen Familie stammend, ließ sich Macron als 12-Jähriger bei Eintritt in die 
Jesuitenschule (La Providence, in Amiens) auf eigenen Wunsch katholisch taufen." (Wikipe-
dia). Er besuchte diese Schule bis zum 17. Lebensjahr. …<<  
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 7. Dezember 2017 über den deut-
schen SPD-Politiker Martin Schulz: >>SPD-Parteitag stimmt für Gespräche mit der Union 
… In seiner Parteitagsrede forderte Schulz die Schaffung der Vereinigten Staaten von Europa 
bis 2025. "Ich will, daß es einen europäischen Verfassungsvertrag gibt, der ein föderales Eu-
ropa schafft", sagte der frühere Präsident des Europaparlaments. … 
Kritik an Schulz` Thesen zur Europapolitik kam aus der CSU. "Man muß jemanden, der die 
Schaffung der Vereinigten Staaten von Europa bis 2025 fordert, der damit die Auflösung der 
Nationalstaaten in den kommenden sieben Jahren will und der alle, die sich diesem Diktat 
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nicht beugen wollen, aus der EU rausschmeißen will, wohl als einen Europaradikalen be-
zeichnen", sagte CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt laut einem Bericht der Welt.<<  
"SPIEGEL ONLINE" berichtete am 9. Dezember 2017: >>Martin Schulz will bis 2025 die 
Vereinigten Staaten von Europa gründen. Die meisten Deutschen sehen die Idee laut 
einer aktuellen Umfrage kritisch. 
Nicht einmal jeder dritte Deutsche ist für die Vereinigten Staaten von Europa. Laut einer re-
präsentativen Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Emnid für die "Bild am Sonntag" 
befürworten nur 30 Prozent der Deutschen den Vorstoß von SPD-Parteichef Martin Schulz. 
48 Prozent lehnen es dagegen ab, die EU bis 2025 zu Vereinigten Staaten von Europa umzu-
bauen. 22 Prozent waren sich unsicher oder machten keine Angabe. 
Schulz hatte die Idee am Donnerstag auf dem SPD-Parteitag formuliert. Er will erreichen, daß 
die Europäische Union bis 2025 einen gemeinsamen Verfassungsvertrag formuliert. Die EU-
Mitglieder, die dieser föderalen Verfassung nicht zustimmen, müßten dann die EU verlassen. 
Der Vorstoß war in Berlin mit Zurückhaltung aufgenommen worden. Kanzlerin Angela Mer-
kel ließ ihre Skepsis durchblicken, bezog aber nicht klar Stellung. CSU-Landesgruppenchef 
Alexander Dobrindt wies den Vorstoß schroff zurück und nannte den SPD-Chef einen "Euro-
paradikalen". "Schulz spaltet damit Europa", sagte er. 
Die Idee der Vereinigten Staaten von Europa nach dem Vorbild der USA gibt es schon weit-
aus länger als die Europäische Union. Die Sozialdemokraten haben sich bereits 1925 erstmals 
dafür ausgesprochen. Schulz nennt jetzt aber einen konkreten Zeitpunkt, bis zu dem dieses 
Ziel realisiert werden soll: 2025 - genau 100 Jahre nach dem ersten Beschluß der SPD zu die-
sem Thema.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 16. Dezember 2017: >>Zum Scha-
den Deutschlands 
Daß Martin Schulz von Freund und Feind sonderlich ernst genommen wird, hat noch niemand 
behauptet. Ein tiefer Denker ist er nicht, und wenn er Gedachtes referiert, wirkt er geschwät-
zig. Er gilt als leidenschaftlicher Europäer, wobei nicht klar ist, worauf sich seine Leiden-
schaft konkret bezieht. Auf dem SPD-Parteitag in der ersten Dezemberwoche forderte er ein 
Eurozonenbudget und einen Euro-Finanzminister und sprach sich dafür aus, "spätestens" im 
Jahr 2025 die Vereinigten Staaten von Europa zu schaffen. EU-Mitglieder, die dann nicht 
mitmachen wollen, sollen - so stellt Schulz sich das vor - automatisch die EU verlassen. … 
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker … möchte den mit 700 Milliarden ausgestatteten 
Euro-Rettungsschirm ESM in einen "Europäischen Währungsfonds" umwandeln. Auch der 
könnte nicht mehr tun, als im Krisenfall Kredite zu vergeben. Nur würden dann nicht mehr die 
nationalen Regierungen federführend sein, sondern die EU-Kommission könnte vorschlagen, 
wer wieviel Geld bekommt. Ein kräftiger Machtzuwachs für Brüssel, der praktisch keine Aus-
sicht auf Verwirklichung hat, weil alle Regierungen und Parlamente zustimmen müßten. 
Macron reklamiert Führungsrolle für Frankreich in der EU 
Das Problem besteht nicht darin, daß Macron eine europäische Strategie hat, sondern darin, 
daß Berlin keine hat. Er versucht, die Deutschen vor sich herzutreiben, und dabei käme ihm 
nichts mehr gelegen als eine Große Koalition unter Merkel. Apropos SPD: Erst im vergange-
nen März erwärmte sich auch Sigmar Gabriel dafür, den deutschen Steuerzahler zur Ader zu 
lassen ("Wir sollten mehr für Europa zahlen") und verstieg sich zu der nebulösen Behauptung: 
"Jeder Euro, den wir also für den EU-Haushalt zur Verfügung stellen, kommt - direkt oder 
indirekt - mehrfach zu uns zurück." Wenn das so wäre, könnte Deutschland den aus der EU 
gezogenen Nutzen mühelos multiplizieren, wenn nicht wie 2016 netto 13 Milliarden Euro an 
Brüssel abgeführt werden, sondern ein Mehrfaches davon. 
Im übrigen wird Macron in Deutschland mißverstanden. Er ist keineswegs der Meinung, daß 
Frankreich zum höheren Nutzen Europas französische Souveränität und französische Interes-
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sen opfern müsse. In einem immer noch lesenswerten Interview mit dem Spiegel vom 14. Ok-
tober reklamierte Macron für Frankreich die Führungsrolle in der EU, verbunden mit dem de-
zenten Hinweis, daß Frankreich als Atommacht und als ständiges Mitglied im Uno-Sicher-
heitsrat eine "besondere Stellung" innehabe. 
Beides mit den Deutschen oder den anderen Europäern zu teilen, käme ihm nicht in den Sinn. 
Europäer zu sein, so Macron, bedeute ja nicht, seine Unabhängigkeit und seine eigene Diplo-
matie aufzugeben. Und dann ließ er die Katze aus dem Sack: "Deutschland will keine Finanz-
transfers. Dieses alte Denken aber müssen wir hinter uns lassen." Man tut Macron nicht un-
recht, wenn man ihm unterstellt, er wolle Deutschlands Finanzkraft anzapfen. …<< 
Die österreichische Online-Zeitschrift "Contra Magazin" berichtete am 31. Januar 2018: 
>>Ein unglaublicher Verrat an den Völkern Europas ist im Gange 
Von Eva Maria Griese  
Die deutsche Kanzlerin setzt seit Jahren eine Agenda um, die weder dem Wohle des deut-
schen Volkes dient noch dem Europas. Und auch nicht der Zukunft jener, die auf Merkels 
Einladung hin ihr Heil in Germoney suchen.  
Die Flüchtlinge sind nur Manövriermasse für die Eliten - auf deren Verschiebebahnhof für 
den Zug in Richtung "Neue Weltordnung".  
Migration als Waffe: "Laut der Studie im gleichnamigen Buch der US-Politikwissenschaft-
lerin Kelly Greenhill funktioniert diese Art politischen Drucks besonders gut gegenüber libe-
ralen Demokratien, die Menschenrechte schützen wollen und dann zwischen diesem Anspruch 
und dem Unmut der eigenen Bevölkerung zerrieben werden." (SZ)  
Auch Sarkozy ist mit von der Partie. …  
Der ehemalige Französische Präsident hatte schon 2008 dieselbe Agenda: Hier wird alles ge-
sagt - in den eineinhalb Minuten einer Rede zu Chancengleichheit und Vielfalt: 
"Was ist das Ziel? Das ist die Rassenvermischung! 
Das ist keine Wahl - das ist zwingend! Eine Verpflichtung … Deshalb müssen wir uns alle 
wandeln. … Wenn es das Volk nicht freiwillig macht, werden wir zwingende Maßnahmen 
ergreifen. ...  
Auch interessant: die Sichtweise eines Außenstehenden  
Ein Deutsch-Argentinier mit klarem Blick sagt in diesem Straßeninterview in wenigen Minu-
ten ganz deutlich, wie der Plan abläuft. Die Migration ist ein Betrug am Volk für die "Neue 
Weltordnung". … Die Flüchtlinge sollen die deutsche Identität zerstören. … Die Politiker von 
A-Z sind Betrüger. Die Journalistin läßt ihn erstaunlicherweise ausreden… (Sechs lohnens-
werte Minuten) … 
Die Islamisierung des alten Kontinents ist schon bald unumkehrbar. …  
Denn Brüssel bastelt an einem Brandbeschleuniger - das EU-Parlament will das Asyl-
recht massiv ausweiten  
Der österreichische Rechtsanwalt Dr. Tassilo Wallentin warnt in der Kronenzeitung: "Auf 
unser Land könnte ein noch nicht da gewesener Ansturm von Asylwerbern aus aller Welt zu-
kommen. Denn das EU-Parlament will das Asylrecht ändern: Künftig soll nicht mehr der erste 
sichere Drittstaat, in den ein Asylwerber eingereist ist, für das Asylverfahren zuständig sein. 
Künftig soll der Staat zuständig sein, in dem bereits Angehörige des Asylwerbers leben.  
Mehr noch: Die "bloße Behauptung" einer Familienverbindung soll ausreichen, um ein Visum 
etwa nach Österreich zu erhalten. In dem Entwurf des EU-Parlamentes, das dem Nachrich-
tenmagazin "Der Spiegel" vorliegt, heißt es: "Im Ergebnis wäre ein Mitgliedstaat, in dem sich 
bereits zahlreiche Ankerpersonen befinden, für weitreichende Familienverbände zuständig". 
Sollte dieses Gesetz beschlossen werden, wäre dies das Ende Österreichs, wie wir es kennen." 
Ebenso auch das Ende für Deutschland und dank der Freizügigkeit das vieler anderer Natio-
nen Europas.  
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Die EU-Kommission ist schon länger auf Migrations-Kurs - bis in den letzten Winkel des 
Planeten  
Im Oktober 2015 rief Frans Timmermans als Vize-Präsident der Europäischen Kommission 
alle Mitglieder des EU-Parlaments auf, ihre Anstrengungen zu verstärken, "einzelne, mono-
kulturelle Staaten auszuradieren". Er legte besonderen Nachdruck auf die Wichtigkeit, auch 
nicht den entlegensten Orten auf dem Planeten zu erlauben, die kulturelle Vielfalt zu verwei-
gern.  
Die Zuwanderung nach Europa hält nach wie vor an. Die Medien aber berichten nur mehr 
verhalten über die Zahlen, außer über jene bei "Rettungsaktionen". Die Grenzschutzagentur 
Frontex und deutsche Marineschiffe nehmen den Schleppern schon kurz außerhalb der liby-
schen Hoheitsgewässer die Arbeit ab und bringen die Migranten nach Europa.  
Das Statistische Jahrbuch 2017 liefert die Fakten für den Genozid - die Masseneinwanderung 
wird unweigerlich zum Aussterben der autochthonen Bevölkerungen Europas führen  
Viele Aspekte der großen Migration sind bereits bekannt. Doch jetzt lassen sich die Auswir-
kungen der Völkerwanderung auch schwarz auf weiß nachlesen, im Jahrbuch des Statistischen 
Bundesamtes. Die Zahlen bestätigen, das u.a., daß bereits fast 40 Prozent der Kinder unter 
fünf Jahren Migrationshintergrund haben.  
Das waren noch Zeiten … Angela Merkel wußte mal ganz genau, wie man "zum Wohle des 
deutschen Volkes" regiert. Ein AfD-taugliches CDU-Wahlprogramm des Jahres 2005 machte 
sie zur Kanzlerin:  
Identität Deutschlands bewahren  
Kunst und Kultur pflegen  
Zuwanderung steuern und begrenzen  
Sicherheit für alle - überall in Deutschland  
Kriminalität und Gewalt entschlossen bekämpfen  
Freiheit und Recht gegen den Terror verteidigen  
Noch im Jahr 2007 konstatierte der Spiegel: "Mekka Deutschland - die stille Islamisierung" - 
Man hatte also die Entwicklung vorausgesehen. …  
"Der Ansatz für Multikulti ist gescheitert, absolut gescheitert!" verkündete die Kanzlerin 2010 
in Potsdam auf dem Parteitag der Jungen Union.  
In den folgenden Jahren betreibt die Kanzlerin eine Politik, welche dieser Erkenntnis diame-
tral entgegengesetzt ist. Irgendwo auf den langen Fluren des Bundestages oder im Gewusel 
der Parteigremien dürfte diese Einsicht also verloren gegangen sein. Vielleicht ist sie auch bei 
einem Arbeitsessen mit dem Globalisten Barack Obama oder dem Mentor der Massenmigrati-
on George Soros unter den Tisch gefallen.  
Der Massenansturm 2015 ist kein Zufall, denn die Deutsche Welle hatte in den Her-
kunftsländern Werbung gemacht - in den jeweiligen Landessprachen  
Der pakistanische Journalist Shams Ul-Haq hielt sich unmittelbar vor Beginn der "Flücht-
lingswelle" persönlich in den genannten Ländern auf und spricht diese Sprachen. Er konsta-
tierte, daß die Einladung der Deutschen Welle in Arabisch, Urdu oder Paschtu damit warb, 
daß Deutschland dringend Zuwanderer brauche, und Merkel sich dafür verbürge, daß jeder bei 
Ankunft gleich ein eigenes Haus bekommt. Von Flüchtlingsheimen war nicht die Rede. Und 
Familien sollten sofort bei Ankunft 5.000 Euro bekommen, Alleinreisende 3.000. Merkel wol-
le bis 2017 drei Millionen Flüchtlinge.  
Ein gesellschaftspolitisches Experiment der Superlative beginnt …  
Kaum zwei Legislaturperioden später findet sich das Volk der Dichter und Denker dank Mer-
kels eigenmächtiger Preisgabe des Staatsgebietes mitten in einem fatalen Feldversuch.  
Die damals chaotischen Zustände an den Grenzen können maximal als mildernde Umstände 
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geltend gemacht werden, die Kontrolle über den Zustrom in das Land ausgesetzt zu haben. Sie 
hätte zumindest nach wenigen Tagen wieder in Kraft gesetzt werden müssen.  
Falsche Versprechungen sind auch Verrat an den Migranten, die ihre Heimat verlassen haben. 
Und ebenso an jenen Ländern, aus denen sie abgewandert sind und wo sie zum Wiederaufbau 
gebraucht würden. Die enttäuschten Migranten sind wütend:  
… In Syrien hat man gehört, daß man bei Ankunft gleich ein Haus bekommt! Von Flücht-
lingsheimen war nicht die Rede … bin nach Deutschland geflüchtet, um mir ein neues Leben 
aufzubauen. Aber es beruht auf falschen Versprechungen … wir haben Heimweh und fühlen 
uns erniedrigt, wenn ich wieder in Bagdad bin, werde ich die Erde küssen … ich gehe lieber 
wieder nach Hause und sterbe im Kampf gegen den IS, als hier zu bleiben. …  
Dieser Feldversuch, eine archaische und kämpferische Kultur mit einem religiösen Herr-
schaftsanspruch in eine moderne und friedliebende Gesellschaft einzugliedern, ist fast flä-
chendeckend gescheitert.  
Seit Merkels lapidarer Feststellung "der Islam gehört zu Deutschland" haben sich auch Paral-
lelgesellschaften, Kriminalität und Terror in jener Nation häuslich eingerichtet, die in aller 
Welt für Beschaulichkeit, Sicherheit und Ordnung bekannt war. Und in welche viele Men-
schen geflohen sind, um genau dem zu entgehen.  
Die vom Staatsrechtler Professor Karl Albrecht Schachtschneider ausgearbeitete Verfassungs-
beschwerde gegen die rechtswidrige Asylpolitik der Bundesregierung wurde abgewiesen.  
Nach wie vor wird kaum zwischen berechtigten Asylsuchenden und Einwanderern in das So-
zialsystem unterschieden, von den Asylwerbern noch immer nicht zwingend ein Nachweis der 
Identität gefordert.  
Im Deutschland des Jahres 2018 weiß niemand mehr genau, wie viele sogenannte Schutzsu-
chende überhaupt im Land sind. …  
Auch nicht, wer sie wirklich sind, und ob sie überhaupt Anspruch auf jene großzügigen Zu-
wendungen haben, deretwegen sich viele von ihnen - inzwischen allerdings vorwiegend 
Glücksritter männlichen Geschlechts aus Afrika - überhaupt erst auf den Weg gemacht haben. 
Auch weiß man längst, daß Integration hauptsächlich deswegen funktioniert, weil die "schon 
länger hier Lebenden" inzwischen auch Weltmeister in der Disziplin "Toleranz bis zur Selbst-
aufgabe" sind und sich vor den Neuankömmlingen mehr oder weniger in den Staub werfen. 
Die Polizei bekam vom Innenminister anstatt Verstärkung und dringend benötigter Ausrü-
stung Samthandschuhe und einen Maulkorb verpaßt.  
Von den streichelzarten Urteilen einer auf politisch korrekt gebürsteten Justiz ganz zu 
schweigen. …  
Die Gesinnungspolizei der EU und des deutschen Innenministers mit seiner Digital-Gestapo 
leisten ganze Arbeit. Meinungsfreiheit war gestern, heute wird zensiert im Namen einer politi-
schen Korrektheit, die von oben verordnet wurde. Die Politik fürchtet das Erstarken der rech-
ten Parteien und die virtuellen Wutausbrüche der Bürger in den sozialen Medien mehr als den 
realen Verlust der Sicherheit durch Messerstecher, Vergewaltiger und Anschläge.  
Ein neues Zensurgesetz und strengere Strafen warten auf Kritiker  
Die EU hat schon vor Jahren einen Entwurf für ein Statut zur Förderung von Toleranz veröf-
fentlicht, der zur Umsetzung in den einzelnen Mitgliedsstaaten gedacht ist. Bei Verstößen 
droht Inhaftierung, für Jugendliche Umerziehung. Der European Council on Tolerance and 
Reconciliation (ECTR) ist - anders als die Bezeichnung suggerieren mag - eine Nicht-
Regierungs-Organisation, welche den EU-Bürgern nun auch Toleranz gegenüber jeglicher 
Minderheit in Bezug auf Rasse, Ethnie, Religion, Geschlecht oder sexuelle Neigung verord-
net. Man beachte, daß "der besondere Schutz, den Mitglieder verletzbarer und benachteiligter 
Gruppen genießen, deren Bevorzugung erfordern kann.  
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Die Mehrheitsgesellschaft gerät unter die Räder der Minderheiten  
Vor lauter Toleranz gegenüber den Minderheiten sind die Rechte der Mehrheit immer mehr 
vernachlässigt worden. Sie darf sich noch nicht einmal zur Wehr setzen, weil eine neu eta-
blierte Gesinnungsdiktatur Kritik bereits im Keim erstickt. Diese Zensur kennt keine Toleranz 
gegenüber berechtigten Unmutsäußerungen, Formulierungen, die noch vor wenigen Jahren 
umgangssprachlich absolut üblich waren, fallen heute unter "Haßrede" und werden geahndet. 
Goebbels hätte mit dieser Gesinnungs-Gestapo seine helle Freude gehabt.  
Diese Politiker werden niemals mehr Politik für das eigene Volk machen  
Man kann von diesen mutwilligen Verursachern wohl kaum die Lösung der Probleme erwar-
ten. Deutschland wurde noch nie am Hindukusch verteidigt, seit Merkel noch nicht einmal 
mehr an den eigenen Staatsgrenzen. Ein eventueller Einsatz im Inneren wäre gegen das eigene 
Volk gerichtet.  
Die Zukunft unserer Kinder und der Nationen Europas werden wir leider nicht auf Facebook 
oder in den Kommentarspalten der etablierten Medien retten können. Sondern nur, indem die-
se Mehrheit der Deutschen, solange sie noch eine ist, auf die Straße geht und die Verräter aus 
ihren Ämtern jagt.  
So müßte es gehen … das Volk läßt von sich hören!  
Denn sonst könnte Merkel schon bald von ihren heimlichen Chefs zur "Mitarbeiterin des 
Jahrzehnts" gekürt werden! Für ihre unermüdliche Arbeit bei der Umsetzung einer "Neuen 
Weltordnung" …<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 18 berichtete am 31. Juli 2018: >>Der 
souveräne Staat ist unverzichtbar - besonders in einer globalisierten Wirtschaft 
von Dr. jur. Marianne Wüthrich 
Mit dem Begriff "Nationalstaat" tun sich manche Zeitgenossen schwer: Das Festhalten am 
eigenen Staat in einer "globalisierten", entgrenzten Welt wird heute zuweilen mit Engstirnig-
keit, Abschottung nach außen bis hin zur Ablehnung anderer Nationen und Kulturen ver-
knüpft. Eine solche negative Besetzung des Begriffs wird jedoch der tatsächlichen Bedeutung 
des Nationalstaates in keiner Weise gerecht. Wir können ihn übrigens auch "souveräner Staat" 
nennen, dann wird die Abneigung gewisser Kreise dagegen klarer durchschaubar.  
Einem Kleinstaat wie der Schweiz zum Beispiel, dessen Bevölkerung mit starken direktde-
mokratischen Instrumenten an der Souveränität, der größtmöglichen außenpolitischen Unab-
hängigkeit und der optimalen Freiheit der Bürger festhält, können Großmächte wie die USA 
und die EU nur schwer ihre Machtpolitik beziehungsweise die Interessenpolitik ihrer Konzer-
ne aufzwingen.  
Peinlich wird es, wenn Schweizer Politiker, Rechtsprofessoren, Diplomaten und Think tanks 
die Souveränität des eigenen Landes in einer "globalisierten Welt" für obsolet erklären, also 
den Ast, auf dem auch sie komfortabel sitzen, absägen wollen. 
Um so erfreulicher ist es, daß vermehrt auch andere Stimmen zu hören sind, die dem souverä-
nen Nationalstaat gerade in der heutigen Zeit besondere Bedeutung zumessen, so der Schwei-
zer Sozialwissenschaftler und Publizist Beat Kappeler und der Harvard-Ökonomieprofessor 
Dani Rodrik im Schweizer Monat vom März 2018, die aus ganz unterschiedlichen Blickwin-
keln zu sehr ähnlichen Resultaten kommen. 
"Die Freiheit der Bürger und auch ihr Wohlstand nehmen mit Dezentralisierung, mit Klein-
staaten überproportional zu. Das ist ebenso historisch belegter und erfahrener Fakt, wie daß 
der Wettbewerb verschiedenster nationaler Lösungen den Fortschritt brachte. Die Union des 
'immer engeren Zusammenschlusses' in Europa als unterstellter Ausdruck des alten Spins (EU 
als Friedensprojekt) ist ein Mißbrauch. Sie beseitigt zudem den Wettbewerb der Lösungen, 
also den Fortschritt." (Beat Kappeler) 
"Die Freiheit und der Fortschritt hängen an der Ordnung des Nationalstaats"  
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Beat Kappeler definiert den Staat als "Regelbindung einer Einwohnerschaft durch Geschichte 
und Willen, auf umgrenztem Territorium". Dies entspricht den drei klassischen Elementen 
Staatsvolk, Staatsgebiet, Staatsgewalt als Voraussetzungen des Staates: Eine Bevölkerung, die 
auf einem Territorium mit festen Grenzen lebt und sich - im Falle der Schweiz jedenfalls - 
"durch Geschichte und Willen" (oder einen "Gesellschaftsvertrag", wie Jean-Jacques Rous-
seau es nannte) einer Staatsgewalt unterstellt, deren oberste Kontrolle im demokratischen 
Staat das Volk selbst, der Souverän ausübt. 
Die Notwendigkeit des Nationalstaates erklärt Kappeler so: "Der Nationalstaat ist Garant der 
Grundrechte, der Durchsetzung vor Gerichten, der Rechtssetzung sowie der Renten, der Orga-
nisation des Territoriums, der Sozialpolitik, der Bildung, der Infrastrukturen und deren Ver-
sorgung und Entsorgung." 
Vordringlichste Aufgabe des Staates ist demnach der Schutz der rechtlichen und sozialen Si-
cherheit seiner Bevölkerung - und nicht etwa der Interessen ausländischer Mächte und Kon-
zerne. Der souveräne Rechtsstaat entscheidet im weiteren selbst, welche Verträge er mit ande-
ren Staaten abschließen will: "Er (der Nationalstaat) leistet, was keine übernationale Organisa-
tion zu leisten vermag. Übernationaler Regelungen bedarf es nur dann, wenn der eine souve-
räne Staat auf andere Nationen einwirkt."  
Warum der Kleinstaat Schweiz einem Großgebilde wie der EU überlegen ist 
"Die Freiheit der Bürger und auch ihr Wohlstand nehmen mit Dezentralisierung, mit Klein-
staaten überproportional zu. Das ist ebenso historisch belegter und erfahrener Fakt, wie daß 
der Wettbewerb verschiedenster nationaler Lösungen den Fortschritt brachte. Die Union des 
'immer engeren Zusammenschlusses' in Europa als unterstellter Ausdruck des alten Spins (EU 
als Friedensprojekt) ist ein Mißbrauch.  
Sie beseitigt zudem den Wettbewerb der Lösungen, also den Fortschritt. Zu einem gedeihli-
chen Zusammenleben gehört nach Kappeler auch die "Solidarität" der Bürger, womit nicht 
eine "wohlfahrtsstaatliche Rundumversorgung" gemeint sein darf, sondern, daß "jeder nach 
seinen Kräften beizutragen hat, und nicht, daß einige nur beziehen, andere nur bezahlen". 
Auch das so verstandene Solidaritätsprinzip funktioniert im kleinräumigen Gemeinwesen, 
insbesondere in den Gemeinden, weit gerechter und kontrollierter als beim Verteilen mit der 
großen Kelle aus Milliarden-Fonds in Brüssel. Aber auch in der Schweiz muß zum Beispiel 
die Berechtigung zum Bezug sozialer Leistungen wie Invalidenrenten oder Arbeitslosengelder 
zunehmend strenger kontrolliert werden, um Mißbräuche auf Kosten der Steuer- und Versi-
cherungsprämienzahler möglichst zu verhindern. In einem zentralistischen Großstaat oder ei-
nem bürokratischen Koloß wie der EU ist dies kaum möglich.  
Der wirtschaftliche, gesellschaftliche und politische Fortschritt hängt eng mit dem National-
staat zusammen 
Besonders erfreulich ist die klare Stellungnahme von Dani Rodrik in derselben Ausgabe des 
Schweizer Monat - für einen Ökonomieprofessor an der Harvard University und der London 
School of Economics and Political Science keine Selbstverständlichkeit. Er vertritt die über-
zeugende Meinung, daß der Nationalstaat gerade in einer globalen kapitalistischen Wirt-
schaftswelt unverzichtbar ist. Er werde zwar "innerhalb der Intelligenzija … mehrheitlich als 
untauglich abgetan - moralisch irrelevant, ja reaktionär -, den Herausforderungen einer globa-
lisierten Welt zu begegnen".  
Dies ist für Dani Rodrik ein fataler Fehler: "Eine solide begründete Verteidigung des Natio-
nalstaates würde mit der Annahme beginnen, daß Märkte Regeln brauchen. … Alles, was über 
einen einfachen Austausch zwischen Nachbarn hinausgeht, braucht Investitionen in Transport, 
Kommunikation und Logistik, braucht Durchsetzung von Verträgen, Bereitstellung von In-
formationen und Vorkehrungen gegen Betrug, braucht ein stabiles und verläßliches Tausch-
mittel, braucht Arrangements für eine sozialkonforme Verteilung der Erträge und vieles 
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mehr."  
Märkte benötigen nach Rodrik auch Institutionen, welche "kritische Funktionen hinsichtlich 
Regulierung, Umverteilung, monetärer und fiskaler Stabilität und Konfliktregelung erfüllen. 
Diese Aufgaben wurden bislang im wesentlichen von Nationalstaaten getragen". 
Wenn diese Anforderungen durch die einzelnen souveränen Staaten nicht erfüllt werden oder 
nicht durchgesetzt werden können, kann dies, wie wir wissen, schreckliche Folgen für die Be-
völkerung haben, und lokale Unternehmen können nicht überleben, weil es nicht möglich ist, 
ohne ein Mindestmaß an Rechtssicherheit zu wirtschaften.  
"Wo Nationalstaaten scheitern, sind wirtschaftliche Einbrüche und Bürgerkriege die Folge"  
Wenn wir diesen Gedanken Rodriks weiterspinnen, heißt das umgekehrt: Großmächte, die 
vorsätzlich gut funktionierende Staatswesen mit Kriegen und Chaos überziehen, haben nicht 
einen prosperierenden internationalen Handel von gleich zu gleich zum Ziel, sondern verfol-
gen andere Interessen (Rüstungs- und Drogenhandel, Zugang zu begehrten Ressourcen, Land 
grabbing usw.).  
Auf dem Territorium von Staaten, deren Regierungen, Parlamente und Gerichte durch parami-
litärische Banden und Warlords geschwächt sind und ihr Recht nicht durchsetzen können, be-
steht viel Raum für ausländische Mächte und Konzerne, um sich im Widerspruch zu Landes- 
und Völkerrecht und in Mißachtung der grundlegendsten Menschenrechte selbst zu bedienen. 
Wirtschaftliche Unternehmen dagegen, die von Land zu Land und von Kontinent zu Konti-
nent ehrlichen Handel betreiben wollen, sind auf starke Rechtsstaaten angewiesen. 
"Mangelnde Wertschätzung des Nationalstaates führt in eine Sackgasse. Wir skalieren Märkte 
bis über eine Größe hinaus, die noch kontrolliert werden kann; wir stellen globale Regeln auf, 
die der tatsächlichen Vielfalt an Bedürfnissen und Vorlieben spotten; wir schwächen die Na-
tionalstaaten, ohne etwas an ihre Stelle zu setzen. Die tiefere Ursache für die vernachlässigten 
Ungerechtigkeiten der Globalisierung sowie für die Gesundheitsprobleme unserer Demokrati-
en liegt in der Verkennung der Tatsache, daß Nationalstaaten das Fundament der kapitalisti-
schen Ordnung bilden." (Dani Rodrik)  
Vorteile einer uneinigen Weltgemeinschaft 
Professor Dani Rodrik weist darauf hin, daß die einzelnen Nationalstaaten nicht nur die Regu-
lierung der Finanzmärkte und des Handels verschieden angehen, sondern auch die Herstellung 
wichtiger sozialer Kompromisse: "Die Welt ist sich nicht einig, wie Gleichheit und Chancen 
gegen einander abzuwägen sind, Volksgesundheit und Umweltrisiken gegen technologische 
Neuerung, Stabilität gegen Dynamik, Profite gegen gesellschaftliche und kulturelle Werte." 
Eine uneinige Weltgemeinschaft "ermöglicht Experimente und Wettbewerb zwischen unter-
schiedlichen institutionellen Konzepten sowie gegenseitiges Lernen".  
Hier denkt der Leser unwillkürlich an die grundlegenden Unterschiede zwischen dem direkt-
demokratischen, föderalistischen Kleinstaat Schweiz und der zentralistisch geregelten und 
autoritär geführten EU. Im Wettbewerb der institutionellen Konzepte schneidet die Schweiz 
praktisch auf jedem Gebiet besser ab, zum Beispiel bei der Staatsverschuldung oder den Ar-
beitslosenquoten und ganz besonders in bezug auf die Zufriedenheit der Bevölkerung auf 
Grund ihrer starken Mitentscheidungsrechte.  
Mangelnde Wertschätzung des Nationalstaates führt in eine Sackgasse 
Schließlich kritisiert Rodrik die Kreise, welche Kritik an internationalen Handelsabkommen 
damit abtun, die Kritiker seien zu wenig weltoffen, um sich einer offenen Diskussion zu stel-
len: "Sich (aber) hinter Weltoffenheit zu verschanzen, ist nur ein schwacher Ersatz dafür, poli-
tische Debatten auf der Sachebene für sich zu entscheiden." Sein Fazit: "Mangelnde Wert-
schätzung des Nationalstaates führt in eine Sackgasse.  
Wir skalieren Märkte bis über eine Größe hinaus, die noch kontrolliert werden kann; wir stel-
len globale Regeln auf, die der tatsächlichen Vielfalt an Bedürfnissen und Vorlieben spotten; 
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wir schwächen die Nationalstaaten, ohne etwas an ihre Stelle zu setzen. Die tiefere Ursache 
für die vernachlässigten Ungerechtigkeiten der Globalisierung sowie für die Gesundheitspro-
bleme unserer Demokratien liegt in der Verkennung der Tatsache, daß Nationalstaaten das 
Fundament der kapitalistischen Ordnung bilden." … 
Verbundenheit mit dem eigenen Land 
Der souveräne Staat - besonders in der direkten Demokratie - lebt durch die aktive Beteiligung 
von uns Bürgern. Unsere Jugend an diese verantwortungsvolle und schöne Aufgabe heranzu-
führen, ist Sache von uns Erwachsenen, den Eltern und Lehrern. … 
Gleichberechtigte souveräne Staaten als Grundlage für eine friedliche Welt  
Die größte, ja, für die Menschheit überlebenswichtige Aufgabe der souveränen Staaten ist ihr 
Beitrag zum Frieden in der Welt. Jeder Staat ist durch die Uno-Charta dazu verpflichtet, auch 
gegen außen Ordnung zu halten, sich gegen Übergriffe anderer Staaten zu verteidigen, Angrif-
fe gegen diese zu unterlassen und sich auch nicht ungebeten in deren innere Angelegenheiten 
einzumischen. 
Auftrag der Uno ist es, alle notwendigen und möglichen Schritte zur Erhaltung des Friedens 
einzuleiten und zu begleiten. Dazu wäre allerdings die in der Charta festgelegte Behandlung 
aller souveränen Staaten als gleichberechtigte Glieder der Weltgemeinschaft unverzichtbare 
Voraussetzung.  
Dem steht heute der fundamentale Fehler im System der Vereinten Nationen im Wege: die 
Sonderstellung der fünf Vetostaaten. Die Großmächte China, Frankreich, Großbritannien, 
Rußland und die USA können mit diesem Instrument zum einen völkerrechtswidrige An-
griffskriege absegnen und zum anderen die Verurteilung von ihnen nahestehenden Aggressor-
staaten verhindern, weil das Uno-System ihnen keine Verpflichtung zur Stimmenthaltung auf-
erlegt. 
Nur eine fundamentale Revision des Uno-Systems kann diese stoßende Ungleichbehandlung 
der Staaten beheben. Zur Förderung des Friedens und damit zum Wohle aller Völker muß eine 
gerechtere Weltordnung angedacht und überall diskutiert werden.<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 10 berichtete am 23. April 2019: >>Ich 
habe an einem Faden des Lügengespinstes gezogen, und es ist alles ans Licht gekom-
men" 
Buchbesprechung von Rita Müller-Hill 
In der Sendung Les Terriens du samedi, ausgestrahlt am 9. März im französischen Fernsehen 
Canal+, wurde Philippe de Villiers vom Journalisten Thierry Ardisson gefragt, ob Angela 
Merkel die Geschichte Walter Hallsteins, des ersten Präsidenten der Europäischen Kommissi-
on, bekannt war, als sie am 13. November 2018 im Deutschen Bundestag eine große Lobrede 
auf ihn hielt. Philippe de Villiers antwortet sehr ernst: "Ja, und ich denke, sie hat gelogen."  
Erläuterung zum Buchtitel 
Auf den ersten Seiten seines Buches erzählt Philippe de Villiers, wie er dazu gekommen ist, 
sich mit der Geschichte der EU zu beschäftigen, und wie der Titel seines Buches zustande 
kam. Er berichtet auf Seite 19 von einer Unterhaltung mit dem langjährigen (1958-1968) fran-
zösischen Außenminister Maurice Couve de Murville, der dieses Amt schon während der Prä-
sidentschaft Charles de Gaulles innehatte. Im Laufe dieser Unterhaltung habe sich Couve de 
Murville über den Marshallplan, dessen Akzeptanz er als Unterwerfung bezeichnete, über 
Walter Hallstein und den europäischen Einigungsprozeß geäußert: … "Ach Europa! Das Eu-
ropa der Gründerväter! Es genügt, wenn Sie an einem Faden ziehen, dann kommt alles." - 
"Aber an welchem Faden?" - "Am Faden des Lügengespinstes." 
Öffnung der Archive 
Ein Professor der Sorbonne, den Philippe de Villiers nicht namentlich nennt, kommentierte 
später diesen sybillinischen Spruch: "Couve de Murville hat das erste Stottern des europäi-
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schen Projektes miterlebt. Er wußte alles über alle, über die Trugbilder und die Hintergedan-
ken, die ganze Verwickeltheit, das Getue, den faulen Zauber. Am Faden ziehen sollte in sei-
nem Sinne sicher heißen: an die Quelle gehen." "Aber an welche Quelle?", fragt de Villiers. 
"An die Quelle der Informationen, die in den Archiven schlummern. … Sie sind nicht mehr 
geheim, sie sind nach und nach geöffnet worden, zugänglich gemacht worden", bekam er zur 
Antwort. 
Als de Villiers vermutet, daß nun viele Forscher in die Archive stürzen, muß ihn der Professor 
enttäuschen. Es seien nur sehr wenige, die das tun. Und auf die Frage, warum die Forscher so 
wenig neugierig seien, erhält er zur Antwort, dies geschehe aus Vorsicht. Man könne seinen 
Lehrstuhl, seinen Lehrauftrag, seinen Job, seinen Verleger verlieren. - Auf die Frage, ob es 
sich da um ein Tabu handle, bekommt er zur Antwort: "Mehr als das, es geht um einen My-
thos, eine Ideologie, ein Glaubenswerk. Alles, was diese Gründerväter betrifft, liegt im Be-
reich des Heiligen, Unberührbaren." - "Eine offizielle Wahrheit, also." 
Diese Unterhaltung ist eine Art Initialzündung. Philippe de Villiers stellt vier Arbeitsgruppen 
zusammen, die er seine "Brigaden" nennt, und schickt sie auf die Quellensuche. 
Im Buch dokumentiert er mit 28 Faksimilekopien auf 111 Seiten die Richtigkeit seiner Aussa-
gen. Und Philippe de Villiers spricht aus, was nicht ans Licht der Öffentlichkeit kommen soll-
te. Nur ein enger Kreis von Eingeweihten wußte, wie die Dinge wirklich waren. General de 
Gaulle, der nicht zu diesen gehörte und den man lieber unschädlich gemachte hätte, wußte 
aber auch seit der Gründung der "France libre" in London (1940): Jean Monnet war nicht auf 
seiner Seite. Er vertrat die Interessen Amerikas, das auf den mit Hitler kollaborierenden Mar-
schall Pétain setzte und de Gaulle als Störfaktor ansah.  
"Philippe de Villiers hatte also Forschergeist und den Mut, sich in die Archive zu begeben und 
zu veröffentlichen, was er dort fand: Dokumente, die eindeutig beweisen, daß Jean Monnet 
von der CIA für seine Aktivitäten als Gründervater Europas bezahlt wurde, daß Robert Schu-
mann eine zwielichtige Gestalt war, die zwischen den jeweiligen Machthabern hin und her 
wechselte und letztlich im Dienste der US-Amerikaner war." 
Forschergeist und Mut 
Im deutschsprachigen Raum hat Andreas Bracher bereits 2001 die sakrosankte Europa-
Ideologie in Frage gestellt. In Zeit-Fragen wurden 2010 und 2011 zwei Artikel veröffentlicht, 
die eindeutig aufzeigten, in wessen Diensten Jean Monnet stand und in welche Netzwerke er 
eingebunden war. 
Und Walter Hallstein, NS-Ausbildungsoffizier und juristischer Spezialist der Nazis für "Das 
Neue Europa", stellte seine Dienste ebenfalls den Amerikanern zur Verfügung. 
Wer es wirklich wissen wollte, fiel jetzt bei der Veröffentlichung von de Villiers Buch nicht 
aus allen Wolken. Einiges ist jedoch neu: zum Beispiel die Tatsache, daß Monnets "Memoi-
ren" nicht von ihm selbst geschrieben wurden, sondern im Auftrag Kennedys, bezahlt von der 
Ford Foundation, von einer Historikergruppe verfaßt wurden. 
Wie entstanden Jean Monnets "Memoiren"? 
De Villiers erzählt, wie er hinter dieses Geheimnis gekommen ist. Diese Episode ist beispiel-
haft für de Villiers Vorgehen: Die vielen menschlichen Beziehungen, die er in seinem Leben 
eingegangen ist, seine Fähigkeit zuzuhören, gepaart mit einem guten Gedächtnis und einer 
gehörigen Portion Humor, führen dazu, daß er auch Jahre später noch in der Lage ist, be-
stimmte Informationen, die er anfangs nicht verstand, in ihren Kontext einzuordnen und ihren 
Sinn zu erfassen. Wegen der Eindrücklichkeit und des exemplarischen Charakters sei an die-
ser Stelle etwas genauer darauf eingegangen. Da es noch keine offizielle deutsche Überset-
zung des Buches gibt, sind alle Passagen von der Autorin des Artikels übersetzt worden.  
Philippe de Villiers besucht als Student Jacques Chapsal, seinen ehemaligen Professor der 
Politischen Wissenschaften, der während ihrer Unterhaltung überraschend Besuch von seinem 
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Kollegen und Freund, dem Professor für moderne Geschichte Jean-Baptiste Duroselle, Autor 
eines Grundlagenwerks der Internationalen Beziehungen, - dem Duroselle, den damals jeder 
Student kannte - erhält. De Villiers darf bleiben und erhält Einblick in die Entstehungsge-
schichte der Memoiren Jean Monnets. Chapsal fragt Duroselle: "Und, was machen diese Me-
moiren? Geht es voran?" 
Duroselle: "Ja. Die Studenten arbeiten hart daran. Wir haben die Arbeit aufgeteilt." 
Chapsal: "Das ist ja sicher wichtig für die Stiftung und für ihr Renommee in den USA." 
Duroselle: "Ja, aber noch viel wichtiger, lieber Jacques, ist es für die Vereinigung Europas. 
Sie braucht einen neuen Anstoß, neuen Elan." 
Bei anderer Gelegenheit sagt der französische Diplomat und Politiker Jean Francois-Poncet: 
"Die Memoiren Jean Monnets sind 'die kleine rote Bibel der Vereinigung Europas', die wir so 
dringend brauchen."  
Wer wollte dieses Buch? 
In diesem Zusammenhang stellt Philippe de Villiers drei Fragen: Wer hat diese Memoiren in 
Auftrag gegeben? Wer hat sie bezahlt? Wer hat sie geschrieben? 
An dieser Stelle des Buches wird deutlich, wie unterschiedlich man an die Beantwortung sol-
cher Fragen herangehen kann. Im umfangreichen Referenzwerk, der von Eric Roussel verfaß-
ten Biographie Jean Monnets, werden Namen über Namen genannt. Menschen, mit denen 
Monnet in Kontakt war. Aber wer waren diese Leute? Welche Funktionen übten sie aus? In 
welche Netzwerke waren sie eingebunden? Welche Interessen verfolgten sie? In wessen Dien-
sten standen sie? Von wem wurden sie bezahlt? 
Dem ist de Villiers nachgegangen, hat die Zahlungsbelege gefunden und ist zu dem Ergebnis 
gekommen: Die US-Amerikaner haben das Werk in Auftrag gegeben und bezahlt. Dazu muß 
man Hintergrundwissen haben und den Mut, es offenzulegen. De Villiers beweist, daß die 
Ford Foundation als Geldgeber nicht einfach nur die Ford Foundation war, sondern einer der 
Geldverteiler der CIA. Wer hat die Memoiren verfaßt? Duroselle als leitender Professor ver-
teilte die Arbeit an eine Gruppe von Studenten. Pierre Gerbet, Eric Westphal, André Kaspi, 
Richard Mayne. "Es funktionierte wie eine Maschine, die Nachforschung, Erzählung und 
Schreiben herstellt."  
Jean Monnet selbst interessierte sich kaum für das Werk. Geschrieben wurde es letztlich von 
François Fontaine, einem Romanautor, der im Römischen Reich die Vorankündigung einer 
vollendeten Europäischen Union sah. 
Wir haben bei unseren eigenen Nachforschungen festgestellt, daß die oben genannten Autoren 
fester Bestandteil der "Monnet-Forschung" sind. Sie werden immer wieder zitiert - insbeson-
dere zitieren sie sich gegenseitig -, wenn man sie konsultiert, wird man im Kreis herumge-
schickt.  
EU eine Etappe auf dem Weg zur Welt-Governance? 
Nur der letzte Abschnitt der Memoiren Jean Monnets stammt von ihm selbst. Und da er-
schließt sich nach Philippe de Villiers das Geheimnis seiner Intentionen: Die Europäische 
Gemeinschaft ist kein Ziel an sich. Wichtig ist, daß die alten Nationen von gestern mit ihrer 
jeweiligen Souveränität nicht mehr der Rahmen sein sollen, in dem die aktuellen Probleme 
gelöst werden. Die Gemeinschaft als solche ist nur eine Etappe auf dem Weg zu Organisati-
onsformen der Welt von morgen.  
Da erhebt sich dann in der Sicht Philippe de Villiers die Welt-Governance, Globalia, die von 
allen Attributen wie Souveränität, Demokratie und verschiedenen Völkern "befreit" ist. Der 
Traum vom planetarischen Management, die Beherrschung der Menschheit durch die Tech-
nik, durch einen allumfassenden Markt in einen dauerhaften Frieden gehüllt und eine grenzen-
lose individuelle Freiheit garantierend. "Weicher, aufgeklärter Despotismus", sagte Jacques 
Delors zustimmend dazu. 
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Das Buch Philippe de Villiers’ hat bereits viele Leser gefunden. Der Autor tritt in vielen Fern-
sehsendungen auf und hält den hinterhältigen Fragen vieler Journalisten auf beeindruckende 
Weise stand. Das Presseecho reicht von "das ist alles nicht neu" über "Verschwörungstheorie" 
bis "Unwahrheit". Philippe de Villiers zeigt auf, wer die wirklichen Verschwörer sind, wer ein 
Interesse daran hat, daß die Wahrheit im dunkeln bleibt, und welches die Interessen, Ziele und 
Beweggründe der europäischen Vereinigung sind und waren. Ein äußerst lesenswertes Buch, 
hinter das die Geschichtswissenschaft nicht mehr zurückgehen kann. …<< 
Herbert Ludwig berichtete am 4. November 2019 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die Europäische Union (x948/…): >>Die Europäische Union - von 
Anfang an Instrument der US-Geostrategie 
Die Europäische Gemeinschaft oder Union ist nicht geschaffen, um den Interessen der euro-
päischen Völker zu dienen, sondern diese mit ihrer jeweiligen Souveränität in einer bürokrati-
schen Organisation verschwinden zu lassen - einer wurzellosen übernationalen Staatsform, die 
nur eine Etappe auf dem Wege zu einem US-gesteuerten planetarischen Management, einer 
"Welt-Governance" darstellt. Zu diesem Ergebnis kommen die Archiv-Forschungen des fran-
zösischen Politikers und Publizisten Philippe de Villiers in seinem neuen Buch. 1) … 
Der Aufstieg Jean Monnets (1888-1979) 
Schon früh konnte, so referiert Gerald Brei aus einem Kapitel de Villiers', Jean Monnet Kon-
takte zu einflußreichen Personen gewinnen. Als Vertreter des väterlichen Weinbrandunter-
nehmens aus Cognac schloß er 1911, 23-jährig, in London einen exklusiven Liefervertrag mit 
dem anglo-kanadischen Handelshaus Hudson's Bay Company "und gewann bei dieser Gele-
genheit einen ersten Mentor, Lord Kindersley, künftiger Direktor der Bank Lazard (und von 
1914-1946 Direktor der Bank of England), der ihm als Gehilfen die Türen öffnet und wertvol-
le Kontakte in der Handelswelt verschafft.  
Monnet stieg jetzt in den großen Hotels ab und wurde bald ganz anglo-amerikanisch. In ei-
nem Brief an Raymond Aron hat er selbst bekannt, "daß er eine doppelte Treuepflicht empfin-
det, gegenüber England und den USA." 
Im Herbst 1914 wurde ihm von der Hudsons's Bay Company die Mission anvertraut, dem 
französischen Premierminister René Viviani die Idee näherzubringen, Logistik und Handels-
flotte des Unternehmens für die Armee der Alliierten gegen die Mittelmächte zu nutzen. "Zu-
fällig" war der Anwalt des Familienunternehmens von Monnet, Maitre Benon, zugleich auch 
der Anwalt des Regierungschefs Viviani. "So sind es freimaurerische Freundschaften, die es 
dem jungen Mann erlauben, vom Premierminister Viviani sofort selbst empfangen zu werden. 
In der Folge öffneten sich alle Türen des Grand Orient." 
Die geschäftliche Verbindung mit der Hudson's Bay Company kam zustande, so daß Lord 
Kindersley seinem Protegé Monnet ausdrücklich gratulierte. Durch Monnets Vermittlung er-
hielt das Kanadische Handelshaus später sogar das Monopol für französische Einkäufe in Ka-
nada. 
Dies war aber offensichtlich nur der Anfang einer umfassenden Tätigkeit Monnets für die Al-
liierten während des Ersten Weltkrieges. Nach Wikipedia arbeitete Monnet in weiteren "inter-
alliierten Einrichtungen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit. Es handelte sich dabei um pa-
ritätisch besetzte internationale Organe: zuerst binational britisch-französisch, dann trinatio-
nal auch mit Italien und zuletzt auch mit den USA als viertem Partner. In dieser immer enger 
und straffer werdenden Organisation erfolgte die Koordination der kriegswirtschaftlichen 
Güternachfrage und -logistik der westlichen Alliierten.  
1917 war so ein komplexes kriegswirtschaftliches Nachfrage-Kartell mit dem Allied Shipping 
Control als Zentrum entstanden. Es ging dabei um eine umfassende Verwaltung des kriegsbe-
dingten Mangels und um eine effektive Regulierung der entstandenen heftigen Beschaffungs-
Konkurrenz zwischen den Verbündeten." 
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Unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg knüpfte Jean Monnet in den USA, so referiert Gerald 
Brei aus de Villiers Buch weiter, ein weites persönliches Kontaktnetz, das er selbst "magi-
schen Zirkel" nannte. So lernte er 1919 in der US-Reparationskommission von Versailles den 
Rechtsanwalt und späteren Außenminister John Foster Dulles kennen und wurde eng mit ihm 
befreundet.  
Dieser verhalf ihm dann 1935 zur Gründung einer eigenen Bank mit seinem Freund George 
Murnane (Monnet, Murnane & Co., New York), in die er selbst investierte. Monnet befreunde-
te sich auch mit dem einflußreichen Wallstreet-Banker Averell Harriman und wurde zusätz-
lich bei der Investmentfirma Blair & Co. (der späteren Bank of Amerika) aktiv, wo er mit dem 
Rechtsanwalt John McCloy einen weiteren engen Freund mit zahlreichen Verbindungen ge-
wann. 
"Dieser wurde später Präsident der Weltbank, Hochkommissar in Deutschland, Präsident der 
Chase Manhattan Bank, danach Präsident der Fordstiftung. Er wird auch Verwalter bei der 
Rockefeller-Stiftung und von 1954 bis 1970 sogar Präsident des Council on Foreign Relations 
(von wo aus die US-Außenpolitik bestimmt wird). 1941 bis 1945 war John McCloy Unter-
staatssekretär im Kriegsministerium und einer der beiden politischen Berater des US-
Präsidenten Franklin D. Roosevelt, die Jean Monnet direkt führten. 
Der andere war Harry Hopkins, die graue Eminenz und einer der für den ´New Deal' verant-
wortlichen Theoretiker. Von diesem Hopkins druckt de Villiers einen Brief vom Februar 1943 
an Monnet ab, der im Befehlston an einen Untergebenen abgefaßt ist und Monnet auf eine 
geheime Mission nach Algier schickt, um der Politik der USA in Nordafrika zum Erfolg zu 
verhelfen."  
Die Vereinigten Staaten in Europa 
Nach dieser gründlichen Vorbereitung war Monnet nach Ende des Krieges der geeignete 
Mann, die US-amerikanische Vision für die künftige Gestaltung Europas durchzusetzen. Im 
April 1948 gründeten die Amerikaner in New York das "American Committee for a United 
Europe", das die bereits 1947 von Winston Churchill angestoßene "Europäische Bewegung" 
strategisch und finanziell jahrzehntelang unterstützte. Wichtige führende Mitglieder wurden 
drei erstrangige Geheimdienstler, die alle Direktoren des CIA waren oder wurden: General 
William ("Will Bill") Donovan, Walter Bedell Smith und Allen Dulles, der Bruder von John 
Foster Dulles. … 
Von Monnet gingen nun die entscheidende Initiativen zur europäischen Einigung aus. Von 
ihm stammte der Plan zur Schaffung einer übernationalen Behörde, die die Stahlindustrien 
Westeuropas, also auch Deutschlands verwalten und kontrollieren sollte.  
Der Plan wurde 1950 als Schumann-Plan bekannt, stammte aber von Monnet. Das neue Ge-
bilde, die "Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl", war der entscheidende Keim der 
heutigen Europäischen Union, der von vornherein als voller Staat angelegt wurde: mit einer 
Exekutivbehörde, einem Parlament und einem Gerichtshof. Von 1953 bis 1955 war Monnet 
der erste Präsident. 
1955 gründet er, teilweise vom CIA finanziert, das "Aktionskomitee für die Vereinigten Staa-
ten von Europa", "in dem er", wie der Historiker Andreas Bracher schreibt, "Vertreter der 
wichtigsten Parteien, Gewerkschaften und Unternehmerverbände der Mitgliedstaaten zusam-
menbringt. ... Das 'Aktionskomitee' blieb der Öffentlichkeit zwar weitgehend verborgen, war 
aber bis zu seiner Auflösung 1975 das wohl wichtigste Zentrum, von dem aus jenes Unter-
nehmen vorangetrieben wurde, dem sich Monnet verschrieben hatte: der europäische Ein-
heitsstaat."  
Interessant ist, worauf Gerald Brei hinweist, daß Monnet dieses "Aktionskomitee" 1955 grün-
dete, nachdem er 1954 bei der Gründungskonferenz der Bilderberger dabei gewesen war. 
Aus Deutschland waren z.B. Mitglieder des Monnet-Komitees: Kurt Birrenbach, Hans Furler, 
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Kurt Georg Kiesinger, Heinrich von Brentano (alle CDU); Erich Ollenhauer, Willy Brandt, 
Helmut Schmidt, Walter Freitag (alle SPD) und der Deutsche Gewerkschaftsbund (Wikipe-
dia). Helmut Schmidt war voll des Lobes über Monnets Weitblick und Detailkenntnis und 
sprach mit Bewunderung und Verehrung von ihm. Eine rührende Gutgläubigkeit und zugleich 
erschreckende Realitätsblindheit. 
"De Villiers betont", hebt Gerald Brei hervor, "daß die Lüge für die EU konstitutiv und nicht 
nur peripher ist. Das angestrebte Ziel, das globalistische Projekt, sei niemals genannt wor-
den, sondern wurde sorgfältig versteckt und mit schön klingenden Phrasen überdeckt." 
Rita Müller-Hill zitiert de Villiers mit den Worten: 
"Was in diesem grundlegenden Chaos auffällt, ist die Geheimhaltung bei der Abfassung der 
Texte; die Protagonisten schreiben sich außerhalb des Rahmens der Institutionen; Schuman 
gestand später: Es war Jean Monnet, der mit seinen Mitarbeitern in einem kleinen Hotel in 
der Rue de Martignac, in wenigen Monaten ohne das Wissen der Öffentlichkeit oder gar der 
Regierung, die Idee der Gemeinschaft für Kohle und Stahl entworfen hat."  
Und schon bei dieser Gründung habe Monnet bekannt: "Unsere Gemeinschaft ist keine Verei-
nigung der Hersteller von Kohle und Stahl, sie ist in Wirklichkeit der Anfang von Europa, das 
die Vorwegnahme einer weltweiten Vereinigung ist. 
Das bedeutet, daß die EU die Vorstufe zu einem US-gesteuerten planetarischen Management, 
einer "Welt-Governance" darstellt, was Churchill schon 1947 in London ankündigte. 
Das Recht im Dienste von Wirtschaft und Politik 
Gerald Brei hebt hervor, daß de Villiers eindringlich schildere, wie die sogenannten vier 
Grundfreiheiten der EU zur Schaffung des Binnenmarktes: freier Verkehr von Waren, Perso-
nen, Dienstleistungen und Kapital, das Recht in den Dienst der Nützlichkeit stellen. Alles 
werde dem Ziel des Binnenmarktes untergeordnet.  
"Sämtliche Grenzen werden aufgelöst, seien es Staatsgrenzen oder Unterschiede in den 
Rechts- und Sozialsystemen. Selbst die einzelnen Rechtsordnungen konkurrieren auf dem 
Markt der Gesetze und können frei gewählt werden. Nicht einmal die Menschenwürde hat 
absoluten Stellenwert, sondern muß nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der EU mit 
den Erfordernissen hinsichtlich der durch den Vertrag geschützten Rechte in Einklang ge-
bracht werden und unterliegt dem Verhältnismäßigkeitsprinzip." 
Hier ist das Recht aus seiner Verwurzelung in der allgemeinen Moral, den ethisch-sittlichen 
Auffassungen der Menschen, herausgelöst. Das Recht ist aber seinem Wesen nach Teil des 
moralischen Lebens und zwar der Teil, der wegen seiner besonders gravierenden Wirkung auf 
das gesellschaftliche Leben aus der Freiheit des Handelns herausgenommen und allgemein 
verbindlich gemacht wird.  
Das wirkliche Recht ist daher im Rechtsgefühl der Menschen verankert, das ein Gefühl der 
Gerechtigkeit, d.h. der Moralität ist. Wird das Recht den pragmatischen politischen Zielen und 
wirtschaftlichen Interessen der Unternehmen (d.h. der Kapitaleigentümer) unterworfen, ver-
liert es den Zusammenhang mit der Moral, so daß Recht und Gerechtigkeit auseinanderdriften. 
Damit haben wir es in der EU in weitestem Umfange zu tun. 
So ist es folgerichtig, daß "weder die Richter (des EuGH) noch die Europäische Kommission 
(welche die Gesetzesinitiative hat) demokratisch legitimiert (sind) und nicht zur Rechenschaft 
gezogen werden (können). Das ist von Anfang an so geplant gewesen. Die Herrschaft der eli-
tären Technokraten unterliegt keiner Kontrolle, weil es keine Gewaltenteilung gibt.  
Das traditionelle Verständnis von Macht (im Gleichgewicht gehalten durch andere Kräfte und 
verbunden mit politischer Verantwortung) sei immer mehr durch den diffusen Begriff des Re-
gierens auf mehreren Ebenen ersetzt worden. De Villiers hält das für symptomatisch, weil das 
System auf diese Weise ohne starke bürgerliche Persönlichkeiten funktioniert. Die Akteure der 
"governance" würden entkörperlicht und man könne an die Spitze der EU-Kommission einen 
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x-beliebigen Trunkenbold setzen. Das hätte keine Bedeutung mehr." 
Die Institutionen entwickeln ein Eigenleben, das sich immer mehr den Einflüssen der Men-
schen entzieht.  
Der Historiker Andreas Bracher weist darauf hin, daß dies die Handschrift Jean Monnets sei, 
der die Macht der Institutionen von Anfang an veranlagt habe, um sie über den Tod der Per-
sönlichkeiten hinweg dauerhaft zu machen. Monnet habe einmal ausgeführt:  
"Jeder Mensch beginnt die Welt von vorne. Nur Institutionen werden weiser; sie speichern die 
kollektive Erfahrung; und von dieser Erfahrung und Weisheit her werden die Menschen, die 
denselben Gesetzen unterworfen sind, schrittweise feststellen, nicht, daß sich ihre Natur, aber 
daß sich ihr Verhalten ändert." 
Darin komme ein prinzipielles Mißtrauen gegen das menschliche Individuum zu Gunsten der 
Institutionen als der eigentlich weltgeschichtlichen Individualitäten zum Ausdruck. "Institu-
tionen sind, wie ich schon gesagt habe, wichtiger als Menschen", heiße es in Monnets Erinne-
rungen. 
Ein- und Ausblicke 
"Von Anfang an", resümiert Gerald Brei, "ging es um die Auflösung der historisch gewachse-
nen Nationalstaaten, um die Übertragung ihrer Souveränität auf ein supranationales Gebilde 
(eine Institution). ... Die Protagonisten hätten zwar von einer Stärkung Europas gesprochen, 
der Bildung einer europäischen Supernation, doch sei es tatsächlich und im Geheimen um 
eine Enthauptung Europas gegangen, reduziert auf einen Vasallenstatus, entfremdet, unter-
worfen und machtlos.  
Nach de Villiers haben die "Gründerväter" gut gearbeitet. Die "Vereinigten Staaten von Eu-
ropa" seien die Vereinigten Staaten in Europa. Die Europäische Bewegung hatte nach dem 
Ergebnis seiner Recherchen nicht Europäisches. Sie war von den US-Amerikanern vollstän-
dig infiltriert und gesteuert." (Gerald Brei) 
Und Rita Müller-Hill zitiert dazu de Villiers passend: "Diese Governance arbeitet seit dreißig 
Jahren daran, nicht etwa 'Europa aufzubauen' - das heißt, die historische Kontinuität einer 
Zivilisation zu sichern -, sondern im Gegenteil, alles zu dekonstruieren, um seine emotionalen 
Gemeinschaften zu untergraben und ihre grundlegenden Grenzen und Orientierungspunkte zu 
vernichten. Es geht nicht darum, eine 'Europazität' aufzubauen, sondern eine 'Globalität', 
einen geschichts- und formlosen weiten Spielplatz, der von austauschbaren Menschen bevöl-
kert ist." 
Hier spielt de Villiers auf die von den Globalisten auch in der EU betriebene Massenzuwande-
rung aus kulturfremden Ländern an, durch die die Völker - nach dem Verlust ihrer Souveräni-
tät in der EU-Institution - auch ihre kulturelle Identität und die Menschen ihre Orientierung 
verlieren sollen. 
In dem Interview mit Le Figaro antwortet er auf die Frage, was er nun mit seinem Buch auf-
zeigen wolle: 
"Daß das heutige Europa, ohne Körper, ohne Kopf, ohne Wurzeln, ohne Grenzen, keine fal-
sche Umsetzung darstellt. Die geöffneten Archive liefern den Beweis: Das dekonstruktive Gen, 
das die Europäische Union unterhöhlt, befand sich in der DNA der "Gründerväter". Das 
Programm war von Anfang an festgelegt. Sie wußten, was sie taten und was sie wollten: eine 
gehirnlose Governance, um sich auf einen globalen Massenmarkt zuzubewegen. Wir sind weit 
entfernt von einem unabhängigen Europa. 
Die beiden von Anfang an vorhandenen aktiven Prinzipien, die Personenfreizügigkeit und die 
Nichtdiskriminierung, haben wie Radiumstufen gewirkt, die die beiden vor uns liegenden 
grundlegenden Zivilisationsveränderungen hervorgebracht haben, das Soros-Europa und den 
Marrakesch-Pakt (UN-Migrationspakt): Das erste Prinzip - die Personenfreizügigkeit - war 
die Vorstufe zur Abschaffung der physischen Landesgrenzen, die den austauschbaren, multi-
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unkultivierten Menschen hervorbringt. Und das zweite, die Nichtdiskriminierung, hat das En-
de der anthropologischen Grenze vorbereitet, welche einen "Sandmann» hervorbringt, ohne 
Humus und ohne Nachkommenschaft." 
1) Philippe de Villiers: J'ai tiré sur le fil du mensonge et tout est venu. Paris Fayard, 2019 
(Deutsch: Ich habe an einem Faden des Lügengespinstes gezogen, und es ist alles ans Licht 
gekommen) …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 09/2019 berichtete im September 2019: 
>>Bilderbergs Europa: Die Drahtzieher der neuen EU-Spitze  
_ von Daniell Pföhringer 
Die Spitzenposten der EU wurden im Hinterzimmer ausgekungelt. Fraglich ist allerdings, ob 
dies wirklich auf dem letzten Gipfel in Brüssel geschah - oder schon viel früher und noch 
heimlicher. 
Am 16. Juli läuft Nigel Farage in Straßburg zur Hochform auf. In der ersten Sitzung des neuen 
Europäischen Parlaments wettert die Brexit-Ikone über die "Mauschelei", mit der Ursula von 
der Leyen als Kandidatin für den Kommissionsvorsitz ausbaldowert wurde. Dennoch sei er 
"erfreut" über dieses erneute Beispiel Brüsseler Demokratieverachtung. Schließlich werde 
dadurch der EU-Austritt Großbritanniens noch populärer. "Gott sei Dank verlassen wir diese 
Union", ruft der englische Haudegen ins Plenum. 
Daß die vormalige deutsche Verteidigungsministerin an diesem Tag dann - allerdings sehr 
knapp, nämlich mit nur neun Stimmen über dem Durst - zur Nachfolgerin Jean-Claude Junk-
kers gewählt wird, liegt auch daran, daß sie die Zustimmung der Abgeordneten der polnischen 
Regierungspartei PiS, von Viktor Orbans Fidesz und der italienischen Fünf-Sterne-Bewegung 
erhält.  
Was die Euroskeptiker dazu bewogen hat, ausgerechnet einer linientreuen Kosmopolitin in 
den Sattel zu helfen, ist unklar. Kompetenzgründe können es kaum gewesen sein. Von der 
Leyens Bilanz als oberste Dienstherrin der Bundeswehr prädestiniert sie nicht gerade für hö-
here Weihen: Sie hinterläßt eine Truppe mit Personalmangel und mangelhafter Einsatzfähig-
keit, die Kostenexplosion bei der Sanierung der "Gorch Fock" geht auf ihre Kappe, die Bera-
teraffäre hat sie schwer belastet. 
Ohnehin erscheint das Prozedere ihrer Kür mehr als rätselhaft. Als Königsmacher gilt Frank-
reichs Präsident Emmanuel Macron, der von der Leyen wenige Tage zuvor in einer Nachtsit-
zung der EU-Staats- und Regierungschefs als Kompromißkandidatin aus dem Hut gezaubert 
haben soll, nachdem klar war, daß weder der christsoziale Manfred Weber noch der Sozial-
demokrat Frans Timmermans ausreichende Rückendeckung erhalten würden. 
Doch möglicherweise ist hier nur ein politisches Theaterstück aufgeführt worden, während 
hinter den Kulissen längst ausgemacht war, daß weder der Bayer noch der Holländer auf den 
Thron gehoben werden sollen, sondern die Niedersächsin. 
Audienz in der Alpenfestung 
Szenenwechsel. 11. Juni 2015: Das Interalpen-Hotel Tyrol in Telfs-Buchen gleicht einer Fe-
stung. Schwer bewaffnete Einsatzkräfte der österreichischen Polizei schirmen das von Wald 
umgebene Luxus-Ressort ab, Hubschrauber umkreisen das nahe dem beliebten Tiroler Ur-
laubsort Seefeld gelegene Bergplateau in 1.300 Metern Höhe, während schwarze Nobelkaros-
sen mit verdunkelten Scheiben vorfahren.  
Aus einem der gepanzerten Wagen steigt Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Ley-
en aus. Schnellen Schrittes eilt sie ins Fünf-Sterne-Haus, wo schon andere Gäste warten. Ein-
geladen hat ein elitärer Klub, der die Öffentlichkeit scheut und seine jährlichen Treffen als 
private Zusammenkünfte deklariert, obwohl sich dort die internationalen Spitzen aus Politik, 
Wirtschaft, Finanzwelt, Medien und Hochadel die Klinke in die Hand geben. 
Es war das erste Mal, daß von der Leyen an einer Konferenz der Bilderberg-Gruppe teilnahm - 
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und es sollte nicht das letzte Mal gewesen sein. Auch 2016 in Dresden, 2018 in Turin und die-
ses Jahr in Montreux saß die Merkel-Vertraute am runden Tisch jener Geheimniskrämer, über 
die der Managementprofessor und Machtforscher Andrew Kakabadse sagt: "Da trifft sich eine 
Gruppe von Leuten, die ihre Weltsicht und Philosophie durchsetzen will." Die Teilnahme an 
einer Bilderberg-Konferenz sei eine Art Türöffner, so der Autor des Buches Bilderberg Peo-
ple - Elite Power and Consensus in World Affairs. "Mit einigen der wichtigsten Leute in der 
Welt zu fraternisieren, ist wie eine Droge. Es befördert die Teilnehmer in die am meisten be-
wunderten Zirkel der Macht." 
Tatsächlich haben sich die Konferenzen der elitären Nadelstreifentruppe - auch für deutsche 
Politiker  - oft als Karrieresprungbrett erwiesen. So nahm Helmut Schmidt 1973 im schwedi-
schen Saltsjöbaden erstmals am Bilderberg-Tisch Platz - ein Jahr später wurde er Bundes-
kanzler. Ähnlich verhielt es sich mit Helmut Kohl, der 1982 im norwegischen Sandefjord zu 
Gast war und kurz darauf Amtsinhaber Schmidt durch ein konstruktives Mißtrauensvotum 
stürzte. Maßgeblich beteiligt daran war Otto Graf Lambsdorff, der mit Kohl zusammen nach 
Norwegen gereist war. Angela Merkel wurde im Frühjahr 2005 zur Konferenz nach Rottach-
Egern geladen und konnte nur wenige Monate danach ins Kanzleramt einziehen. 
Von der Leyen ist nicht die einzige neue EU-Spitzenfunktionärin, die vorher bei den Bilder-
bergern vorstellig wurde. Auch der künftige Ratspräsident Charles Michel nahm 2015 als bel-
gischer Ministerpräsident an der Konferenz in Telfs-Buchen teil, die designierte Präsidentin 
der Europäischen Zentralbank (EZB), Christine Lagarde, machte dem diskreten Machtzirkel 
als Direktorin des Internationalen Währungsfonds (IWF) 2013 im britischen Watford und 
2014 in Kopenhagen ihre Aufwartung.  
Auch in diesen Fällen kann kaum davon die Rede sein, daß nur die Besten für Brüssel ausge-
wählt wurden. Michel scheiterte als Regierungschef, Lagarde wurde 2016 von einem französi-
schen Gericht wegen Korruption und Vorteilsgewährung in ihrem früheren Amt als Wirt-
schaftsministerin verurteilt. Auf eine Strafe wurde allerdings - seltsam genug - wegen ihrer 
"Persönlichkeit" und ihres "internationalen Ansehens" verzichtet. Offenbar gab auch hier den 
Ausschlag, daß beide eingefleischte Eurokraten sind - und das liegt genau auf Bilderberg-
Linie. 
Geburtshelfer Rockefeller 
Der verschwiegene Klub der Reichen und Mächtigen war nämlich von Anfang an treibende 
Kraft hinter der sogenannten europäischen Integration. Der britische Historiker Richard Al-
drich, Professor an der Universität Warwick, schreibt in seinem Buch OSS, CIA and European 
Unity, "daß die Römischen Verträge (die Geburtsurkunde der Europäischen Gemeinschaft von 
1957) ihren Ursprung in den Diskussionen bei Bilderberg im Jahr zuvor hatten".  
Schon 1948 hatten Allen Dulles, der spätere Chef der CIA, und William Donovan, von 1942 
bis 1945 Leiter des CIA-Vorgängers OSS, das American Committee on United Europe 
(ACUE) gegründet. Der britische Telegraph berichtete im Jahr 2000: "Die Finanzierung der 
ACUE erfolgte durch die Ford-Stiftung und die Rockefeller-Stiftung sowie durch Konzerne 
mit engen Verbindungen zur US-Regierung. Der Präsident der Ford-Stiftung, der ehemalige 
OSS-Offizier Paul Hoffman, war in den 1950er Jahren gleichzeitig Chef des ACUE." 
Aldrich stellt fest: "Es ist auffällig, daß die drei wichtigen transnationalen Elite-Gruppen in 
den 1950ern aufkommen: Die Europäische Bewegung, die Bilderberg-Gruppe und Jean Mon-
nets Aktionskomitee für die Vereinigten Staaten von Europa haben alle dieselben Ursprünge 
und bekommen aus denselben Gruppen ihre Unterstützung. Obwohl Bilderberg und die Euro-
päische Bewegung im Allgemeinen dieselben Gründer, Mitglieder und Ziele teilten, stellte 
Bilderberg wohl den effektiveren Mechanismus des transatlantischen Dialogs dar und entwik-
kelte sich zu etwas, was manche als das signifikanteste diskrete Forum für westliche Eliten 
ansehen." 
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Die Frankfurter Rundschau ließ ihre Leser am 7. Juni 2010 wissen: "So ist bekannt, daß auf 
Anraten David Rockefellers bei einer Bilderberg-Konferenz die Trilaterale Kommission ge-
gründet wurde, eine Denkfabrik zur Zusammenarbeit der Wirtschaftsräume Nordamerika, EU 
und Japan. Laut den Memoiren des Ex-US-Botschafters in Berlin, George McGhee, kam Bil-
derberg zudem bei der Mitgestaltung der Römischen Verträge zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) eine wichtige Rolle zu. Und laut dem Ehrenvorsitzenden des 
Zirkels, dem belgischen Unternehmer Étienne Davignon, geht auch der Euro auf Bilderberg 
zurück." 
Schulden- und Migrantenunion 
Ist es nun an von der Leyen, Lagarde und Michel, als unheilige Allianz die Eurofizierung und 
Entnationalisierung im Sinne der Bilderberger voranzutreiben? Diese Vermutung liegt nahe. 
Mit der Französin an der Spitze der EZB scheint der Weg in Hyperinflation und Enteignung 
vorgezeichnet. Schon als IWF-Chefin befürwortete sie eine ultralockere und durchpolitisierte 
Geldpolitik.  
So wurde erst vor wenigen Monaten unter ihrer Ägide eine Studie veröffentlicht, in der unter 
anderem vorgeschlagen wird, daß im Falle der Festsetzung eines negativen Leitzinses durch 
die Zentralbank auch das Bargeld im gleichen Maße entwertet werden soll. Das veranlasste 
den früheren Chef des Münchner Ifo-Instituts, Hans-Werner Sinn, zu der Bemerkung, daß "es 
für Deutschland Zeit" wäre, "den Euro aufzugeben". 
Der Liberale Charles Michel trat im Dezember 2018 als belgischer Ministerpräsident zurück, 
als seine flämisch-nationalistischen Koalitionspartner von der Nievw-Vlaamse Alliantie ver-
hindern wollten, daß Belgien im tunesischen Marrakesch den UN-Migrationspakt unter-
schreibt. Mit dieser Haltung ist der Liberale ein idealer Spießgeselle von der Leyens, die 
gleich nach ihrer Wahl zur Kommissionspräsidentin das europäische Asylsystem in Frage 
stellte. "Ich habe nie wirklich verstanden, warum Dublin mit der einfachen Gleichung begann: 
Wo ein Migrant zuerst europäischen Boden betritt, muß er oder sie bleiben", sagte die 
Christdemokratin und fügte hinzu: "Wir müssen Dublin reformieren, um mehr Fairneß und 
Lastenverteilung zu erreichen."  
Lagarde als Schöpferin der totalen Schuldenunion, Michel und von der Leyen als Vollstrecker 
der totalen Migrantenunion - die Bilderberg-Vision der Vereinigten Staaten von Europa 
nimmt Gestalt an.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im September 2019 im COM-
PACT-Spezial Nr. 23 (x345/80-82): >>Der Freimaurer-Versteher 
_ von Jonas Glaser 
Wie kaum ein zweiter Autor nutzt Dan Brown in seinen Kriminalromanen Geheimgesell-
schaften wie die Illuminaten oder Freimaurer zur Erzeugung von Spannung. Geht es ihm da-
bei lediglich um den Effekt - oder transportiert er eine Botschaft? 
Dan Brown versteht sich auf die Wollust des Schreckens. 
Freimaurer sind Pop. Auf gleicher Stufe mit den Illuminaten. Wie langweilig wäre Populär-
kultur ohne dunkle Mächte. Geheimbünde verleihen dem Dasein existentiellen Thrill, liefern 
mythischen Rohstoff, der jedes Szenario über die Alltagsödnis erhebt. Tod nach Krankheit, im 
Alter oder bei einem Unfall? Mord aus Habgier, Eifersucht, Haß? Wie langweilig! Wie ge-
wöhnlich! Verschwindet hingegen jemand, weil er verborgenes Wissen eines sinistren Ordens 
ausplaudern wollte, klingt eine andere Saite an: Geheimnis und Suspense wirken sinnstiftend. 
Mögen Teufel und Dämonen verstorben sein - eine Gruppe düsterer Kuttenträger tut's im Not-
fall auch. 
Der Nervenkitzel, der Schock, die Gänsehaut sind die Orgasmen einer sinnentleerten Gesell-
schaft. Mythenumrankte Strippenzieher haben die Funktion finsterer Aphrodisiaka. Soll Mo-
zart etwa mit 36 Jahren an elenden Lebensumständen verstorben sein? Klingt drittklassig! 
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Knalliger kommt es, wenn er ermordet wurde, weil er seine Zauberflöte mit Freimaurerver-
weisen gefüllt hatte. Ebenso Stanley Kubrick: Starb der Starregisseur an einem banalen Herz-
infarkt? Nicht doch, zwei Tage zuvor hatte er den Schnitt für Eyes Wide Shut abgeschlossen: 
Ein Erotikdrama, das (auch) von einer Geheimloge handelt, angeblich voller Verweise auf 
Freimaurer-Riten… Wer mag Kubricks Tod da noch für Zufall halten? So bekommen Film 
und (Ab-)Leben des Filmemachers eine zusätzliche Dynamik. 
Die Pyramiden von Washington 
Jemand, der diese Dramaturgie beherrscht wie kein Zweiter, ist der US-Schriftsteller Dan 
Brown. Seine "Aufwertung" der Realität durch geheime Zeichen, Verweise, Andeutungen und 
Verschwinden verleiht selbst Hochburgen der Langeweile frischen Glanz. Der Erfolg gibt ihm 
recht: Seine Werke bringen die Kassen der Buchhändler und Kinobesitzer zum Überlaufen, 
obwohl er auf direkte Erotik verzichtet. Brown sagt: "Ich schreibe nur über Themen, bei denen 
ich Experte bin." Dafür versteht er sich auf die Wollust des Schreckens. Nachdem der Autor 
in Illuminati (2003) den heute wohl bekanntesten Geheimbund literarisch verwertet hatte, 
knöpfte er sich für Das verlorene Symbol (2009) die Freimaurer vor. 
Wie Sakrileg (2004) - 2006 unter dem Originaltitel The Da Vinci Code verfilmt - behandelt 
auch dieser Roman ein spirituelles Thema: Die Logen, so heißt es, hüteten jahrtausendealtes 
Wissen über ungehobenes Potential im Menschen. Zu Beginn kommt der Symbologe Robert 
Langdon nach Washington D.C., um dort einen Vortrag über Freimaurersymbolik zu halten. 
Dabei zeigt der geheimnisvolle Mal'akh (meint so viel wie: göttlicher Bote) übermäßiges In-
teresse an der verborgenen Überlieferung. Um die Mithilfe des Forschers bei der Recherche 
zu erpressen, entführt er dessen Kollegen und Gastgeber Peter Solomon. Die Deadline ist ul-
traknapp: Eine Nacht hat Langdon Zeit… 
"Die Welt ist ein seltsamerer Ort, als wir dachten."  
Dan Brown 
Kurz darauf wird in der zentralen Rotunde des Kapitols eine abgetrennte Hand entdeckt, deren 
Zeigefinger bedeutungsvoll in die Höhe weist. Auf ihr finden sich rätselhafte Tattoos. Mehr 
noch, die Hand gehört dem entführten Kollegen Solomon, der   - wie Langdon erfahren muß - 
den Freimaurern angehört. Der Symbologe entziffert die Bedeutung der Tätowierung, die ihn 
direkt ins Senate Basement unter der alten Krypta des Kapitols verweist.  
Damit ist der Startschuß für eine klassische Schnitzeljagd à la Dan Brown gefallen: Schnell 
stellt sich heraus, daß eine Pyramide in der US-Hauptstadt den Schlüssel zur Lösung enthält. 
Aber wie finden? Washington ist voll von Pyramiden! Am Ende der 700-seitigen Nacht in 
Laboren und Bibliotheken landet Langdon auf der Spitze des Obelisken, des Washington Mo-
nument. Dessen Grundstein birgt des Rätsels Lösung: Die antike Forderung "Erkenne Dich 
selbst" findet ihre Antwort darin, daß Gott in jedem Menschen sei.  
Auch hartgesottene Dan-Brown-Fans müssen zugeben, daß dies ein allzu simples, grausig ent-
täuschendes Dénouement darstellt. Wieso diesen Satz über Generationen hinweg geheim hal-
ten? Weshalb ihn so aufwendig verbergen? Oder hat dieser Absturz ins Banale, ins allzu Be-
kannte eine dramaturgische Bedeutung? 
Entmythisierung des Obskuren 
Schon in Illuminati erweist sich der titelgebende Geheimbund keineswegs als gefährlich. 
Zwar heißt es zu Beginn, er wolle die katholische Kirche zerstören, weil der neue Papst sich 
allzu sehr den modernen Wissenschaften annähere, und auch Rom präsentiert sich wie Wa-
shington als Stadt sprechender Symbole und Artefakte - so die Engelsstatue, die auf die Illu-
minatenkirche zeigt. Dennoch stellt sich am Schluß heraus, daß das Komplott aus den Reihen 
des Vatikan kam - eine False-Flag-Aktion, die man den Illuminaten in die Schuhe schieben 
wollte.  
Ähnlich verfährt Brown mit den Freimaurern. Der Autor schildert deren tempelartiges Gebäu-
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de, am Eingang von steinernen Sphinxen flankiert, und innen voll seltsamer Zeichen, Codes 
und Zahlen. Den Wein trinkt man dort aus Totenschädeln. Aber jenseits solcher Gruseleffekte 
erweist sich die Geheimgesellschaft als harmlos, ebenso ihre verborgene Überlieferung. Wie-
der baut Brown eine riesige Drohkulisse aus Hieroglyphen, bizarren Verbrechen und Geflüster 
auf, um sie am Schluß krachend einstürzen zu lassen.  
Im Falle der Freimaurer wäre eine Dämonisierung auch schwergefallen, da sich zahlreiche 
US-Präsidenten unter den Mitgliedern befanden. Browns Anliegen war vielmehr, die Bedeu-
tung der Freimaurerei für die amerikanische Geschichte aufzuzeigen. Sein Interview-
Statement "The world is a stranger place than we thought" ("Die Welt ist ein seltsamerer Ort, 
als wir dachten") verweist auf diesen Umstand. 
Der Autor stellte seinen Roman "Inferno" in der englischen Freemasons Hall vor. 
Auch die realen Freimaurer waren über Browns Entmythisierung erfreut. So gestattete ihm die 
Leitung der englischen Freemasons Hall, in ihrem Gebäude seinen folgenden Roman, Inferno 
(2013), zu präsentieren. John Hamill, ehemaliger Chefbibliothekar der Vereinigten Großloge 
von England, begründete diesen Entschluß laut Freimaurer-Wiki so: "Wir wollen den Men-
schen mit dem Dan-Brown-Abend und mit allen anderen öffentlichen Events bei uns zeigen, 
daß wir nach außen offen sind."  
Zu dieser neuen Öffnung gehöre aber nicht nur Browns Inferno-Präsentation: "Wir sind bereit: 
Sie können Veranstaltungen ausrichten, Sie können kommen und in dem Gebäude herum-
schlendern, Sie können die Bibliothek und das Museum benutzen, Sie können Fragen stellen, 
und die Fragen werden beantwortet. Das paßt alles zu unserem Anliegen, viel mehr an die Öf-
fentlichkeit zu gehen." 
Bezüglich Brown erklärte Hamill, daß der Bestsellerautor im persönlichen Gespräch seine 
Hochachtung vor den Freimaurern bekannt habe: "Wir unterhielten uns über Das verlorene 
Symbol und den Hype um das Buch, und er sagte, er könne das gar nicht verstehen. Dort, wo 
er in Amerika aufwuchs, wohnte er vier Straßen von der lokalen Loge entfernt, und so wußte 
er einiges über die Freimaurer. Er sagte, warum sollte ich eine der wenigen Organisationen, 
die in der Gesellschaft Gutes tun, schlechtmachen?"  
Brown bestätigte diese Haltung im Gespräch mit der Zeitung The Independent : "Ich empfinde 
nichts als Bewunderung für eine Organisation, die Menschen verschiedener Religionen zu-
sammenbringt. ... Statt zu sagen, "Gott gehört uns", verwenden sie Symbole, mit denen jeder 
leben kann. ... Freimaurerei ist keine Religion, sondern ein Ort, an dem sich Menschen über 
die Grenzen ihrer eigenen Religion hinweg treffen können. Sie ermöglicht Begegnungen auf 
Augenhöhe." 
Memento mori 
Aber es ist nicht allein die Begegnungsoption, die den Autor an den Freimaurern fasziniert. 
Mit dieser Geheimgesellschaft teilt er den Wunsch, das schmerzhafte Schicksal alles Existie-
renden nicht zu verdrängen: die Sterblichkeit. Im Gespräch mit der Bild-Zeitung fragte man 
ihn nach dem ersten Satz des Romans: "Das Geheimnis liegt darin, wie man stirbt." Was für 
eine Botschaft, wollte der Interviewer wissen, transportiere er damit? Browns Antwort: Dieser 
Satz "ist Teil meiner Lebensphilosophie - und die der Freimaurer: "Memento mori" - Vergiß 
nie, daß Du sterben wirst! Sie und ich - wir alle werden sterben. Aber wir versuchen jeden 
Tag, den Tod zu vergessen, zu verdrängen, zu verleugnen. Deshalb müssen wir uns immer 
fragen: Wofür leben wir?"  
Vielleicht ist dieses Memento mori auch Grund dafür, daß Kriminalliteratur und -filme seit 
Jahren einen Dauerboom erfahren. Schließlich ist dieses Genre neben Horror doch der einzige 
Bereich, in dem Ängste und Tod ungeschönte Thematisierung finden. Kleine Löcher inmitten 
der großen Verdrängungsblase. 
Ist Dan Brown also ein Aufklärer, der bloß zur Errichtung von Spannungsbögen populäre 
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Verschwörungstheorien verwendet, um sie am Ende spektakulär platzen zu lassen? Zumindest 
beherrscht er dieses Spiel so geschickt, daß der Leser sich nach der Lektüre ängstlich fragt, ob 
nicht doch mehr dahinterstecken könnte. …<< 
Herbert Ludwig berichtete am 4. November 2019 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die angestrebte Weltregierung der geheimen Machteliten (x949/…): 
>>Die EU als Vorstufe zu einer Weltregierung 
Durch die modernen Kommunikationsmittel können heute die Menschen Anteil nehmen an 
dem, was fern von ihnen anderen in den entlegensten Gebieten der Erde geschieht. So entwik-
keln sie immer mehr ein globales Gesamtbewußtsein und wachsen nicht nur der Idee nach, 
sondern auch real durch die verschiedensten weltweiten wirtschaftlichen, kulturellen und 
staatlichen Beziehungen zur einheitlichen Menschheit zusammen, in der alle immer mehr er-
leben, wie sie voneinander abhängig und aufeinander angewiesen sind. 
Angesichts der damit verbundenen weltweiten Aufgaben und Probleme, insbesondere auch 
der globalen Kriege, haben sich daher immer wieder Menschen mit der Idee einer Weltregie-
rung und eines Weltstaates beschäftigt.  
So sah der Schriftsteller Ernst Jünger in einem Essay "Der Weltstaat" von 1960 in einer Welt-
republik den einzig verbleibenden Weg. Der Amerikaner Garry Davis rief 1948 die Weltbür-
gerbewegung ins Leben und forderte die Vollversammlung der Vereinten Nationen, in die er 
eindrang, zur Errichtung einer Weltverfassung und einer demokratisch gewählten Weltregie-
rung auf. Namhafte Intellektuelle, darunter Albert Einstein,  
André Gide, Albert Camus und Jean-Paul Sartre, bildeten ein Unterstützungskomitee, und 
750.000 Menschen aus mehr als 150 Ländern ließen sich innerhalb von 2 Jahren in einem Re-
gister als Weltbürger eintragen (Wikipedia). 
So verständlich solche idealistischen Bestrebungen sind: Sie stammen aus einem Denken, das 
die heute gewohnte hierarchische Staatsform, in der - gleich welcher Verfassung - stets eine 
kleine Elite über die große Masse herrscht, auf die ganze Erde überträgt, in der das Schicksal 
der ganzen Menschheit der Macht einer kleinen Weltelite ausgeliefert wäre. Das Illusionäre 
der derzeitigen Demokratie, Freiheit und Selbstbestimmung des Menschen zu gewährleisten, 
würde in einer solchen Weltdiktatur dann auch für den Letzten vollends zutage treten. 
Von dieser von unten angestrebten Weltbürgerregierung ist, wie es bei Wikipedia dezent 
heißt, eine "von den aktuellen Machtkonstellationen dominierte Weltregierung" zu unterschei-
den. Das wäre eine Weltregierung, die von oben, von den Machteliten der führenden westli-
chen Staaten auf indirektem Wege ausgeübt und weiter vervollkommnet würde. Dafür gibt es 
nicht nur Indizien, sondern zahlreiche Belege, und davon soll die Rede sein. 
Sukzessive Auflösung der Souveränität der Staaten 
Versetzt man sich in die wahnwitzigen Gedanken der Machteliten, die eine Weltregierung 
anstreben, dann müßte die Entwicklung logischerweise durch die sukzessive Auflösung der 
Souveränität der Nationalstaaten vorangetrieben werden. Dies wurde auch bereits auf den 
Haager Friedens-Konferenzen von 1899 und 1907 durch Pläne einer internationalen Schieds-
gerichtsbarkeit eingeleitet, die man nach dem 1. Weltkrieg im "Völkerbund" institutionalisier-
te. 
Als die Vorbereitungen zur Gründung des Völkerbundes liefen, sagte Rudolf Steiner warnend: 
"Überstaaten, Überparlamente begründen, das ist so recht ein Zeichen dafür, daß die Men-
schen nicht herausschlüpfen mögen aus den alten Denknetzen. … Während man den einzelnen 
Staat zerklüften muß in seine drei Glieder (wie in Der Mensch als Maß skizziert), wollen die 
Menschen das Gegenteil. Sie wollen die ganze Erde … zu einem großen Staat zusammen-
schweißen. Sie wollen das Gegenteil von dem, was in den Entwicklungskräften der Zeit be-
gründet ist. Deshalb sollte (der Wissende) wirklich einsehen und es auch überführen in sein 
Wollen, daß ein starkes Anstürmen notwendig ist gegen dasjenige, was heute noch in der ganz 
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entgegengesetzten Richtung geht."  
"Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden die Staaten durch ein immer engmaschigeres Netz mul-
tilateraler Vertragssysteme und Organisationen gebunden und auf das je spezifische Regel-
werk festgelegt", welche "die Autonomie der Nationalstaaten systematisch und zum Teil emp-
findlich beschneiden."  

Zu diesen Institutionen gehören die Vereinten Nationen (UN) als Nachfolgeorganisation des 
Völkerbundes, der Internationale Währungsfonds (IWF), die Weltbank, die Welt-Handels-
Organisation (WTO), die EU, die NATO, der Internationale Strafgerichtshof usw.  
Dabei muß man sich klar machen, daß die Übertragung nationaler Kompetenzen auf diese 
Organisationen noch lange nicht an ihr Ende gekommen ist, sondern ständig weitergetrieben 
wird und dem internationalen Recht, das dadurch geschaffen wird, stets und ausnahmslos 
Vorrang vor dem innerstaatlichen Recht zukommt. Die EU gibt bereits ca. 80 % der nationa-
len Gesetze vor, die von den USA dominierte NATO beherrscht die Militärpolitik ihrer Mit-
gliedsländer, und welche Macht der IWF auf verschuldete Länder ausübt, erleben wir gegen-
wärtig in der europäischen Euro-Krise in drastischer Weise. 
"Politische Entscheidungsfindung ist in praktisch allen westlichen Ländern weitgehend aus 
den dafür vorgesehenen verfassungsmäßigen Gremien ausgelagert worden, indem die Ent-
scheidungsvoraussetzungen … von privaten Stiftungen und Netzwerken oder von supranatio-
nalen Institutionen wie EU und UNO erarbeitet werden.  
Transparenz ist in solchen Gremien nicht vorgesehen; die Öffentlichkeit bleibt ausgesperrt, 
und demokratische Kontrolle findet nicht statt. Gewählte Politiker sitzen gewissermaßen nur 
noch am Ende der Pipeline, und sie haben wenig Einfluß darauf, was in dieser Pipeline 
transportiert wird, es sei denn, sie gehören selbst den genannten Gremien an. Am Ende be-
schränkt sich ihre Aufgabe darauf, abzunicken und der Öffentlichkeit als 'alternativlos' zu 
präsentieren, was zumeist schon längst entschieden worden ist." 
Dieses internationale Netz wird von den Regierungen der Staaten geschaffen, also von den 
Vertretern der Vertreter der angeblich souveränen Völker, über deren Köpfen dies geschieht, 
ohne daß sie den geringsten Einfluß darauf ausüben könnten.  
Die Kompliziertheit des Entscheidungsverfahrens bedeutet, "daß eine einmal etablierte Ord-
nung dieser Art praktisch kaum mehr zu ändern ist, jedenfalls nicht auf Initiative einzelner 
Akteure oder Staaten hin. Staaten, die einmal in ein solches System verstrickt sind, können es 
nur als Ganzes akzeptieren oder es ganz verlassen - mit allen Nachteilen und Gefahren, die 
damit verbunden sind." 
Es ist ein internationales System, das nicht nur die Integrität der Völker und ihre Eigenstän-
digkeit allmählich auflösen, sondern, damit verbunden, die Selbstbestimmung des einzelnen 
Menschen und damit jede wahre Demokratie in einem ihm übergestülpten globalen Regel-
werk vollends untergehen lassen will. 
Welt-Commonwealth 
Es liegt auf der Hand, daß eine Weltregierung primär in den Plänen derjenigen liegt, die so-
wieso durch ihre eigene politische und wirtschaftliche Macht eine Weltherrschaft anstreben: 
den anglo-amerikanischen Eliten.  
Bereits Cecil J. Rhodes (1853-1902), wichtiger Impulsator des britischen Imperialismus, 
schwebte eine anglo-amerikanische Union vor, welche "die Regierung der ganzen Welt antre-
ten" und "den Frieden der Welt in alle Ewigkeit sichern würde."  
Der mit ihm befreundete W. T. Stead und, wie er berichtete, sowohl die Liberalen unter Lord 
Rosebury als auch die Konservativen unter Lord Salisbury nahmen diese Idee auf und ergänz-
ten sie mit der einer Föderation der europäischen Staaten, die letztlich unter der Dominanz der 
anglo-amerikanischen Union stehen müsse.  
In dem elitären Kreis des "Round Table", der von Alfred Milner, dem engsten Freund und 
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geistigen Nachfolger Rhodes 1909 gegründet wurde und der bald wesentlichen Einfluß auf die 
britische Außenpolitik nahm, pflegte man diese Gedanken weiter.  
Insbesondere die Mitglieder Philip Kerr und Lionel Curtis "dachten an die Möglichkeit, … 
eine Art Weltgemeinschaft auf gemeinsamer kultureller und weltanschaulicher Grundlage ins 
Leben zu rufen; aus diesem Hintergrund gingen die britischen Initiativen zur Schaffung des 
'Völkerbundes' hervor", dessen Präsident der Round-Tabler Lord Robert Cecil 1923 wurde 
und bis zu seiner Auflösung 1946 blieb.  
Die USA wurden nur deshalb nicht Mitglied des Völkerbundes, weil sich der US-Senat in sei-
ner Autorität von Woodrow Wilson übergangen fühlte und die Ratifizierung des Versailler 
Vertrages ablehnte, dessen Bestandteil die Satzung des Völkerbundes war (Wikipedia). 
Lionel Curtis forderte in seinem Buch "The Commonwealth of Nations" (London 1916), das 
britische Commonwealth dürfe nicht auf eine Nation oder ein Reich beschränkt bleiben, da es 
immer wieder durch Kriege bedroht würde, sondern müsse auf die ganze Menschheit ausge-
dehnt werden, um so den Weltfrieden herbeizuführen.  
Es sollte ein anglo-amerikanisch geprägtes Welt-Commonwealth geschaffen werden. Philip 
Kerr förderte diese Idee mit aller Kraft. Um die Welt vor einem Krieg aller gegen alle zu be-
wahren, sei "die einzige Endlösung der Weltstaat". Gemeinsam mit Curtis unterstützte er die 
Paneuropa-Bewegung von Graf Coudenhove-Kalergi. "Europa - worunter der Kontinent ohne 
die britischen Inseln verstanden wurde - könne sich langfristig zu einem Commonwealth or-
ganisieren, was den Beitritt in das künftige Welt-Commonwealth unter transatlantischer Füh-
rung erleichtern würde."  
Übergang der Führung auf die USA 
Im Ersten Weltkrieg verlor Großbritannien seine Weltmachtstellung de facto an die USA. 
Aber die britischen und amerikanischen Eliten arbeiten nach wie vor eng zusammen. Ableger 
des britischen "Round Table" gibt es auch in den USA. Und auf höchster Ebene existiert seit 
Ende des Ersten Weltkrieges die enge institutionelle Verbindung der je einflußreichsten Denk-
fabriken Chatham House in London und Council on Foreign Relations in New York, von de-
nen die Richtlinien der Außenpolitik ausgehen. 
"US-Präsident Franklin D. Roosevelt unternahm nach dem Scheitern des Völkerbundes noch 
während des Zweiten Weltkrieges einen zweiten Versuch, eine Organisation zur Sicherung des 
Friedens zu schaffen, und erarbeitete zusammen mit dem britischen Premierminister Winston 
Churchill die Atlantik-Charta. Am 1. Januar 1942 beriefen sich 26 Staaten in der Deklaration 
der Vereinten Nationen auf die Prinzipien der Atlantik-Charta." (Wikipedia) Sie wurden 1945 
gegründet und haben inzwischen 193 Mitglied-Staaten. 
Doch darf man die Bedeutung der UNO nicht überschätzen. Sie ist nur schwer handhabbar, 
zumal die fünf ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates USA, GB, China, Rußland und 
Frankreich jeweils ein Vetorecht haben, wenn ihre eigenen Interessen berührt sind. Viel effek-
tiver sind die unter strammer US-Führung oder Abhängigkeit stehenden Organisationen wie 
NATO, IWF und EU für die anglo-amerikanischen Interessen einzusetzen und zum weiteren 
Souveränitätsabbau der Nationalstaaten in Richtung einer Weltregierung auszubauen. Wie 
stark dessen Realisierungswille besteht, wird an folgenden Aussagen einflußreicher Persön-
lichkeiten deutlich. 
James Paul Warburg, Mitglied des Council on Foreign Relations und Finanzberater von 
Franklin D. Roosevelt, sagte am 17.2.1950 vor dem US-Senat: "Wir werden eine Weltregie-
rung haben, ob Sie nun wollen oder nicht, entweder durch Unterwerfung oder durch Überein-
kunft.” (Wikipedia) 
Richard Newton Gardner, US-Botschafter in verschiedenen Ländern, UN-Berater und Mit-
glied der Trilateralen Kommission schrieb im CFR-Magazin Foreign Affairs, April 1974: 
"Das 'Haus der Weltordnung' wird man eher von unten nach oben hin, statt von oben nach 
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unten herab aufbauen müssen. … Denn wenn es darum geht die nationale Souveränität zu 
zerstören, ist es viel effektiver, sie Stück für Stück erodieren zu lassen als den altmodischen 
Frontalangriff durchzuführen." 
Dazu gehören offensichtlich durch Ausbeutung und Kriege herbeigeführte massenhafte Mi-
grationsbewegungen, die zur Destabilisierung der Staaten, zu Verschmelzungen und Identi-
tätsverlust der Völker führen sollen. Willy Wimmer, früherer Staatssekretär im Bundesvertei-
digungsministerium, schildert aus seiner Erfahrung in NATO-Übungen, daß Flüchtlingsströ-
me immer Gegenstand militärischer Planung seien. 
Von David Rockefeller, 36 Jahre Direktor, 20 Jahre Vizepräsident und 15 Jahre Vorstands-
vorsitzender des Council on Foreign Relations, Gründer der Trilateralen Kommission und 
Lenker der Bilderberg-Konferenzen, wird vielfach berichtet, er habe beim Bilderberg-Treffen 
1991 in Baden-Baden vom 6. bis 9. Juni den Medien dafür gedankt, "daß sie sich an ihr Ver-
sprechen Diskretion zu wahren, beinahe vierzig Jahre lang gehalten haben. Es wäre uns un-
möglich gewesen, unseren Plan für die Welt zu entwickeln, hätten wir all diese Jahre im hel-
len Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit gestanden. Aber die Welt ist jetzt ausgeklügelter und 
vorbereitet in Richtung auf eine Weltregierung zu marschieren. Die supranationale Souverä-
nität einer intellektuellen Elite und der Weltbanker ist der in den vergangenen Jahrhunderten 
praktizierten nationalen Selbstbestimmung sicherlich vorzuziehen." 
Das klingt authentisch, wenn man hinzunimmt, daß er in seinen Memoiren von 2002 auf Seite 
405 offen bekennt: "Manche glauben gar, wir seien Teil einer geheimen Kabale, die entgegen 
der besten Interessen der USA arbeitet, charakterisieren mich als 'Internationalisten' und 
Verschwörer, die gemeinsam mit anderen weltweit eine integrierte globale politische und 
wirtschaftliche Struktur schaffen - die einheitliche Welt, wenn Sie so wollen. Wenn das die 
Anklage ist, dann bin ich schuldig, und ich bin stolz darauf." (Wikipedia) 
Eliten-Netzwerk 
Es ist auffällig, wie unter den Funktionseliten der westlichen Welt, mit Ausläufern bis in die 
der Schwellenländer und des postsowjetischen Raums, ein nahezu unangefochtener Konsens 
über diese Entwicklung besteht. Dabei versteht der größte Teil diese globale Ideologie als In-
begriff der Vernunft, die in Anbetracht der Geschichte alternativlos sei. Die globalen Proble-
me seien mit den alten nationalen Strukturen überhaupt nicht mehr zu lösen, insbesondere sei 
der Friede in der Welt nur auf diesem Wege zu erreichen und zu erhalten. 
Was einst verheimlicht und als Verschwörungstheorie diskreditiert wurde, wird nun - Rocke-
feller gab das Signal - offen als notwendiges Mittel zur Bewältigung der weltweiten Krisen 
ausgegeben. Gideon Rachman, Elitejournalist der Financial Times in London schrieb im Leit-
artikel vom 7.12. 2008: "Zum ersten Mal in meinem Leben, glaube ich, die Bildung einer Art 
Weltregierung ist plausibel. Eine Weltregierung würde viel mehr als die Zusammenarbeit zwi-
schen den Nationen bedeuten. Sie wäre ein Unternehmen mit staatsähnlichen Merkmalen, das 
durch eine Reihe von Gesetzen gestützt wird. 
David Held, Direktor der London School of Economics, einer der renommiertesten Universitä-
ten der Welt, der die Zeitung The Guardian "mehr Einfluß auf die derzeitige politische Welt 
als jede andere Hochschule auf der Erde" bescheinigt (Wikipedia), sagte in einer am 
14.4.2009 in 3Sat ausgestrahlten Sendung: "Wir leben in einem geschichtlichen Moment, in 
dem eine globale Umstellung hin zu einer Weltregierung stattfindet." An dieser Umstellung 
führe auf Dauer kein Weg vorbei, da die neuen globalen Krisen langfristig nicht von einzelnen 
Staaten, sondern nur von einer Weltregierung gelöst werden könnten. 

Bundeskanzlerin Angela Merkel plädierte am 9.11.2009 während der Konferenz "Falling 
Walls" für den weiteren Verzicht auf nationale Zuständigkeiten:  
"Eine der spannendsten Fragen, Mauern zu überwinden, wird sein: Sind Nationalstaaten be-
reit und fähig dazu, Kompetenzen an multilaterale Organisationen abzugeben, koste es, was 
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es wolle; und sei es auch in der Form einer Verurteilung? … Die Gründung der Welthandels-
organisation ist ein solches Beispiel, in dem es Schiedsverfahren gibt, in denen über Handels-
fragen ohne Vetorecht irgendeines Mitgliedstaates entschieden wird und notfalls auch Ver-
tragsstrafen verhängt werden. Aber wir haben zu wenig von solchen Beispielen." -  
"Es wird so sein, daß ein friedliches Zusammenleben nur mit einer globalen Ordnung … mög-
lich ist. 
Wolfgang Schäuble bezeichnet am 11.1.2013 in Heidelberg ebenfalls globale Strukturen als 
unausweichlich und notwendig: "Diese Herausforderungen der Zukunft sind am stärksten ge-
prägt durch das, was wir ´Globalisierung' nennen: eine sich beschleunigende Entnationalisie-
rung und transnationale Verflechtung ökonomischer, politischer und kultureller Systeme. … 
Die Globalisierung hat zur Folge, daß das Regulierungsmonopol des Nationalstaates auch 
außerhalb Europas an seine Grenzen stößt. Dadurch werden neue Formen von Governance 
hinzutreten."  
Auch der ganz auf absoluter Autorität beruhende Vatikan stimmt in den elitären Chor ein. Am 
7.7.2009 meldete "Die Welt": "Papst Benedikt XVI. hat die Schaffung einer Weltautorität als 
Antwort auf die globale Wirtschaftskrise ins Gespräch gebracht. … Die bereits von seinem 
Vorgänger Johannes Paul II. angeregte, über die UN hinausgehende Weltautorität ist nach 
Benedikts Worten nötig, 'um die Weltwirtschaft zu steuern, die von der Krise betroffenen Wirt-
schaften zu sanieren, eine Verschlimmerung der Krisen und sich daraus ergebenden Un-
gleichgewichten vorzubeugen.' Außerdem gehe es darum, eine geeignete vollständige Abrü-
stung zu verwirklichen, die Sicherheit und den Frieden zu nähren, den Umweltschutz zu ge-
währleisten und die Migrationsströme zu regulieren." 
Sein Nachfolger Franziskus forderte ebenfalls mit einer neuen Enzyklika am 18.6.2015 "eine 
ökologische Wende und wünscht sich, den 1963 verstorbenen Papst Johannes XXIII. zitierend, 
eine politische Weltregierung ("Weltautorität"), die Umweltschutz wirksamer durchsetzen 
könnte als Nationalstaaten." (FAZ vom 18.6.2015) 
Vorstufe "Vereinigte Staaten von Europa" 
Wie oben angedeutet, pflegten schon die britischen Eliten Anfang des vorigen Jahrhunderts 
die Idee einer europäischen Föderation unter anglo-amerikanischer Dominanz. Aber nicht nur 
sie, sondern natürlich auch amerikanische Kreise unterstützten Coudenhove-Kalergi mit sei-
ner Paneuropa-Bewegung. Mächtigen Einfluß nahm Winston Churchill darauf. Am 14.5.1947 
wurde er in einer Rede in London ganz deutlich: 
"Wir geben uns natürlich nicht der Täuschung hin, daß die Vereinigten Staaten von Europa 
die letzte und vollständige Lösung aller Probleme der internationalen Beziehungen darstelle. 
Die Schaffung einer autoritativen, allmächtigen Weltordnung ist das Endziel, das wir anzu-
streben haben. Wenn nicht eine wirksame Welt-Superregierung errichtet und rasch hand-
lungsfähig werden kann, bleiben die Aussichten auf Frieden und menschlichen Fortschritt 
düster und zweifelhaft. Doch wollen wir uns in Bezug auf das Hauptziel keiner Illusion hinge-
ben: Ohne ein Vereinigtes Europa keine sichere Aussicht auf eine Weltregierung. Die Verei-
nigung Europas ist der unverzichtbare erste Schritt zur Verwirklichung dieses Zieles." (Spee-
chers of Winston Churchill, New York 1974) 
Ein Jahr später, welch merkwürdiger Einklang, verankerte der Parlamentarische Rat in Art. 24 
des bundesrepublikanischen Grundgesetzes die Möglichkeit, Hoheitsrechte zur Wahrung des 
Friedens einem System kollektiver Sicherheit zu übertragen. In den Beratungen dazu sagte Dr. 
Carlo Schmid (SPD) am 10. November 1948 zum späteren Bundespräsidenten Theodor Heuss 
(FDP):  
"Die Weltstaatbemühungen in allen Ehren! Die Idee ist des Schweißes der Edlen wert. Man 
sollte aufhören, bei diesen Dingen immerzu von Utopien zu sprechen, wie man es gern tut, um 
es sich leicht zu machen. Aber ich glaube nicht, daß wir zur Weltregierung kommen werden, 
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ohne vorher durch Europa gegangen zu sein." Das bedeutet, auch die deutsche Elite war sich 
bereits 1948 einig, eine Weltregierung anzustreben, für die eine Europäische Union Voraus-
setzung wäre. 
Der oben bereits zitierte Journalist Gideon Rachman schrieb in dem Leitartikel in der Finan-
cial Times" vom 8.12.2008 weiter: "Die Europäische Union hat bereits eine kontinentale Re-
gierung für 27 Länder und könnte ein Modell sein. Die EU hat ein oberstes Gericht, eine 
Währung, Tausende von seiten des Gesetzes, einen großen öffentlichen Dienst und die Fähig-
keit zur Bereitstellung militärischer Gewalt. Könnte sich das europäische Modell weltweit 
verbreiten?" Und das "europäische Modell" wird von der derzeitigen EU mittels der herbeige-
führten Krisen unerbittlich zum vollen europäischen Staat vorangetrieben. 
Und auch Wolfgang Schäuble plädiert in seiner oben angeführten Rede vom 11.1.2013 für die 
EU als Vorstufe zu einer globalen Regierung: "Daher lautet meine erste Begründung für die 
Notwendigkeit einer weiter fortschreitenden europäischen Einigung, daß eben diese den mit 
Abstand am weitesten entwickelten Ansatz für neue Elemente von Regierungs- und Ordnungs-
strukturen bildet, also eine Form von Governance, die auch die globalisierte Welt als Ganzes 
entwickeln muß. Diese neuen Elemente von Regierungs- und Ordnungsstrukturen in Europa 
sind zugleich ein Beitrag zu unserer globalen Verantwortung, die wir Europäer im Hinblick 
auf unsere weltgeschichtliche Rolle in den zurückliegenden Jahrhunderten nicht geringschät-
zen sollten."  
Manfred Kleine-Hartlage zieht am Ende seines zitierten Essays ein ernstes Fazit: "Die Umris-
se einer durchaus nicht kommunistischen oder faschistischen, wohl aber totalitären und, ein-
mal errichtet, nicht mehr zu beseitigenden globalen Diktatur zeichnen sich deutlich ab. Alle 
zu ihrer Verwirklichung erforderlichen Strategien laufen bereits, und dies zum Teil schon seit 
vielen Jahrzehnten. Ob dieser Prozeß noch umkehrbar ist? Wenn ich Optimist wäre, würde 
ich sagen: Es ist 1 Minute vor 12." …<< 
Schlußbemerkungen: Infolge einer genialen Vernebelungstaktik wurde jahrzehntelang nicht 
bekannt, daß die Gründung und die spätere Erweiterung der Europäischen Union in erster Li-
nie von den Vereinigten Staaten von Amerika durchgesetzt wurde, um die wieder aufstreben-
de deutsche Industriemacht zu neutralisieren und um den sowjetischen Einfluß in Europa zu 
reduzieren. 
Die führende US-Ordnungsmacht benötigte die EU und die NATO außerdem unbedingt für 
die Realisierung ihrer angestrebten Weltmachtpolitik (Schaffung einer "neuen Weltordnung"). 
Ferner ging es um die Erweiterung von profitablen Absatzmärkten und strategischen US-Di-
rektinvestitionen sowie um die wirtschaftliche Eindämmung und Zerstörung der kommunisti-
schen UdSSR. 
Nach der erfolgreichen politischen und wirtschaftlichen Zerstörung der UdSSR im Dezember 
1991 ordnete die NWO-Führung schließlich die Ablösung der bisherigen europäischen Na-
tionalstaaten durch den angeblich dringend benötigten EU-Einheitsstaat bzw. die Vereinigten 
Staaten von Europa nach dem Vorbild der USA an. 
Seit 1985 wurden allmählich die staatliche Souveränität und Kompetenzen der National-
staaten systematisch reduziert, um die EU in einen zentralistischen Einheitsstaat umzuwan-
deln. Die Gliederung und die Vorgehensweise der EU-Kommissionen und der EU-
Kommissare ähneln nicht umsonst der diktatorischen Politik in der ehemaligen Sowjetunion 
(UdSSR: "Union der sozialistischen Sowjetrepubliken"). 
Die Europäische Union, die ursprünglich eine Europäische Wirtschaftsgemeinschaft war, 
verteidigt schon längst nicht mehr die demokratischen Grundrechte, die Interessen des 
Gemeinwohls und die Selbstbestimmung der Nationalstaaten Europas, sondern setzt sich in 
erster Linie für die Durchsetzung eines EU-Einheitsstaates, gesellschaftszerstörende 
Ideologien (Genderismus) und für wirtschaftliche NWO-Ziele der Banken und der inter-
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nationalen Großkonzerne ein. 
Die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland müßte aufgrund der erfolgreichen Export-
wirtschaft eigentlich zu den reichsten Bürgern Europas zählen, aber aufgrund der EU-Zwangs-
mitgliedschaft und enormen jährlichen Beitragszahlungen besitzen die Deutschen lediglich 
geringe Vermögen und belegen laut EZB-Studien gegenwärtig den letzten Platz innerhalb der 
EU. Angesichts dieses erstaunlichen Ergebnisses muß man die deutsche Zwangsmitglied-
schaft in der EU als "Erfolgsgeschichte" der Siegermächte einordnen, denn die Vorgaben der 
Potsdamer Dreimächte-Konferenz wurden nicht nur erfüllt, sondern sogar wesentlich übertrof-
fen. 
Im sogenannten Potsdamer Protokoll - Mitteilung über die Dreimächte-Konferenz, die vom 
17. Juli bis zum 2. August 1945 in Potsdam stattfand - hieß es z.B. (x101/191-192): >>>... B. 
Wirtschaftliche Grundsätze 
... 15. Es ist eine alliierte Kontrolle über das deutsche Wirtschaftsleben zu errichten, jedoch 
nur in den Grenzen, die notwendig sind: 
a) zur Erfüllung des Programms der industriellen Abrüstung und Entmilitarisierung, der Repa-
rationen und der erlaubten Aus- und Einfuhr; 
b) zur Sicherung der Warenproduktion und der Dienstleistungen, die zur Befriedigung der 
Bedürfnisse der Besatzungsstreitkräfte und der verpflanzten Personen in Deutschland notwen-
dig sind und die wesentlich sind für die Erhaltung eines mittleren Lebensstandards in 
Deutschland, der den mittleren Lebensstandard der europäischen Länder nicht über-
steigt. Europäische Länder in diesem Sinne sind alle europäischen Länder mit Ausnahme des 
Vereinigten Königreiches und der Sowjetunion ...<< 
Die gleichgeschalteten Massenmedien behaupten zwar bei jeder Gelegenheit gebetsmühlenar-
tig, daß die Europäische Union für die Deutschen lebensnotwendig wäre und vor allem für die 
Deutschen nur Chancen und Vorteile bieten würde, aber die Realität sieht völlig anders:  
Obgleich die deutsche Wirtschaft in den folgenden Jahrzehnten unaufhörlich große Export-
überschusse erzielte, die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland nicht verschwende-
risch lebte und der Staat außer der Wiedervereinigung von BRD und DDR keine außerge-
wöhnlichen Maßnahmen finanzierte, betrug die amtliche Schuldenlast der vermeintlich rei-
chen Bundesrepublik Deutschland Ende 2010 mehr als 2.000 Milliarden Euro. 
Diese Schuldenlast erhöht sich außerdem um eine Haftungssumme von vermutlich mehr als 
1.000 Milliarden Euro, die im Rahmen des EZB-Anleihekaufprogrammes entstehen wird. 
Eine im April 2013 veröffentlichte Studie der Europäischen Zentralbank kam zu dem Ergeb-
nis, daß die Deutschen im Schnitt sogar ärmer sind als z.B. die Bevölkerung der EU-Krisen-
staaten Spanien, Italien, Griechenland oder Zypern.  
Angesichts der enormen deutschen Exportüberschüsse stellt sich die Frage, wo eigentlich die 
Milliardenüberschüsse des deutschen Staates seit 1959 geblieben sind und wie die enorme 
Schuldenlast entstanden ist.  
Ungeachtet der katastrophalen Folgen des Zweiten Weltkrieges besaß die Bundesrepublik 
Deutschland Ende 1958 bereits wieder einen Überschuß in Höhe von 2,9 Milliarden DM 
(x069/215). 
Ein beträchtlicher Teil der deutschen Überschüsse wurde offensichtlich durch die EU konfis-
ziert, um einen systematischen Wohlstandstransfer bzw. verdeckte Reparationen an die zahl-
reichen Nettoempfänger der EU vorzunehmen. 
Die europäischen Nationalstaaten sollen demnächst zu Provinzen eines neuen zentralistischen 
EU-Bundesstaates werden: Schaffung eines EU-Haushaltes und eines EU-Finanzministers, 
Vergemeinschaftung der Schulden. Der Europäische Gerichtshof soll für sämtliche Bereiche 
des EU-Rechts zuständig werden. Dieser linkslastige EU-Einheitsstaat scheint um jeden Preis 
die Nachfolge der gescheiterten kommunistischen Diktatur in der ehemaligen UdSSR anzu-
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streben. In dieser EU-Diktatur werden demokratische Freiheitsrechte, Leistungsbereitschaft, 
Eigenverantwortung und Kreativität, die bisher die einzelnen Nationalstaaten auszeichneten, 
schnell spurlos verschwinden. 
Aufgrund der permanenten politischen Entmündigung und planmäßigen Ausplünderung der 
deutschen Bevölkerung sowie der geplanten Liquidierung des deutschen Nationalstaates ist es 
unumgänglich, die EU sofort zu verlassen, um diese völkerrechtswidrige Unterdrückung und 
perfide Ausbeutung endlich zu beenden. 
Der sofortige EU-Austritt dürfte völkerrechtlich unproblematisch sein, weil der Beitritt zur 
Ruhrbehörde bzw. Ruhrstatut gewaltsam und damit völkerrechtswidrig erpreßt wurde, war 
auch die Mitgliedschaft in den Folgegemeinschaften, wie z.B. in der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU, von Anfang an nichtig und damit 
unwirksam.  
 


